
 
 
 
 
 
 

Ratgeber 
 

Attraktive Arbeitgeberin Gemeinde 
 
 
 
 

Ein Projekt von: 
Verband Bernischer Gemeinden VBG 

Bernisches Gemeindekader BGK 
 



Herausgegeben von:  
Verband Bernischer Gemeinden VBG 
Bernisches Gemeindekader BGK 
www.begem.ch 

 
 

 

Attraktive Arbeitgeberin Gemeinde 
 

 
 

 

 

 
 

Einführung 1 

Personalrechtliche Grundlagen 6 

Organisationsmodelle 9 

Make or Buy? 13 

Wie viel Personal braucht eine Gemeinde? 17 

Stellenbesetzung 24 

Das Gehalt 31 

Ein angenehmes Arbeitsumfeld 35 

Zeitgemässe Arbeitsmodelle 38 

Personalführung 41 

Aus- und Weiterbildung 50 

Coaching 55 

Ausbildung von Lernenden 58 

Behördentätigkeit 65 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

http://www.begem.ch/


März 2016 Einführung Seite 1 

 
 

Einführung 

1 Ausgangslage 

Es wird immer schwieriger, frei werdende Stellen in den Gemeinden zu besetzen. Der Fachkräfte-

mangel ist auch in anderen Branchen ein Thema, das stetig an Bedeutung gewinnt. Dies hat den Ver-

band Bernischer Gemeinden VBG und das Bernische Gemeindekader BGK Ende 2014 bewogen, das 

Problem aktiv anzugehen und nach Lösungen zu suchen. Mit dem Projekt „Attraktive Arbeitgeberin 

Gemeinde“ soll ein Beitrag geleistet werden, damit die Rekrutierung von Gemeindekadern in einem 

möglichst günstigen Umfeld erfolgen kann und sich hoffentlich wieder mehr gut qualifizierte Personen 

für eine Tätigkeit in einer Gemeinde begeistern lassen. 

2 Wo drückt der Schuh? 

Die Gemeinden tun sich ganz allgemein schwer mit der Rekrutierung von Kaderangestellten, wobei es 

im ländlichen Raum bzw. für kleinere Gemeinden besonders anspruchsvoll ist, geeignete Personen zu 

gewinnen. Allerdings sind auch grössere Gemeinden bekannt, denen es über längere Zeit nicht ge-

lungen ist, Kaderstellen mit geeignetem Personal zu besetzen. Das Problem verschärft sich, wenn 

eine Stelle in einer Gemeinde längere Zeit nicht besetzt werden kann oder Konflikte den Weg in die 

Öffentlichkeit gefunden haben. Oft sind die Gemeinden auf teure Übergangslösungen angewiesen 

und müssen für die Besetzung der Stelle aufwändige und kostenintensive Verfahren durchführen. 

Besonders akzentuiert sind die Probleme bei der Besetzung von Stellen in der Bauverwaltung. Letzt-

lich sind alle Gemeinden von diesem Problem betroffen, aber nicht alle mit der gleichen „Intensität“. 

 

Die Gründe für diese Problematik sind ausgesprochen vielschichtig. Der Fachkräftemangel ist auch in 

anderen Branchen ein Thema, das an Bedeutung gewinnt, zudem sind Gemeinden in anderen Kanto-

nen ebenfalls betroffen. Der Wettbewerb um die qualifizierten Fachkräfte beginnt bereits bei der An-

stellung von Lernenden und spitzt sich beim Kader noch zu. Spezielle Herausforderungen ergeben 

sich für die Gemeinden bei der Forderung nach Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Diese Forderung 

steht oftmals in direktem Widerspruch mit dem Milizsystem der Gemeinde, das unter Umständen die 

Verfügbarkeit für Sitzungen am Abend bedingt. Erfahrungsgemäss kann die Privatwirtschaft flexibler 

und rascher auf veränderte Bedürfnisse reagieren. Die Gemeinden sind deshalb gefordert, die beste-

henden Rahmenbedingungen und üblichen Personalprozesse in jeder Hinsicht zu hinterfragen und 

gezielt punktuelle Verbesserungen einzuleiten.  
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3 Strategische Eckwerte zur Orientierung 

Die Verbände (VBG und BGK) haben sich bei der Arbeit am Ratgeber an den folgenden strategischen 

Eckwerten orientiert, die letztlich zur gewünschten Stärkung der Attraktivität der bernischen Gemein-

den als Arbeitgeberinnen führen sollen: 

 

Die Gemeinden 

 führen solide, professionelle Stellenbesetzungsverfahren durch; 

 sind gute und verlässliche Arbeitgeberinnen mit einer ausreichenden Professionalität; 

 haben ein „gerechtes“ und angemessenes Gehaltssystem sowie eine gute Personalvorsorge; 

 reihen ihr Personal fair ein und gewährleisten eine der individuellen Leistung und Erfahrung an-

gemessene Gehaltsentwicklung; 

 bilden – allenfalls im Verbund – Lernende aus; 

 legen Wert auf die gezielte Planung der Entwicklung der Mitarbeitenden; 

 gewährleisten und fördern eine gute und professionelle Ausbildung für alle Kaderstufen und Fach-

richtungen und ermöglichen einen regelmässigen Erfahrungsaustausch; 

 sind verantwortlich für ein möglichst angenehmes Arbeitsumfeld; 

 verzichten auf eine Nullfehler-Toleranz und stehen hinter dem Gemeindepersonal, auch in poli-

tisch turbulenten Zeiten; 

 legen ihre Organisation so, dass den „modernen“ Ansprüchen des Kaders an die Beschäftigung 

(Teilzeit, Freizeit etc.) Rechnung getragen wird; 

 stellen die erforderliche Qualität der Aufgabenerfüllung nötigenfalls mit regionalen Zusammenar-

beitsformen oder partiellem Einkauf von Spezialistenwissen sicher (z.B. regionale Bauverwaltun-

gen); 

 organisieren die politischen Strukturen und die Abläufe der Behördentätigkeit so, dass die Schnitt-

stellen und Kontakte zur Verwaltung nicht durch unzweckmässige Organisationsformen behindert 

werden; 

 ergreifen alle notwendigen Massnahmen, damit das Berufsbild in der Öffentlichkeit positiv wahr-

genommen wird; 

 wollen mit diesen Massnahmen die Kaderstellen attraktivieren. 

4 Zum Teilprojekt Ratgeber 

Die gesellschaftliche Entwicklung geht schnell, immer schneller. Der Ratgeber kann diese Entwicklung 

weder aufhalten noch beeinflussen. Der Staat und mit ihm die Gemeinden bekunden zunehmend Mü-

he, mit dieser Entwicklung Schritt zu halten. Nicht, dass es am Willen fehlen würde, stets den Bedürf-

nissen der modernen Gesellschaft bzw. der Bürgerin und des Bürgers gerecht zu werden. Aber die 

Abläufe der öffentlichen Hand sind eher träge, ohne aufwändige partizipative Prozesse geht gar nichts 

und am Schluss finden bei wichtigen Geschäften immer noch Volksabstimmungen statt. An diesen 

Mechanismen und Prozessen wird kaum etwas ändern. Auch der vorliegende Ratgeber kann da we-

nig Einfluss nehmen. Er kann höchstens einen Beitrag leisten, dass die Gemeinden die Probleme früh 

erkennen und alles daran setzen, um den Entwicklungen und Veränderungen aktiv zu begegnen. Der 

Ratgeber gründet auf einer Analyse des Ist-Zustands und berücksichtigt zusätzlich die zu erwartenden 

Entwicklungen. Er beschränkt sich indessen auf eher praktische, pragmatische Lösungen und hat 



März 2016 Einführung Seite 3 

 
 

keineswegs den Anspruch, den Gemeinden zu vermitteln, was richtig und was falsch ist. Für Gemein-

den, die bereits gut aufgestellt sind, kann der Ratgeber eine Bestätigung sein, für andere Gemeinden 

sollen die vielen Beispiele und Links mögliche Anregungen für Verbesserungen geben. Die Verbände 

werden die Entwicklung genau verfolgen und wenn nötig den Ratgeber berichtigen oder ergänzen. 

Letztlich bleibt es aber in der Verantwortung der Gemeinden, sich so zu organisieren, dass sie ein 

optimales Umfeld für das Personal, aber auch für die Behörden bieten. Dabei werden sich aufgrund 

regionaler und lokaler Umstände und Befindlichkeiten immer erhebliche Unterschiede ergeben, was 

letztlich zu begrüssen ist.  

5 Zum Teilprojekt Aus-/Weiterbildung 

Die Aus- und Weiterbildung für die bernischen Gemeinden hat eine langjährige Tradition, eine breite 

Akzeptanz und eine hohe Qualität. Um den sich wandelnden Ansprüchen gerecht zu werden, wurden 

die Lehrgänge ausserdem fortlaufend überprüft und in den vergangenen Jahren immer wieder an die 

aktuellen Bedürfnisse angepasst. Im Rahmen dieses Projekts wurden wiederum mehrere Neuerungen 

vorgenommen. Speziell wurden beim Fachausweislehrgang (FAG), also der Berufsprüfung, folgende 

Anpassungen umgesetzt: 

 

 Wegfall der dreijährigen Berufspraxis als Einstiegsbedingung  

 Erhöhung der Klassengrösse auf rund 80 Teilnehmende 

 Verschlankung der Lektionentafel mit Kürzung um rund 30 Lektionen 

 

Die Rückmeldungen aus der Praxis zeigen deutlich, dass der Berufsnachwuchs heute sehr rasch 

nach dem Berufsabschluss bereits eine erste Aus- oder Weiterbildung absolvieren will. Findet er diese 

Möglichkeit nicht, besteht die Gefahr einer Abwanderung in die Privatwirtschaft. Mit dem Wegfall der 

reglementarisch vorgegebenen Hürde sind nun die Gemeinden als Arbeitgeberinnen doppelt gefor-

dert, die nötige Triage zu machen. Der berufsbegleitende Fachausweislehrgang ist eine anspruchsvol-

le Ausbildung und die Durchfallquote ist bereits heute entsprechend hoch. Die Ausbildung bedingt die 

nötige persönliche Reife, eine hohe Selbstdisziplin und Durchhaltevermögen. Hilfreich ist auch eine 

gewisse Berufspraxis. Es ist vorsichtig abzuschätzen, welche Mitarbeitenden den erforderlichen 

Rucksack bereits in sehr jungen Jahren mitbringen. Bei einer mangelhaften Selektion droht den Ab-

solventinnen und Absolventen ein Misserfolg, der ebenfalls dazu führen kann, dass die Freude an 

unserer Branche verloren geht. Die angestrebten Kaderfunktionen (Bauverwalter/in, Finanzverwal-

ter/in, Gemeindeschreiber/in) bedingen ausserdem auch eine gewisse Lebenserfahrung und persönli-

che Reife.  

 

Der Wegfall der Eintrittshürde bringt nur eine Verbesserung, wenn die zusätzlichen Personen im 

Fachausweislehrgang überhaupt einen Platz finden. Die bisherigen Strukturen waren auf eine Klas-

sengrösse von rund 50 Personen ausgerichtet. Dadurch mussten jedes Jahr aus Platzgründen An-

meldungen zurückgestellt werden. Mit der Umstrukturierung sind nun die Rahmenbedingungen für 

eine Vergrösserung der Kapazität auf rund 80 Personen geschaffen worden.  
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Im Projekt erfolgte eine verstärkte Fokussierung auf das eigentliche Kerngeschäft und damit auf die 

Themen, die für alle drei Fachrichtungen eine hohe Relevanz haben. Verschiedene Themen, die eher 

im Bereich des Wünschenswerten anzusiedeln sind, wurden deshalb stark reduziert oder gestrichen. 

Sie wurden teilweise ins Führungssemester oder die Fachsemester der Diplomausbildungen für Ge-

meindeschreiber/innen, Finanzverwalter/innen oder Bauverwalter/innen verschoben. Gestützt auf 

diese Umstrukturierungen erfährt der Fachausweislehrgang umfangmässig eine Reduktion um rund 

30 Lektionen.  

6 Zum Teilprojekt Kommunikation 

Das Teilprojekt Kommunikation wurde bewusst nachgelagert gestartet, da hier die Erkenntnisse aus 

dem Gesamtprojekt einfliessen sollen. Da zuerst geklärt werden muss, welche Produkte überhaupt 

entstehen und den Gemeinden zur Verfügung gestellt werden sollen, konnten hier bei der ersten Be-

schlussfassung über die Projektfinanzierung im Januar 2015 noch keine konkreten Mittel für das letzte 

Teilprojekt beantragt werden. Die Arbeiten sind nun soweit fortgeschritten, dass den Mitgliederver-

sammlungen von BGK und VBG im Mai bzw. Juni 2016 ein Kreditantrag für das letzte Puzzleteil des 

Projekts unterbreitet werden kann.  

7 Mitwirkende und Dank 

Folgende Personen engagierten sich im Projekt „Attraktive Arbeitgeberin Gemeinde“ (in alphabeti-

scher Reihenfolge):  

 

Projektleitung:  

Vertretung VBG: Bernhard Antener, Daniel Arn und Daniel Bichsel  

Vertretung BGK: Hubert Allemann, Monika Finger, Monika Gerber, Kurt Gyger und Beat Heuer 

 

Teilprojekt Ratgeber:  

Hubert Allemann, Daniel Arn, Monika Finger, Monika Gerber, Kurt Gyger, Beat Heuer, Hans Rudolf 

Löffel (Firma Mandatum) und Monique Schürch (AGR)  

 

Teilprojekt Aus-/Weiterbildung: 

Christof Berner, Monika Finger, Monika Gerber, Claudine Luginbühl und Peter Scholl 

 

Teilprojekt Kommunikation: 

Daniel Arn, Monika Gerber und Hannes Zaugg 

 

Wir bedanken uns bei den aufgeführten Personen, die sich mit ihrem Wissen und Erfahrungsschatz 

tatkräftig zugunsten der bernischen Gemeinden eingebracht haben!  
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Ein ganz spezieller Dank gebührt ausserdem Max Spring für seine liebevolle Illustration des Ratge-

bers und den von ihm kreierten Akteuren in unserer fiktiven Gemeinde. Gerne stellen wir diese hier 

erstmals kurz vor.  
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Personalrechtliche Grundlagen 

1 Ausgangslage 

Die Gemeinden sind im Bereich des Personalrechts grundsätzlich autonom. Sie können zum Beispiel 

bestimmen, ob ihr Personal öffentlich-rechtlich oder privatrechtlich angestellt wird. Sofern die Ge-

meinden keine eigenen Regelungen vorsehen, gilt für das Gemeindepersonal sinngemäss das kanto-

nale Personalrecht (Art. 32 Gemeindegesetz). Sogar bei der Übernahme des Musterpersonalregle-

ments des Amts für Gemeinden und Raumordnung (AGR) heisst dies, dass für Belange, die nicht 

geregelt sind, das kantonale Recht – insbesondere das Personalgesetz und die Personalverordnung – 

gilt. Meistens verzichten die Gemeinden auf weitgehende eigenständige Regelungen. De facto gelten 

deshalb in vielen Punkten für die Gemeinden die Vorgaben des kantonalen Personalrechts. Die Ge-

meinden sollten jedoch bewusst prüfen, welche kantonalen Regelungen für sie nicht passen und dort 

eigene Bestimmungen erlassen. 

2 Umfang von gemeindeeigenen Regelungen 

Seit dem 1. Juli 2005 gelten für den Kanton das Personalgesetz vom 16. September 2004 und die 

Personalverordnung vom 18. Mai 2005. Beide Erlasse wurden in der Zwischenzeit bereits mehrmals 

revidiert, teilweise durch indirekte Änderungen. Grundsätzlich muss damit gerechnet werden, dass 

das kantonale Recht auch in Zukunft in verhältnismässig kurzen Abständen ändern wird. Speziell bei 

den nachfolgenden Themenbereichen ist zu prüfen, ob die kantonalen Bestimmungen gelten sollen 

oder ob abweichende Regelungen für die Gemeinde sinnvoll scheinen:  

 Öffentlich-rechtliche oder privatrechtliche Anstellung 

 Aufteilung der Sozialversicherungsbeiträge 

 Pflicht zur Stellenausschreibung 

 Kündigungsfrist 

 Gehaltssystem, Gehaltsaufstieg 

 Gehaltsfortzahlung bei Krankheit und Unfall 

 Ferien 

 Treueprämie 

 Langzeitkonto 

 Bezahlter Kurzurlaub 

 Vaterschaftsurlaub 

 Weiterbildungsbeiträge/Rückzahlungspflicht 

 Jahresarbeitszeit (keine Überzeit!) 

 Zulagen Wochenend- und Nachtdienstarbeit sowie Pikettdienst 

 Abgangsentschädigung 

 Generelle Gültigkeit von Regierungsratsbeschlüssen (z.B. Teuerungsausgleich) 
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Viele kommunale Erlasse enthalten neben personalrechtlichen Vorschriften im eigentlichen Sinn 

weitere Bestimmungen, namentlich über die Entschädigung von Behördenmitgliedern. 

Nach bundesgerichtlicher Praxis ist es nicht zulässig, dass der Gemeinderat das gesamte Personal-

recht „nur“ in einer Verordnung regelt. Die wichtigsten Grundsätze müssen auf Stufe Reglement (Er-

lass der Stimmberechtigten oder des Parlaments) geregelt werden. In einem Reglement kann der 

Gemeinderat zu Ausführungsbestimmungen in einer Verordnung ermächtigt werden. Namentlich die 

Zuweisung der Funktionen zu einer bestimmten Gehaltsklasse erfolgt vorzugsweise auf Stufe Verord-

nung. Dies ist indessen nur möglich, wenn das Personalreglement eine entsprechende Delegati-

onsnorm vorsieht. Selbstverständlich kann das gesamte Personalrecht umfassend auf Reglements-

stufe geregelt werden. 

3 Muster-Personalrecht / Kantonales Recht 

Das Amt für Gemeinden und Raumordnung verfügt über einen reichen personalrechtlichen Fundus, 

sowohl bezüglich Muster-Rechtsgrundlagen als auch bezüglich Anwendung und Verweis auf kantona-

les Personalrecht beziehungsweise eine Wissensdatenbank des kantonalen Personalamtes. 

4 Privatrechtlich oder öffentlich-rechtlich anstellen? 

Viele Gemeinden sehen vor, das Personal mit Ausnahme der im Stundenlohn beschäftigten Aushilfen 

öffentlich-rechtlich anzustellen. Die öffentlich-rechtliche Anstellung stellt – anders als dies oft darge-

stellt wird – keinen übermässigen Schutz vor Kündigung dar. Soll einer öffentlich-rechtlich angestellten 

Person gekündigt werden, bedingt dies die vorgängige Anhörung (Gewährung des rechtlichen Ge-

hörs) und danach eine förmliche Verfügung. Diese Verfügung kann bei den Rechtsmittelinstanzen 

angefochten werden. Grundsätzlich hat sich das öffentlich-rechtliche Anstellungsverhältnis bewährt. 

Es führt zu Rechtssicherheit und zu Entscheiden von Rechtsmittelinstanzen (Regierungsstatthalter-

amt, Verwaltungsgericht), die das kommunale Umfeld kennen und den entsprechenden Besonderhei-

ten Rechnung tragen, während die Zivilgerichte bei privatrechtlichen Arbeitsverhältnissen oft weit weg 

vom kommunalen Alltag entscheiden. Für das öffentlich-rechtliche Arbeitsverhältnis spricht die ergän-

zende Anwendung des kantonalen Personalrechts, was der Rechtssicherheit letztlich sehr förderlich 

ist (BSIG 1/153/01 Anstellungsmöglichkeiten). 

http://www.jgk.be.ch/jgk/de/index/gemeinden/gemeinden/gemeinderecht/musterreglemente.html
http://www.jgk.be.ch/jgk/de/index/gemeinden/gemeinden/gemeinderecht/Personalrecht--neu-.html
http://www.fin.be.ch/fin/de/index/personal/personalrecht/wdb.html
http://www.begem.ch/images/content/ratgeber/BSIGAnstellungsmglichkeiten.pdf
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5 Fazit 

 Die Gemeinden geniessen eine grosse Autonomie, personalrechtliche Fragen frei regeln zu kön-

nen; wo keine eigenständigen Regelungen getroffen werden, gelten die kantonalen Bestimmun-

gen.  

 Aus Gründen der Rechtssicherheit und um nicht in allen Punkten ein eigenes Regelwerk verfas-

sen zu müssen, ist eine Anlehnung an das geltende Recht des Kantons und die damit verbunde-

ne Rechtspraxis sinnvoll.  

 Eine bewusste Prüfung, wo die Gemeinde eigenständige, abweichende Bestimmungen erlassen 

will, ist unabdingbar.  

 Namentlich beim Entscheid, ob öffentlich-rechtlich oder privatrechtlich anzustellen sei, sollte mög-

lichst nüchtern und emotionslos entschieden werden.  
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Organisationsmodelle 

1 Ausgangslage 

Wenn mehrere Personen gemeinsam Aufgaben erfüllen und ein Ziel erreichen wollen, muss klar sein, 

wer welche Rolle übernimmt. Die Frage, ob eine Kaderstelle attraktiv ist, hängt direkt von der Organi-

sation der Gemeinde ab. Funktioniert das gewählte Organisations- und Führungsmodell in der Praxis, 

hat es sich allenfalls bereits in Krisenzeiten bewährt? Oder hat die Gemeinde schwerfällige Strukturen 

und fehlende Klarheit bei den Zuständigkeiten und Verantwortlichkeiten vorzuweisen? Eine gute Re-

gelung bedingt eine klare Aufbauorganisation, die aufzeigt, wie die einzelnen Personen zueinander 

stehen (Organigramm) und welche Personen für einzelne Aufgaben verantwortlich sind und über wel-

che Zuständigkeiten sie verfügen (Funktionendiagramm). Eine regelmässige Befassung mit Organisa-

tions- und Führungsfragen lohnt sich selbstverständlich nicht nur mit Blick auf die Attraktivität als po-

tenzielle Arbeitgeberin. Mit einer guten Organisation ist die Gemeinde gerüstet, in guten und in 

schlechten Zeiten zu funktionieren und die Diskussionen auf inhaltliche, politische und fachliche Fra-

gen zu konzentrieren. 

2 Frühzeitige Planung 

Nicht alle Stellenbesetzungen lassen sich frühzeitig voraussehen. Gerade aber bei der Pensionierung 

von langjährigen Gemeindekadern ist der anstehende Wechsel frühzeitig bekannt. Es lohnt sich in 

diesem Fall eine rechtzeitige Befassung mit der Frage, ob die Rahmenbedingungen der Stelle attraktiv 

genug sind, um potenzielle Bewerberinnen und Bewerber anzulocken. Zu dieser Frage können gege-

benenfalls die Erfahrungen der austretenden Person von Nutzen sein. Sind mit Blick auf die Neube-

setzung Anpassungen bei der Organisation der Gemeinde angezeigt, bedingen diese häufig relativ 

lange Vorlaufzeiten. Eine rechtzeitige Behandlung der sich stellenden Fragen – allenfalls im Rahmen 

einer grundlegenden Diskussion über die generelle Zukunft der Gemeinde – und eine kritische Bewer-

tung der aktuellen Arbeitsbedingungen tragen dazu bei, dass die entsprechenden Fragen nicht erst 

unter Termindruck auf den Tisch gebracht werden müssen, wenn zum Beispiel eine erste Ausschrei-

bung zu keinen passenden Bewerbungen geführt hat.  

3 Beispiele von Organisationsmodellen (Aufbauorganisation) 

Das Organigramm zeigt grafisch auf, wer wem übergeordnet bzw. untergeordnet ist. Dabei ist zu be-

achten, dass es immer nur eine übergeordnete Stelle geben darf. Eine Regelung mit mehr als einer 

vorgesetzten Stelle führt früher oder später zu Konflikten. Die vorgesetzte Stelle trägt die Führungs-

verantwortung und ist damit weisungsberechtigt. Einer vorgesetzten Stelle sollten in der Regel (Aus-

nahmen gibt es vor allem bei Lehrpersonen) nicht mehr als zehn Mitarbeitende unterstellt sein (über-

schaubare Handlungs- und Führungsspanne).  
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Es ist davon auszugehen, dass sich die Mitglieder eines Gemeinderats die Aufgaben mittels Ressorts 

aufteilen. Dabei stellt sich immer die Frage, ob die einzelnen Ressortvorstehenden neben der politi-

schen Verantwortung für die Geschäfte in ihrem Ressort ebenfalls eine Personalführungsverantwor-

tung übernehmen. Die nachstehenden Modelle zeigen beispielhaft, wie die Organisation ausgestaltet 

werden kann. Dabei bedeuten durchgezogene Linien die Führungsverantwortung (einschliesslich Per-

sonalführung), gestrichelte Linien eine Zusammenarbeit ohne Führungsverantwortung. Je nach Grös-

se der Gemeinde und deren Bedürfnis ist das Organigramm mit sämtlichen Abteilungen und den darin 

enthaltenen Stellen zu zeichnen. Dabei ist zu beachten, dass bei der Ausgestaltung der konkreten 

Aufgabenzuteilung viel Spielraum besteht und der Unterschied zwischen den einzelnen Modellen je 

nach Ausgestaltung gering sein kann. Gleichzeitig können vermeintlich gleiche Modelle stark vonei-

nander abweichen. 

3.1 Modelle ohne Personalführungsverantwortung der Ressortvorstehenden 

Modell 1a  

Das Gemeindepräsidium führt die Abteilungsleitenden (1. Hierarchieebene der Verwaltung) 
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Modell 1b 

Das Gemeindepräsidium führt Geschäftsleiter/Geschäftsführer/Citymanager  

Geschäftsleiter/Geschäftsführer/Citymanager führt die Abteilungsleitenden 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

3.2 Modell 2 mit Personalführungsverantwortung der Ressortvorstehenden  

Die einzelnen Ressortvorstehenden sind direkt den Abteilungsleitenden in ihrem Bereich vorgesetzt. 

Bei diesem Modell besteht das Problem, dass in den meisten mittleren und kleineren Gemeinden we-

niger Abteilungen bestehen, als der Gemeinderat Mitglieder hat. Dadurch wird es Mitglieder im Ge-

meinderat geben, die über Personalführungsverantwortung verfügen und solche, die davon entlastet 

sind. Zudem kann dieses Modell je nach Ausgestaltung dazu führen, dass eine Abteilungsleitung von 

mehreren Gemeinderatsmitgliedern geführt wird, was sich bei „Schlechtwetter“ als sehr problematisch 

erweisen kann. 
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4 Wahl der richtigen Organisationsform 

Wichtiger als das gewählte Organisations- und Führungsmodell sind die damit verbundenen Zustän-

digkeiten und Verantwortlichkeiten, insbesondere bei der Personalführung. Diese Zuständigkeiten 

müssen bewusst gewählt und gelebt werden. Die Führung des Verwaltungskaders als Fachspezialis-

ten durch eine Milizbehörde (oft ohne entsprechendes fachliches Know-how) ist eine ausgesprochen 

anspruchsvolle Aufgabe. Klare Zuständigkeiten sind hilfreich und der Grundsatz von „zu viele Köche 

verderben den Brei“ gilt auch im Verhältnis zwischen Politik und Verwaltung. Die Übertragung der 

Führung der einzelnen Kadermitarbeitenden oder gar der ganzen Abteilung durch die zuständigen 

Ressortleiter ist gerade in kleineren Organisationen kaum zielführend. Die Erfahrungen zeigen, dass 

sich eine Personalführung „aus einer Hand“ – sei es durch das Gemeindepräsidium oder durch eine 

Person in der Gemeindeverwaltung – gerade bei problembeladenen Situationen eher bewährt. Hier 

gilt es für jede Gemeinde, bewusst die für die eigene Grösse, Struktur und Kultur passende Organisa-

tionsform zu finden.  

5 Fazit 

 Grössere Veränderungen der Gemeindeorganisation brauchen Zeit. Ist die Neubesetzung einer 

wichtigen Kaderstelle frühzeitig absehbar, sollte der Wechsel zum Anlass genommen werden, die 

aktuelle Situation rechtzeitig zu überprüfen.  

 Klare Zuständigkeiten und Verantwortlichkeiten bei der Personalführung sind wichtig und das 

gewählte System sollte danach ausgerichtet sein, dass auch schwierige und unliebsame Perso-

nalentscheide aktiv angegangen werden können und die Führung nicht nur in „Schönwetterlagen“ 

funktioniert.  

 Aus einem einfachen Organigramm geht hervor, wer wem unterstellt ist. Das Funktionendiaramm 

grenzt die Zuständigkeiten in verständlicher Form voneinander ab. Jede Gemeinde sollte über 

diese Instrumente verfügen. 
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Make or Buy? 

1 Ausgangslage 

Im kommunalen Alltag muss immer wieder die Frage beantwortet werden, ob eine Aufgabe selber 

erfüllt werden soll (Eigenerstellung, Make), oder ob die entsprechenden Leistungen bei Dritten (ande-

ren Gemeinden, Privaten) eingekauft werden sollen (Fremdbezug, Buy). Die „lessons learned“ in der 

Praxis führen zum Schluss, dass beide Möglichkeiten der kommunalen Aufgabenerfüllung Vor- und 

Nachteile haben. Es gilt immer abzuschätzen, in welcher momentanen Situation welche Lösung zu 

bevorzugen ist. Gerade bei Schwierigkeiten, genügend gutes Personal anstellen zu können, ist der 

Fremdbezug von Leistungen sicher eine gute Alternative. Sobald eine Gemeinde mehr oder weniger 

alle Leistungen extern bezieht, ist wohl der Moment gekommen, über eine Gemeindefusion nachzu-

denken. 

2 Eigenerstellung oder Fremdbezug? 

Der Entscheid, ob eine kommunale Aufgabe selber erstellt oder allenfalls bei Dritten fremdbezogen 

werden soll, hängt von verschiedenen politischen, rechtlichen und ökonomischen Faktoren ab. Um 

„richtig“ entscheiden zu können, muss vorab genau bestimmt werden, wie sich die Aufgabe qualitativ 

und quantitativ darstellt, welche Mittel die Gemeinde einsetzen will und mit welchen Kosten die Aufga-

benerfüllung verbunden ist. Das Problem besteht oft darin, dass die Gemeinde die Kosten einer be-

stimmten Aufgabenerfüllung nicht genau kennt und somit die Vor- und Nachteile der Eigenerstellung 

nicht ausweisen kann. 

2.1 Eigenerstellung 

Für die Eigenerstellung sprechen die folgenden Gründe: 

 Ressourcen sind jederzeit verfügbar. 

 Die Bedürfnisse der Gemeinde haben Vorrang. 

 Das Personal der Gemeinde kann besser ausgelastet werden. 

 Die Spezialisierung des Personals kann optimal genutzt werden. 

 Das Bewusstsein der öffentlichen Aufgabenerfüllung wird gestärkt. 

 

Gegen die Eigenerstellung sprechen die folgenden Gründe: 

 Die Leistung wird nicht am Markt erstellt (fehlender Wettbewerb). 

 Die Kosten sind höher als beim Fremdbezug. 

 Das Personal ist nicht immer ausgelastet. 

 Es werden Leistungen erbracht, die nicht ausdrücklich bestellt worden sind. 
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Es gibt kein Allgemeinrezept, welche Art der Aufgabenerfüllung besser ist. In jedem Einzelfall ist ge-

nau abzuwägen, bei welchem Modell die Vorteile überwiegen. Kosten sind zwar ein wichtiges, aber 

bei Weitem nicht das einzige Argument (Fallbeispiel zur Eigenerstellung).  

2.2 Fremdbezug 

Die Leistungen werden bei einem Privaten oder bei einer anderen Gemeinde am Markt gekauft. Dazu 

werden öffentlich-private oder öffentlich-öffentliche Partnerschaften eingegangen. Im Folgenden wer-

den die Merkmale sowie Beispiele dargestellt. 

2.2.1 Merkmale des Fremdbezugs 

Der Fremdbezug lässt sich anhand folgender allgemeiner Merkmale charakterisieren: 

 (Vertraglicher) Einkauf von Leistungen bei Dritten (Privaten oder anderen Gemeinden): Eine Ge-

meinde kauft bei einem Privaten oder anderen Gemeinden (Dritten) Leistungen. In der Schweiz 

können auch Gemeinden als private Anbieter auftreten. Gemeinden erstellen eine Leistung und 

offerieren diese einer anderen Gemeinde. Dort treten Gemeinden in Konkurrenz zu Privaten. An-

gebote von Gemeinden werden immer zahlreicher. Hier stellt sich die berechtigte Frage, ob dies 

unter regulären Marktbedingungen erfolgt. 

 Preisbildung am Markt (soweit konkurrierende Anbieter vorhanden): Es gibt in diesen Bereichen 

meistens mehrere Anbieter, die Interesse zeigen, die Leistung zu erbringen, somit erfolgt die 

Preisbildung in der Regel am Markt. Jedoch funktioniert die Preisbildung am Markt nicht immer! 

 Haftung: Die Haftung obliegt letztlich wohl immer der Gemeinde. Beispielsweise kann sich ein 

Hundebesitzer bei der Gemeinde schadlos halten, wenn der private Fuhrunternehmer den Hund 

widerrechtlich überfährt. Die Gemeinde kann allerdings aus dem Vertragsrecht heraus beim be-

auftragten Dritten die Kosten einfordern. Es gilt stets zu bedenken, dass enorm hohe Schäden 

auftreten können. Die Frage nach der Haftbarkeit beurteilt sich selbstverständlich immer aufgrund 

des übergeordneten Rechts. 

 Es gibt keine kommunale Steuerung bei der operativen Leistungserstellung. Dies ist der wichtigste 

Unterschied zur Ausgliederung. Die Gemeinde nimmt keinen Einsitz im Verwaltungsrat des priva-

ten Fuhrunternehmers und hat kein Interesse an der betrieblichen Kostenrechnung des privaten 

Unternehmens, sie ist ausschliesslich am Preis, der Qualität und der Quantität der Leistung inte-

ressiert. Im äussersten Fall gibt es flankierende Bestimmungen, dass die Gemeinde nur mit sol-

chen privaten Anbietern zusammenarbeitet, die beispielsweise über gewisse personalrechtliche 

Minimalstandards verfügen. 

 Keine Beteiligung an Dritten: Es gibt keine Eigentumsverflechtungen mit der Gemeinde.  

 Der Dritte tritt in der Regel direkt beim Leistungsbezüger (Kunden) auf. Dieses System ist in der 

Schweiz relativ unbestritten und bewährt sich. Immerhin wird ein Sechstel des Aufwandes kom-

munaler Leistungsbezüge durch Dritte erledigt.  

 Das Modell ist Output-orientiert (Produkt, Globalbudget etc.) wie im New Public Management). Im 

Vordergrund stehen Leistungen und Kosten.  

 Der Fremdbezug erfolgt nicht willkürlich, sondern im Rahmen eines transparenten Beschaffungs-

verfahrens, welches zum Voraus bestimmt, nach welchen Kriterien der Auftrag vergeben wird. Der 

Preis ist stets ein wichtiges Kriterium, aber bei Weitem nicht das einzige. 

http://www.begem.ch/images/content/ratgeber/FallbeispielzurEigenerstellung.pdf
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2.2.2 Beispiele 

Der Fremdbezug kann eine Aufgabe betreffen, die direkt beim Kunden erbracht wird (Contracting out) 

oder in einem internen Leistungsbezug bestehen (Outsourcing).  

 

Beispiele zum Contracting: 

 Sicherheit – private Sicherheitsgesellschaft: Es kann sinnvoll sein, für Patrouillentätigkeit im Zent-

rum ein privates Sicherheitsunternehmen zu beauftragen, welches mit seiner Präsenz einen Bei-

trag zu einem besseren Sicherheitsgefühl der Bevölkerung leistet. Hier gilt aber zu beachten, dass 

die Kompetenzen des privaten Sicherheitspersonals nicht weiter gehen sollen als die Rechte der 

Bevölkerung. Wo der Staat weitergehende Rechte in Anspruch nimmt, muss die Polizei als Re-

präsentantin des Gewaltmonopols in Erscheinung treten. Ob eine Gemeinde überhaupt private Si-

cherheitsfirmen beauftragen will, ist deshalb letztlich auch ein politischer Entscheid. 

 Abfallentsorgung – privater Kehrichtsammeldienst (Transportunternehmen). 

 Baupolizei (Baubewilligungen) – privates Architektur- oder Ingenieurbüro: In kleinen Gemeinden 

kann ein privater Architekt oder ein Ingenieurbüro die Bauaufgaben (Prüfung von Baugesuchen, 

Vorbereitung des Entscheids usw.) wahrnehmen. Der formale Bauentscheid ist allerdings von der 

Gemeinde zu fällen und zu verantworten. 

 Baulicher und betrieblicher Strassenunterhalt: Bauunternehmen oder (in kleinen Gemeinden) 

Landwirte führen den baulichen und betrieblichen Strassenunterhalt oft zu äusserst günstigen 

Konditionen durch. 

 

Beispiele zum Outsourcing: 

 Die Rechnungsprüfung (Audit) von Gemeinden kann aufgrund der Komplexität an spezialisierte 

Treuhandfirmen ausgelagert werden.  

 Gemeindeverwaltung: Viele Tätigkeiten der Verwaltung können vorübergehend oder ständig spe-

zialisierten Dritten übertragen werden. 

 Gemeinden, die keinen Rechtsdienst haben, beauftragen – je nach Fall – spezialisierte Anwälte 

oder Juristen mit der Beratung.  

 Informatik: Es kann sinnvoll sein, dass die Gemeinden gewisse Informatikleistungen (bis hin zu 

einem Rechenzentrum) einkaufen und nicht selber erstellen. 

 Versicherungsbewirtschaftung (Broker). 

3 Musterdokumente 

Im Vordergrund steht bei Leistungseinkauf sicher der Vertrag mit einer anderen Gemeinde. Die nach-

stehenden Musterdokumente sollen die Zusammenarbeit fördern. Anders als in zahlreichen Praxisbei-

spielen kommen diese Musterdokumente relativ einfach, kurz und prägnant daher. Es macht wenig 

Sinn, alle Eventualitäten zum Vornherein zu erkennen und zu regeln. Der Alltag soll zeigen, ob es 

noch Anpassungen braucht. Die Vertragsparteien müssen in der Überzeugung handeln, dass beide 

Seiten von der Zusammenarbeit profitieren und das Zusammengehen für beide einen konkreten 

Mehrwert bringt. 
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Musterdokumente: 

 Vertrag Übertragung Gemeindeverwaltung 

 Vertrag interkommunale Bauverwaltung (einschliesslich interkommunalem Bauentscheid) 

 Kalkulation Vollkosten eines Mitarbeitenden 

 Berechnung Stundenansatz 

4 Fazit 

 Es gibt keine Wahrheit, welches Modell (Eigenerstellung oder Fremdbezug) für die Gemeinde 

vorteilhafter ist.  

 Bei Spitzenbelastungen oder bei ganz besonderen und seltenen Bedürfnissen ist in der Regel der 

Fremdbezug besser und günstiger, während bei permanenter Auslastung eigene Ressourcen 

geeigneter sein können. 

 Massgebend ist oft das wirtschaftliche Flair der operativen Führung einer bestimmten Organisati-

onseinheit. Ist dies gegeben, dürfte die Eigenerstellung besser sein. Fehlt wirtschaftliches Ver-

ständnis, wäre dem Fremdbezug der Vorrang zu geben. 

 Fremdbezug ist nur dann erfolgreich, wenn es für die einzukaufenden Leistungen tatsächlich 

einen Markt gibt und dieser auch spielt. Fremdbezug bei Monopolanbietern ist kein Erfolgsrezept. 

 Nur im Rahmen von klaren und zum Voraus bekannten Vergabebestimmungen kann der nötige 

Wettbewerb gewährleistet werden. 

 Bewährt ist der Leistungseinkauf bei anderen Gemeinden, hier liegt ein grosses Potenzial. 

 

 

 

http://www.begem.ch/images/content/ratgeber/VertragbertragungGemeindeverwaltung.docx
http://www.begem.ch/images/content/ratgeber/InterkommunaleBauverwaltung.docx
http://www.begem.ch/images/content/ratgeber/Kalkulation-Vollkosten-eines-Mitarbeiters.xlsx
http://www.begem.ch/images/content/ratgeber/BerechnungStundenansatz.xlsx
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Wie viel Personal braucht eine Gemeinde? 

1 Ausgangslage 

Die Frage nach der richtigen Dimensionierung der personellen Ressourcen kann jede Gemeinde nur 

für sich selber beantworten. Der Markt bietet verschiedene Hilfsmittel, die vor allem auch Sicherheit 

geben können, dass der Umfang im Vergleich mit anderen Gemeinden stimmig ist. Letztlich hat jede 

Gemeinde unterschiedliche Voraussetzungen, ist anders organisiert, hat eine eigene Dienstleistungs-

kultur und die Erwartungshaltungen der Bevölkerung an die Dienstleistungen der öffentlichen Hand 

können abweichen. Ein Erfolgsmodell ist hier sicher eine gute Vertrauensbasis zwischen Behörde und 

Kader. Die Behörde muss Gewissheit haben, dass die Gemeindekader keine Ressourcen einfordern, 

die nicht nötig sind und allenfalls bei Wegfall von Aufgaben auch ein Abbau von Stellenprozenten 

angegangen wird. Im Gegenzug sollte die Behörde die Bedürfnisse der Verwaltung ernst nehmen und 

Hand zur Schaffung von neuen Ressourcen bieten, wenn dies für die Bewältigung der anstehenden 

Aufgaben nötig ist. Nicht zu vergessen sind in diesem Zusammenhang vorübergehende Ressourcen-

ausfälle (z.B. langdauernde Ausbildungen, krankheitsbedingte Ausfälle, unbesetzte Stellen), die nicht 

einfach vollständig zulasten des verbleibenden Personals gehen sollten.  

 

Ein allzu grosser Spardruck auf die personellen Ressourcen kann dazu führen, dass dringliche Projek-

te allenfalls mit externen Fachleuten umgesetzt werden müssen. Dies kann unter Umständen mehr 

Kosten auslösen, als wenn die Verwaltung selber über einen gewissen Spielraum verfügt. Auch 

schleichen sich bei zu grossem Zeitdruck eher Fehler ein, während ein massvoll bemessenes Pensum 

hilft, dass Spielräume zugunsten der Gemeinde genutzt werden können. Eine klar zu tiefe Bemessung 

der Ressourcen über einen längeren Zeitraum kann ausserdem zu gesundheitsbedingten Ausfällen 

führen oder dazu, dass eher Personalabgänge entstehen. Jeder Personalausfall oder -wechsel ist für 

die Gemeinde mit Kosten und nicht unerheblichem Know-how-Verlust verbunden. 

2 Problematische Gemeindevergleiche (Benchmarks) 

Ein Vergleich mit anderen Gemeinden, gerade bei der Frage nach der richtigen Bemessung der per-

sonellen Ressourcen ist sehr schwierig. Die mit Unterstützung des AGR durchgeführten Benchmar-

kings haben gezeigt, dass an sich auf den ersten Blick vergleichbare Gemeinden (Typologie, Grösse) 

sehr unterschiedlich organisiert und strukturiert sein können. Ein reiner Vergleich der Einwohnerzahl 

mit den entsprechenden personellen Ressourcen greift viel zu kurz. Grosse Unterschiede bestehen 

bei der Frage, wie viel Industrie und Gewerbe ansässig ist, ob die Gemeinde sich in einem Touris-

musgebiet befindet und wie weitläufige Infrastrukturen sie unterhalten muss. Es müsste ausserdem 

detailliert untersucht werden, welche Aufgaben die Gemeinde noch selber erledigt und welche allen-

falls ausgelagert wurden. Auch verzerrt sich das Bild, wenn eine der verglichenen Gemeinden als 

Sitzgemeinde tätig ist und deshalb Dienstleistungen für andere Gemeinden erbringt. Ebenfalls einen 

massgeblichen Einfluss hat die Frage, wie die Gemeinde selber strukturiert ist: Besteht ein Parla-
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ment? Wie viele ständige Kommissionen bestehen, welche Kompetenzen sind abschliessend an die 

Verwaltung delegiert und wie weit sind allenfalls Behördenmitglieder noch selber operativ tätig? Soll 

ein Gemeindevergleich zu qualitativ hochwertigen Aussagen führen, ist eine vertiefte Befassung mit 

allen relevanten Faktoren notwendig.  

3 Bewertung des Stellenumfangs 

3.1 Grundsätzliche Überlegungen 

Auf dem Markt bestehen verschiedene Angebote und Möglichkeiten, den Stellenumfang von externen 

Fachleuten bewerten zu lassen. Hier kommen unterschiedliche Ansätze zur Anwendung, die alle letzt-

lich eine möglichst fundierte und genaue Aussage erlauben sollen. Die Bewertung ist jedoch in keinem 

Fall eine genaue Wissenschaft und die Frage, ob eine Aufgabe mit den gemäss Bewertung notwendi-

gen Ressourcen bewältigt werden kann, ist immer auch von der Effizienz und Erfahrung des entspre-

chenden Stelleninhabers abhängig. Bevor eine Bewertung in Auftrag gegeben wird, sollte sich die 

Behörde im Klaren sein, welche Ziele sie damit verfolgt: Dient die Bewertung einer besseren Absiche-

rung im politischen Prozess um Ressourcenschaffung oder -abbau? Wünscht sich die Behörde selber 

mehr Sicherheit und Gewissheit für anstehende Entscheide? Geht es gar nicht in erster Linie um Res-

sourcen, sondern eher um die Frage nach der richtigen Organisation? Wie geht die Behörde damit 

um, wenn das Ergebnis der Bewertung nicht den politischen Vorstellungen entspricht? Eine vorgängi-

ge Befassung mit der Frage, was sich die Behörde letztlich von der externen Bewertung erhofft, kann 

helfen, von Beginn weg das richtige Angebot zu wählen. Ausserdem lohnt sich eine kurze Kosten-

/Nutzenabwägung, das heisst beispielsweise, wie hoch ist das voraussichtliche Veränderungspotenzi-

al gegenüber den Kosten einer externen Bewertung. Fanden in einer Verwaltung grössere Verände-

rungen statt (Wegfall von Aufgaben, neue Strukturen, veränderte Aufgabenzuteilung unter den einzel-

nen Abteilungen u.ä.) oder wurde seit vielen Jahren nie mehr eine vertiefte Erhebung gemacht, kann 

eine neutrale Beurteilung von aussen durchaus hilfreich sein.  

3.2 Leistungsreporting 

Anstelle einer Bewertung durch eine externe Stelle kann ein internes Reporting eine wertvolle Infor-

mationsquelle sein. Durch eine Erfassung der geleisteten Stunden mit entsprechender Zuweisung auf 

die verschiedenen Aufgabengebiete können viele wertvolle Informationen darüber gewonnen werden, 

welche Aufgaben letztlich wie zeit- und kostenintensiv sind. Wird die Erhebung über einen längeren 

Zeitraum vorgenommen, sind Aussagen dazu möglich, welche Schwankungen während eines Jahres 

vorhanden sind oder in welchen Monaten die Arbeitslast am höchsten ist. Mit einer fundierten Daten-

basis können gezielter die richtigen Fragen gestellt oder falls gewünscht die Vollkosten einer konkre-

ten Dienstleistung berechnet werden. Dies dient allenfalls dazu, die Aufgabenerfüllung politisch zu 

hinterfragen und bezüglich Kosten-/Nutzenverhältnis ganz generell zu überprüfen.  

http://www.begem.ch/images/content/ratgeber/Leistungserfassung_Zeiterfassung.xlsx
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3.3 Externe Arbeitsplatzbewertung 

Der Verein Bernisches Gemeindekader (BGK) führt gemeinsam mit weiteren Partnerorganisationen 

(AHV-Zweigstellenleiter/innen, Berner Konferenz für Sozialhilfe, Erwachsenen- und Kindesschutz) seit 

vielen Jahren sogenannte Arbeitsplatzbewertungen durch. Mit einbezogen wird ausserdem das Amt 

für Gemeinden und Raumordnung des Kantons Bern zwecks zusätzlicher Gewährleistung einer objek-

tiven Bewertung. Das eingesetzte Bewertungsschema beruht auf einem individuellen Fragebogen, der 

durch das Personal der Gemeinde elektronisch beantwortet werden muss. Der Aufwand der Gemein-

de für diese Erhebung beläuft sich auf rund zwei Arbeitstage. Die regelmässig anfallenden Arbeiten 

werden anzahlmässig erfasst (z.B. Anzahl Baugesuche, Anzahl Buchhaltungsbelege). Im Bewer-

tungsschema ist jeder Arbeit ein Zeitaufwand zugewiesen, mit dem die Aufgabe durch eine gut aus-

gebildete Person mit entsprechend aktuellen Arbeitsmitteln bewältigt werden kann. Diese Werte ba-

sieren auf langjährigen Erfahrungen und werden bei Veränderungen der Anforderungen durch neue 

Vorgaben des Kantons oder Ähnliches fortlaufend angepasst. In anderen Bereichen hat das Gemein-

depersonal seinen konkreten Arbeitsaufwand in Stunden anzugeben. Diese Daten werden durch die 

eingesetzten Expertinnen und Experten ebenfalls gestützt auf ihre langjährige Berufserfahrung auf 

ihre Richtigkeit hin überprüft. Der ausgefüllte Fragebogen wird in einer Vorbesprechung zusammen 

mit der Auftrag gebenden Gemeindebehörde und dem Personal verifiziert, bei dieser Gelegenheit 

werden ausserdem noch offene Fragen oder Unklarheiten bereinigt und wo nötig noch Korrekturen 

vorgenommen. Die Gemeinde erhält in der Folge einen schriftlichen Bericht mit der konkreten Beurtei-

lung und einem detaillierten Leistungsverzeichnis, in welchem Aufgabenbereich wie viele Stellenpro-

zente notwendig sind. Weitere Informationen finden sich auf der Homepage der Kommunalverbände 

unter www.begem.ch in der Rubrik „Arbeitsplatzbewertungen“. Vergleichbare Dienstleistungen – teils 

ergänzt mit Angeboten zur Organisationsberatung – bieten auch private Firmen an.  

4 Die Zuständigkeit zur Stellenschaffung 

4.1 Steuerung Personalbestand 

Wie viel Personal braucht die Gemeinde? Diese Frage beschäftigt die Politik ständig von neuem, die-

se Diskussion wird wohl nie zu Ende geführt sein. Da es gerade für Milizpolitiker/innen kaum möglich 

ist, alle Verwaltungsabläufe genau zu kennen und zu beurteilen, welche personellen Ressourcen nötig 

sind, hat die Diskussion um den „richtigen“ Personalbestand immer etwas Emotionales. Zudem zeigen 

Beispiele von grossen Verwaltungseinheiten, dass die ständige Ausweitung des Personalbestands 

eine gewisse Eigengesetzlichkeit annehmen kann. Allerdings muss darauf verwiesen werden, dass 

die Ansprüche an die Gemeinde stets steigen, der Aufwand für den Einzelfall wegen der Verrechtli-

chung zunimmt und immer mehr und neue Aufgaben geschaffen werden. 

http://www.begem.ch/de/dienstleistungen/Arbeitsplatzbewertungen
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4.1.1 Globalsteuerung  

Die Idee der wirkungsorientierten (Global-) Steuerung besteht darin, nicht mehr über personelle Res-

sourcen zu steuern, sondern das Portefeuille der Gemeinde in Produkte aufzuteilen, welche je einen 

Preis ausweisen. Die Menge und Qualität werden – zusammen mit dem Preis – politisch festgelegt, 

die Umsetzung ist dann Sache des Gemeinderats und vor allem der Verwaltung. Sie muss dann ent-

scheiden, mit welchen (eigenen) personellen Ressourcen sie den Auftrag erfüllen will. Bei diesem 

Steuerungsmodell ist es nicht möglich, politische Vorgaben zu machen, ohne die entsprechenden 

Mittel zu sprechen. Wird die „Bestellung“ von der Ressourcenfrage abgekoppelt, besteht die Gefahr, 

dass Mehrbestellungen erfolgen, ohne dass die nötigen personellen Ressourcen „mitgeliefert“ werden. 

In diesem Sinn wäre eine Globalsteuerung der Ressourcensteuerung vorzuziehen. Wenn im Privatle-

ben eine Person beim Baumeister eine Leistung bestellt (z.B. den Umbau eines Hauses), so werden 

konkrete Leistungen zu einem bestimmten Preis offeriert. Für den Besteller ist es nicht von Belang, 

welche Ressourcen der Baumeister einsetzt. Allerdings hat sich in der Praxis gezeigt, dass die Um-

setzung der wirkungsorientierten Verwaltungsführung aufwändig ist und nicht alle Probleme löst. Die 

Politik hat nach wie vor ein grosses Bedürfnis, Ressourcen steuern zu können. Die meisten Gemein-

den werden deshalb nach wie vor (auch in Zukunft) über personelle Ressourcen gesteuert werden. 

4.1.2 Ressourcensteuerung 

a) Mittels Budgetkredit 

Da es sich beim Personalaufwand um Konsumausgaben handelt, könnten die entsprechenden Aus-

gaben theoretisch für das nächste Jahr als Budgetkredit beschlossen werden. Allerdings ist die Steue-

rung über den Voranschlag nicht sachgerecht, weil das Budget erst Ende Jahr beschlossen wird. Bei 

einem abgelehnten Budget könnten die Löhne im Januar eigentlich nicht mehr bezahlt werden. Die 

Gemeinde kann jedoch angesichts der Kündigungsfristen gar nicht zeitgerecht reagieren. Zudem 

muss sie ein Minimum an Aufgabenerfüllung gewährleisten, wofür sie zwingend auf Personal ange-

wiesen ist. Die Bewilligung der Personalressourcen einzig auf der kreditrechtlichen Basis des Budgets 

ist deshalb nicht praxistauglich. Einzig die Bereitstellung von Mitteln für den temporären Einsatz von 

Personal kann sinnvollerweise als Budgetkredit beschlossen werden. 

b) Mittels Verpflichtungskredit (wiederkehrende Ausgabe) 

Enthält das Organisationsreglement bezüglich der Schaffung von Stellen keine spezifische Regelung 

(Zuständigkeitstatbestand), so sind die Zuständigkeitsbestimmungen für Ausgaben massgebend. So-

weit eine Stelle ohne zeitliche Befristung geschaffen werden soll, muss die Ausgabe wiederkehrend 

beschlossen werden. Da die Zuständigkeit zum Beschluss über wiederkehrende Ausgaben in den 

meisten Gemeinden 10 mal kleiner ist als für einmalige Ausgaben, dürfte die Stellenschaffung in den 

meisten Fällen beim Parlament oder bei den Stimmberechtigten liegen. 
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c) Mittels besonderem Zuständigkeitstatbestand 

Viele Gemeinden sehen in ihren Organisationsreglementen einen besonderen Tatbestand für die 

Schaffung von Stellen vor. Diese „übersteuern“ die normale Ausgabenzuständigkeit oder den Budget-

kredit. Die entsprechenden Ausgaben sind zwar auf jeden Fall ins Budget einzustellen, mit dem ei-

genständigen Beschluss über die Stellenschaffung gelten die Mittel als Ausfluss eines bereits be-

schlossenen Kredits jedoch als gebunden. Sie können im Rahmen des Budgetbeschlusses nicht zur 

Diskussion gestellt oder gar geändert werden. 

4.2 Mögliche Zuständigkeitstatbestände zur Steuerung des Personalbestands 

4.2.1 Abschliessende Zuständigkeit Gemeinderat 

Davon ausgehend, der Gemeinderat kenne die Bedürfnisse der Verwaltung am besten, wäre es an 

sich sachgerecht, dass die Steuerung des Personalbestands bei ihm liegt. Es darf davon ausgegan-

gen werden, dass der Gemeinderat nicht leichtfertig Stellen schafft und die Verwaltung unnötig auf-

bläht. Es gibt Gemeinden, die dem Gemeinderat deshalb diese Zuständigkeit abschliessend übertra-

gen. Dafür bedarf es einer ausdrücklichen Bestimmung im Organisationsreglement, am einfachsten 

bei der Auflistung der gemeinderätlichen Zuständigkeiten. 

 

Muster-Rechtsgrundlage: 

Zuständigkeiten 

Gemeinderat 

1 Der Gemeinderat ist zuständig für die Schaffung und Aufhebung von Stellen. 

 2 Er stellt den Personalaufwand jährlich im Budget ein, der Aufwand ist gebunden. 

 3 Er weist die Veränderungen im Bestand der Stellen jährlich im Anhang zur Rech-

nung aus. 

4.2.2 Zuständigkeit Gemeindeversammlung / Parlament pro Stelle 

Ist die Politik nicht bereit, dem Gemeinderat die Zuständigkeit zur Steuerung des Personalbestands zu 

übertragen, obliegt diese Zuständigkeit dem Parlament bzw. der Gemeindeversammlung. Es geht 

dabei immer um die unbefristete Schaffung von Stellen. Temporäres Personal kann der Gemeinderat 

im Rahmen der bewilligten Mittel (Budget) in eigener Zuständigkeit anstellen. 

 

Muster-Rechtsgrundlage:  

Zuständigkeiten 

Parlament / GV  

1 Das Parlament bzw. die Gemeindeversammlung ist zuständig für die Schaffung 

und Aufhebung von unbefristeten Stellen. 

 2 Der Personalaufwand wird jährlich im Budget eingestellt, der Aufwand ist gebun-

den. 
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4.2.3 Zuständigkeit Gemeindeversammlung / Parlament Gesamtstellenetat 

Verschiedene Gemeinden sehen vor, dass das Parlament bzw. die Gemeindeversammlung den Ge-

samtstellenetat beschliesst (Gesamt-Stellenprozente, unabhängig von der Funktion). Dieser Steue-

rungsmechanismus gibt dem Gemeinderat etwas mehr Freiheit bei der Schaffung und Aufhebung von 

Stellen, namentlich wenn ihm im Organisationsreglement eine gewisse Nachkreditzuständigkeit ge-

währt wird. 

 

Muster-Rechtsgrundlage: 

Zuständigkeiten 

Parlament/GV 

1 Das Parlament bzw. die Gemeindeversammlung beschliesst den Gesamtstel-

lenetat. Vorbehalten bleibt Art. … (Zuständigkeiten Gemeinderat). 

 2 Der Personalaufwand wird jährlich im Budget eingestellt, der Aufwand ist gebun-

den. 

Zuständigkeiten 

Gemeinderat 

Der Gemeinderat beschliesst Abweichungen vom Gesamtstellenetat bis zu 100 %. 

4.2.4 Zuständigkeit für besondere Stellen (z.B. SHG-finanzierte Stellen) 

Es stellt sich die Frage, ob Personalaufwand, der von Dritten finanziert wird, ebenfalls im Rahmen der 

kommunalen Zuständigkeitsordnung beschlossen werden muss. Enthält das kommunale Recht keinen 

Zuständigkeitstatbestand zur Stellenschaffung, kann der Gemeinderat drittfinanzierte Stellen schaffen, 

wenn die Voraussetzungen von Art. 105 der kantonalen Gemeindeverordnung gegeben sind. Dem-

nach dürfen Beiträge Dritter zur Bestimmung der Zuständigkeit abgezogen werden, wenn diese recht-

lich verbindlich zugesichert und wirtschaftlich sichergestellt wurden. Da namentlich bei den Sozial-

dienststellen (u.a. für die wirtschaftliche Hilfe) die Zusicherung der Gesundheits- und Fürsorgedirekti-

on GEF nicht vor Beginn des nächsten Jahres feststeht, dürfte es in den meisten Fällen an der ver-

bindlichen Zusicherung fehlen. Diese Frage ist im Einzelfall genau zu prüfen. Die Gemeinde kann 

aber falls gewünscht für diese Fälle eine besondere Zuständigkeitsbestimmung erlassen. 

 

Muster-Rechtsgrundlage: 

Zuständigkeiten 

Parlament/GV 

1 Das Parlament bzw. die Gemeindeversammlung ist zuständig für die Schaffung 

und Aufhebung von unbefristeten Stellen. Vorbehalten bleibt Art. … (Zuständigkei-

ten Gemeinderat). 

 2 Der Personalaufwand wird jährlich im Budget eingestellt, der Aufwand ist gebun-

den. 

Zuständigkeiten 

Gemeinderat 

1 Der Gemeinderat beschliesst Stellen abschliessend, die von Dritten finanziert 

werden. 

 2 Er weist die Veränderungen im Bestand dieser Stellen jährlich im Anhang zur 

Rechnung aus. 



März 2016 Wie viel Personal braucht eine Gemeinde? Seite 23 

 
 

5 Fazit 

 Der Verwaltung müssen Ressourcen zur Verfügung stehen, die der Aufgabenerfüllung angemes-

sen sind. Bei Veränderungen des Arbeitsanfalls – gegen oben oder unten – sollte rasch reagiert 

werden, sodass die Bemessung jeweils auf einer aktuellen Grundlage basiert.  

 Einsparungen sollten nicht in erster Linie durch linearen Personalabbau bei unveränderten Auf-

gaben erfolgen. Durch eine effiziente Arbeitsweise können sicher gewisse Einsparungen erzielt 

werden. Sollen indessen in grösserem Ausmass personelle Ressourcen abgebaut werden, be-

dingt dies eine Reduktion der zu erfüllenden Aufgaben, die Aufgabenerfüllung muss (politisch) 

hinterfragt werden. Der Dienstleistungsabbau erfolgt ansonsten wegen der fehlenden Ressour-

cen willkürlich und nicht unbedingt am politisch gewünschten Ort.  

 Die Diskussion um Ressourcenfragen sollte möglichst sachlich und nicht emotional geführt wer-

den. Hilfsmittel wie Arbeitsplatzbewertungen oder Ähnliches können dieser Versachlichung zu-

träglich sein.  

 Die rechtlichen Fragen betreffend die Zuständigkeit für die Stellenschaffungen und die entspre-

chende Ressourcensteuerung sind komplex. Es empfiehlt sich eine sorgfältige Prüfung, wie die 

Zuständigkeitsregelungen im Organisationsreglement ausformuliert werden sollen.  
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Stellenbesetzung 

1 Stellenvakanz – was nun? 

1.1 Verfahrensausrichtung 

Das Stellenbesetzungsverfahren beginnt nicht mit der Stellenpublikation, sondern wesentlich früher. 

Es ist äusserst wichtig, dass ein Verfahren nach Bekanntwerden einer Vakanz in einem ersten Schritt 

umfassend strukturiert und terminiert wird. Was den Verfahrensbeginn anbelangt, gilt es zu berück-

sichtigen, dass es auch Interessentinnen und Interessenten geben kann, welche am bisherigen Ar-

beitsplatz eine sechsmonatige Kündigungsfrist zu beachten haben. Darauf ist Rücksicht zu nehmen, 

damit ungeachtet der Kündigungsfrist die beste Kandidatin oder der beste Kandidat ausgewählt und 

nach Möglichkeit eine teure Übergangslösung bis zum Stellenantritt vermieden werden können. Zu 

bedenken ist ebenfalls, dass es in Zeiten eines ausgetrockneten Arbeitsmarkts möglich ist, dass die 

erste Ausschreibungsrunde nicht zielführend ist und eine zweite Runde notwendig wird. Die dafür 

notwendige Zeit ist nach Möglichkeit einzuberechnen. Um Professionalität und Verlässlichkeit aus-

strahlen zu können, empfiehlt es sich, in Vorbereitung des Ausschreibungsverfahrens die involvierten 

Stellen zu bestimmen, die personellen und finanziellen Ressourcen sicherzustellen und ein realisti-

sches Terminprogramm, einen ausgewogenen Mediaplan (Publikationsplan) und eine attraktive Stel-

lenausschreibung zu entwerfen. Zudem sollten eine aktuelle Stellenbeschreibung mit organisatori-

scher Eingliederung, Stellvertretungslösung, Hauptaufgaben und Kompetenzen sowie ein Organi-

gramm der Behörden- und Verwaltungsorganisation verfügbar sein. Auch das Vorstellungsgespräch 

ist frühzeitig vorzubereiten: Der vorgesehene Gesprächsablauf sollte es ermöglichen, in der vorgese-

henen – grosszügig bemessenen – Gesprächszeit alle interessierenden Fragen zu erörtern.  

1.2 Terminprogramm 

Das vorgängig zu erstellende Terminprogramm sollte konsequent eingehalten werden. Die Bekannt-

gabe der wichtigsten Verfahrenstermine bereits in der Empfangsbescheinigung für ein Bewerbungs-

dossier wirkt professionell und gegenüber der Bewerberin oder dem Bewerber wertschätzend. In der 

Planung ist die Ausschreibungszeit nach Mediaplan, bei Notwendigkeit die Zeitspanne für die Durch-

führung einer vertieften Kandidatenanalyse mittels Assessment und allenfalls die Vorstellung der erst-

rangierten Kandidatinnen und Kandidaten beim betroffenen eigenen Personal zu berücksichtigen. 

http://www.begem.ch/images/content/ratgeber/Terminprogramm.docx
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1.3 Mediaplan 

Für die Publikation sollte ein ausgewogener Mediaplan zusammengestellt werden. Dabei lohnen sich 

Überlegungen, über welche Publikationsorgane die gewünschte Zielgruppe am besten erreicht wer-

den kann. Insbesondere sollen nicht nur die gerade Stellensuchenden erreicht werden, sondern auch 

diejenigen Fachpersonen, die durch ein attraktives Inserat motiviert werden, sich am Verfahren zu 

beteiligen. In der Regel empfiehlt sich ein Mix aus Online- und Printmedien. So können Printinserate 

in Tageszeitungen, in Fachzeitschriften, im Amtsblatt oder im Amtlichen Anzeiger, Online-Ausschrei-

bungen auf Stellenportalen, eine Bekanntmachung auf der eigenen Website, eine Publikation via 

Social Media oder ein Aushang an weiterführenden Schulen erfolgsversprechend sein. Bekannt, sehr 

gut besucht und empfehlenswert ist jedenfalls das Stellenportal der bernischen Kommunalverbände 

unter www.begem.ch. Die Erstellung des Mediaplans sollte nicht alleine von den Publikationskosten 

geleitet werden. Mit einem guten, gewinnenden Auftritt kann bereits über die erste Ausschreibungs-

runde ein Erfolg angestrebt werden, auch wenn dies zwangsläufig mit entsprechenden Kosten ver-

bunden ist. Die Kostenfrage relativiert sich, wenn der Aufwand zum jährlich wiederkehrenden Gehalt 

der künftigen Stelleninhaberin oder des künftigen Stelleninhabers in Relation gesetzt wird. Zu beden-

ken ist der allseitige Schaden, der aus einem scheiternden Arbeitsverhältnis resultieren kann, wenn 

sich aus einer allzu bescheidenen Ausschreibung eine ungenügende Auswahl ergibt und eine nicht 

passende Stellenbesetzung vorgenommen wird.  

1.4 Stellenpublikation 

Die Stellenpublikation kann gleichzeitig als Instrument zur Werbung in eigener Sache eingesetzt wer-

den! Mit einem ansprechenden Auftritt wird Attraktivität vermittelt. Die Gemeinde sollte kurz vorgestellt 

werden. Dabei sollte das Inserat eine möglichst kurze Funktionsbezeichnung mit sprachlicher Gleich-

behandlung und ein treffendes Bild der Hauptaufgaben vermitteln und das Anforderungsprofil präzise 

formuliert sein, sodass passende Bewerbungen und nicht ein Bewerbungsallerlei resultieren. Der Text 

sollte hier oder dort mit einer motivierenden Frage aufgelockert werden, jedoch ist auf das Abschrei-

ben aus fremden Publikationen zu verzichten, ebenso auf leere Worthülsen und Aussagen, die ein 

falsches, geschöntes Bild abgeben. Spätestens im Vorstellungsgespräch werden die Bewerberinnen 

und Bewerber feststellen, ob im Inserat darauf geachtet wurde, authentisch zu sein. Eine Zauberfor-

mel im Personalmarketing heisst GIULIO: Sie kann bei der Formulierung der Stellenpublikation als 

Wegleitung dienen:  

 

G Glaubwürdig 

I Informativ 

U Unverwechselbar 

L Lesbar 

I Interessant 

O Optisch ansprechend 

 

http://www.begem.ch/images/content/ratgeber/Mediaplan.docx
http://www.begem.ch/de/dienstleistungen/stellenboersen
http://www.begem.ch/images/content/ratgeber/StelleninserateMuster.pdf
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Die Publikationsaufträge sollten mit der richtigen Zuordnung zur Publikationsrubrik versehen werden. 

Die Ausschreibung einer Kaderstelle gehört in die Rubrik „Kader“ und nicht – etwa aus Kostengründen 

– in eine weniger zutreffende Rubrik. Ein Inserat in Kleinstschrift und Kleinstformat riskiert, einen 

knauserigen Eindruck der publizierenden Gemeinde zu vermitteln. Es besteht die Möglichkeit, den 

gemeindeeigenen Internetauftritt mit einer Seite auszustatten, auf der die Gemeinde als aufgeschlos-

sene Arbeitgeberin beschrieben wird. Die Publikation des Stelleninserats auf einer solchen Webseite 

verbessert die Chancen, qualifizierte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu gewinnen.  

2 Mitarbeiterempfehlungen 

Gerade in Zeiten eines ausgetrockneten Arbeitsmarkts stellt sich die Frage, ob nicht über die Netz-

werke der eigenen Mitarbeitenden Bewerberinnen und Bewerber gewonnen werden könnten. Es gibt 

denn auch (grössere) Unternehmen, die eigentliche Empfehlungsprogramme kennen, welche vorse-

hen, dass die vermittelnde Mitarbeiterin oder der vermittelnde Mitarbeiter eine Prämie erhält, wenn 

sich aus einer Kontaktvermittlung ein Arbeitsvertrag ergibt. Solche Programme können aber proble-

matisch sein, wenn sie zu eigentlichen Abwerbungen unter Gemeinden führen. Es kann zudem für die 

vermittelnde Person nachteilig sein, wenn sich herausstellt, dass die empfohlene Person doch nicht 

zur Stelle, ins Team oder zum eigenen Dienstleistungsunternehmen passt. Selbstverständlich ist 

nichts dagegen einzuwenden, wenn eigene Mitarbeitende Berufskolleginnen und Berufskollegen auf 

eine freie Stelle aufmerksam machen. Liegt die Motivation der Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters aber 

vor allem im Bestreben, Prämien zu generieren, können leicht unerwünschte, nicht passende Kontak-

te und Abwerbungen resultieren. Oder andersrum: Der Erfolg ist primär über attraktive, moderne, 

wettbewerbsfähige Arbeitsbedingungen, ein gutes Erscheinungsbild und ein professionelles Stellen-

besetzungsverfahren zu suchen.  

3  Das Bewerbungsgespräch  

3.1 Vorbereitung 

Eine gute Vorbereitung des Vorstellungsgesprächs zahlt sich aus: Die Kandidatinnen und Kandidaten 

registrieren die Qualität der Gesprächsführung und attestieren Professionalität und damit Attraktivität 

als Arbeitgeberin oder eben nicht. Es ist wichtig, mit einer geeigneten Ablauforganisation unter Ein-

räumung von genügend Zeit eine Atmosphäre zu schaffen, die allen Beteiligten ermöglicht, sich au-

thentisch einzubringen. Zwischen den einzelnen Vorstellungsgesprächen ist eine kleine Pause vorzu-

sehen, damit aufmerksam und interessiert ins nächste Gespräch gestartet werden kann. Für die Vor-

stellungsgespräche sollte ein Organisationsblatt erstellt werden, aus welchem hervorgeht, wer wann 

eintreffen wird. Zu regeln sind der freundliche Empfang am Schalter, dass den Gästen ein Getränk 

offeriert werden kann und die Bereitstellung einer Dokumentation über die Gemeinde mit etwas Wer-

bung in eigener Sache zur Abgabe an jede Kandidatin und jeden Kandidaten. Die Gesprächslokalität 

sollte einen ordentlichen Eindruck machen und für die Teilnehmenden grosszügig Platz vorhanden 

sein.  

http://www.begem.ch/images/content/ratgeber/Organisationsblatt.docx
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3.2 Teilnehmerkreis 

Der Kreis der Gesprächsteilnehmenden sollte nicht allzu gross sein, ansonsten kann bei der Kandida-

tin oder dem Kandidaten der Eindruck einer Übermacht entstehen. In der Regel gehören der Gemein-

devertretung die Gemeindepräsidentin oder der Gemeindepräsident als personalverantwortliche Res-

sortvorsteherschaft, die Leiterin oder der Leiter der betroffenen Verwaltungsabteilung und die linien-

verantwortliche Person an. Es kann sich aber empfehlen, ein Mitglied des Gemeinderats beizuziehen, 

welches im Personalmanagement über besondere Kenntnisse verfügt. Am besten wird in der Einla-

dung zum Vorstellungsgespräch gleich bekannt gegeben, wer vonseiten der Gemeinde teilnehmen 

wird. Vorgängig der Gespräche sind die Moderation und die Gesprächsbeiträge der Vertreterinnen 

und Vertreter aus der eigenen Organisation klar zuzuweisen. Es ist die Aufgabe der Moderatorin oder 

des Moderators, nötigenfalls zum Thema zurückzuführen und dafür zu sorgen, dass die vorgesehene 

Gesprächsdauer nicht überschritten wird.  

3.3 Inhaltliches  

Es ist wichtig, im Voraus eine Gliederung des Vorstellungsgesprächs vorzunehmen und damit zu defi-

nieren, welche Ziele erreicht werden sollen: Sich kennenlernen, ein vielseitiges Bild vom Stellenange-

bot geben, ein umfassendes Bild von der Bewerberin oder vom Bewerber erhalten, das weitere Vor-

gehen besprechen. Diese Ziele sollten gleich nach der Vorstellung der Teilnehmenden bekanntgege-

ben werden. Im Verlauf des Gesprächs sollte Zeit eingeplant werden, die Unternehmenskultur kurz 

vorzustellen, damit der Kandidat oder die Kandidatin feststellen kann, ob diese Kultur mit den eigenen 

Vorstellungen übereinstimmt oder nicht. Einen wichtigen Bestandteil des Gesprächs stellt der Profil-

vergleich dar: Inwieweit entspricht das Kompetenzprofil der Bewerberin oder des Bewerbers dem 

publizierten Anforderungsprofil? Was ergibt der Vergleich der Hauptaufgaben der Stelle mit dem 

Know-how und den Berufserfahrungen der Kandidatin oder des Kandidaten? Interessant sein kann, in 

Erfahrung zu bringen, welche Rahmenbedingungen die Bewerberin oder der Bewerber sich am Ar-

beitsplatz wünscht, und festzustellen, ob die Voraussetzungen am interessierenden Arbeitsplatz erfüllt 

werden können oder nicht. Was die Gehaltsfrage anbelangt, sollte geklärt werden, ob der Anspruch 

mit den Leitplanken und dem bestehenden Lohngefüge vereinbar ist oder nicht. In der Regel genügt 

es, im Gespräch zu signalisieren, ob den Vorstellungen in etwa entsprochen werden kann. Der kon-

krete Einreihungsvorschlag kann – für die favorisierten Bewerbungen – im Rahmen der Auswertung 

der Vorstellungsgespräche gefunden werden. Um ein wirklich umfassendes Bild des Stellenangebots 

zu vermitteln, sollten zusätzlich das Personalrecht, die berufliche Vorsorge, Arbeitszeit und Ferien, die 

Beanspruchungen ausserhalb der ordentlichen Arbeitszeit, die verfügbaren Arbeitsmittel, die Weiter-

bildungsmöglichkeiten, allenfalls der Wohnort, der Stellenantritt, die Arbeitsplatzbesichtigung, die Ein-

holung von Referenzauskünften und ein zusammenfassender Überblick über das, was die Gemeinde 

als attraktive Arbeitgeberin ganz speziell zu bieten hat, zur Sprache kommen. Je nach Stelle empfiehlt 

es sich, die im Vordergrund stehenden Bewerbungsdossiers mit Auszügen aus dem Straf- und dem 

Betreibungsregister komplettieren zu lassen. Eine Schlussfragerunde, die Nennung der Anstellungs-

instanz und präzise Angaben zum weiteren zügigen Vorgehen runden das Gespräch ab. Wichtig ist 

es, das Ziel nicht aus den Augen zu verlieren, die Bewerberin oder den Bewerber möglichst viel zum 

Zug kommen zu lassen, damit die Persönlichkeit und die Eignung gut eingeschätzt werden können.  

http://www.begem.ch/images/content/ratgeber/Vorstellungsgespraech.docx
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4 Auswahlkriterien 

Wie können die Vorstellungsgespräche ausgewertet werden? Grundsätzlich kann man sich an der 

Erfüllung des Anforderungsprofils orientieren. Dabei kann eine Tabelle dienen, welche die Kriterien 

prägnant auflistet, sie nach Bedeutung gewichtet und es den Auswertenden ermöglicht, die Erfüllung 

der Kriterien mit Punkten zu bewerten, beispielsweise auf der Skala von 1 bis 5 mit  

 

1 nicht erfüllt 

2 erfüllt 

3 gut 

4 sehr gut 

5 herausragend 

 

Um möglichst gleichmässig zu bewerten, empfiehlt es sich, die Wertung 2 mit der grundsätzlichen 

Erfüllung des interessierenden Kriteriums gleichzusetzen und bei den Bewertungen von dieser Fest-

stellung auszugehen. Vorgängig der Punktierung kann im Kreis der Auswertenden darüber diskutiert 

werden, ob die gewonnenen Eindrücke überhaupt eine Anstellung zulassen oder ob festgestellt wer-

den muss, dass die Vorstellungsrunde erfolglos war. Es lohnt sich, bei der Bewertung offen und ehr-

lich zu sein: Es ist weder der Arbeitgeberin noch der Bewerberin oder dem Bewerber gedient, wenn 

eine Anstellung vorgenommen wird, ohne überzeugt zu sein, dass sich die Person tatsächlich eignet. 

Und: Das Gefühl, mit dem Rücken zur Wand entscheiden zu müssen, ist ein schlechter Ratgeber – im 

Zweifelsfall sollte besser entschieden werden, ein zweites Verfahren durchzuführen. Allenfalls emp-

fiehlt sich die Investition in eine vertiefte Kandidatenanalyse mittels Assessment. Gerade dann, wenn 

Führungsqualitäten verlangt sind und zum Vorhandensein der Fähigkeiten ein Fragezeichen verbleibt, 

kann sich die Einholung einer fachmännischen Einschätzung lohnen: Entweder erhält man die Bestä-

tigung der Eignung oder aber die Gewissheit, dass eine Anstellung ein Risiko bedeutet, welches nicht 

eingegangen werden sollte. Für die favorisierten Bewerbungen sind die Eckdaten eines Arbeitsver-

hältnisses zu definieren und Vorbehalte, welche noch zu erfüllen sind, zu verzeichnen, so beispiels-

weise: positive Referenzauskünfte, vorbehaltlose Auszüge aus dem Straf- und dem Betreibungsregis-

ter, Absolvierung einer Führungsausbildung, Übernahme der Rückzahlungsverpflichtung aus einer 

Weiterbildung am bisherigen Arbeitsplatz, Anstellungsentscheid. Das Eckdatenblatt dient der Konkre-

tisierung der beabsichtigten Anstellung im Nachgang zur Auswertung der Vorstellungsgespräche. 

Wichtig hierbei: Die Referenzpersonen müssen durch die Bewerberinnen oder Bewerber zur Aus-

kunftserteilung ermächtigt werden – die Auskünfte sollten also erst eingeholt werden, wenn Gewiss-

heit besteht, dass die Ermächtigungen vorgenommen worden sind.  

5 Der Anstellungsvertrag 

Soweit sich die Kandidatin bzw. der Kandidat und die Gemeinde für eine Zusammenarbeit entschei-

den, führt dies zum Vertragsabschluss. Es erscheint unerlässlich, einen schriftlichen Vertrag abzu-

schliessen. Während früher die öffentlich-rechtlichen Arbeitsverhältnisse mittels Verfügung der Ge-

meinde (einseitig) begründet wurden, wird das Arbeitsverhältnis heute in aller Regel mittels Vertrag 

begründet. Soweit die Gemeinde dereinst das Arbeitsverhältnis von sich aus beenden will, tut sie dies 

mittels Verfügung. Vorbehalten bleiben stets abweichende Bestimmungen des kommunalen Rechts. 

Da ergänzend zum kommunalen Personalrecht das kantonale Recht zur Anwendung gelangt, kann 

http://www.begem.ch/images/content/ratgeber/Kandidatenbewertung.xlsx
http://www.begem.ch/images/content/ratgeber/Referenzauskunft.docx
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auf ausführliche Verträge verzichtet werden. Die Handlungsspielräume für vertragliche Abmachungen 

sind angesichts der dichten Normierung des öffentlichen Personalrechts gering. Zu regeln gilt es vor 

allem die folgenden Punkte: 

 

 Gehaltsklasse 

 Gehaltsstufe 

 Beschäftigungsgrad 

 Beginn des Anstellungsverhältnisses 

 Kündigungsfrist 

 Probezeit 

 Weitere Punkte, die weder im kommunalen noch im kantonalen Recht hinlänglich bestimmt sind. 

 

Mustervorlagen des AGR zu Anstellungsverträgen finden sich in der BSIG-Sammlung unter 1/153.01:  

 Unbefristete öffentlich-rechtliche Anstellung mit Vertrag 

 Befristete öffentlich-rechtliche Anstellung mit Vertrag 

 Anstellung nach OR 

6 Die Probezeit 

Ohne dass der Vertrag dies vorsehen muss, sieht das kantonale Recht eine Probezeit vor. Da das 

kantonale Recht ergänzend zur Anwendung gelangt, gelten diese Bestimmungen von Gesetzes we-

gen (unter dem Vorbehalt, dass das kommunale Recht eine Probezeit ausschliessen würde). Die kan-

tonale Gesetzgebung besagt, dass die Probezeit maximal sechs Monate dauert. In der Probezeit kön-

nen beide Seiten das Arbeitsverhältnis unter Einhaltung folgender Fristen kündigen: im ersten Monat 

mit einer Frist von 7 Tagen, danach mit einer Frist von einem Monat auf Ende eines Monats. Erfolgt 

während der Probezeit keine Kündigung, wird das Arbeitsverhältnis definitiv. Sowohl die Angestellten 

wie auch die Gemeinde tun gut daran, während der Probezeit kritisch zu hinterfragen, ob die Zusam-

menarbeit erspriesslich ist. Während es ohne Weiteres möglich ist, sich im fachlichen Bereich im Ver-

lauf der Zusammenarbeit zu steigern und zu verbessern, dürfte es schwierig sein, grössere Probleme 

im zwischenmenschlichen Bereich über die Probezeit hinaus zu lösen. Oft ist deshalb ein Ende mit 

Schrecken einem Schrecken ohne Ende vorzuziehen. Solche Entscheide werden durch die kurzen 

Kündigungsfristen während der Probezeit begünstigt. Es bewährt sich, gegen Ende der Probezeit in 

jedem Fall ein kurzes Probezeitgespräch durchzuführen und gemeinsam eine erste Bilanz zu ziehen.  

7 Stellenantritt und Einführung in die Funktion 

Mit dem Anstellungsentscheid allein ist die Nachfolgeregelung noch nicht abgeschlossen! Es gilt, den 

Stellenantritt und die Einführung in die neue Funktion sorgfältig vorzubereiten. Dabei interessieren 

eine aussagekräftige Amtsübergabe-Verhandlung und eine angemessene Amtseinführung. Bei Ka-

derstellen sollte die Amtsübergabe protokolliert werden. Die Investition in eine umfassende Orientie-

rung der neuen Mitarbeiterin oder des neuen Mitarbeiters lohnt sich. Je freundlicher der Empfang und 

je besser die Orientierung, desto grösser die Chancen der neuen Arbeitskraft, am neuen Arbeitsplatz 

erfolgreich zu starten. Der Information bei Stellenantritt kann eine kurze Übersicht von A bis Z dienen. 

http://www.begem.ch/images/content/ratgeber/Mustervertragunbefristeteff-rechtAnstellung.pdf
http://www.begem.ch/images/content/ratgeber/Mustervertragbefristeteff-rechtlicheAnstellung.pdf
http://www.begem.ch/images/content/ratgeber/MustervertragAnstellungnachOR.pdf
http://www.begem.ch/images/content/ratgeber/Probezeitgesprch.docx
http://www.begem.ch/images/content/ratgeber/EinfhrungEinfhrungsprogrammMitarbeitende.docx
http://www.begem.ch/images/content/ratgeber/bersichtAbisZStellenantritt.docx
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Die Stichworte zur Orientierung der neuen Mitarbeiterin oder des neuen Mitarbeiters können von A 

wie Anlaufstellen, D wie Datenschutz am Arbeitsplatz, F wie Ferienplanung über P wie Parkplätze, V 

wie Vorstellungsrunde oder Z wie Zuspätkommen führen.  

8 Fazit 

 Stellenbesetzungsverfahren sollten frühzeitig, umfassend und verlässlich geplant werden – die 

Spielregeln sollten nie während des Verfahrens geändert werden!  

 Das Stellenbesetzungsverfahren ist durch frühzeitige Klärung organisatorischer Fragen so zu 

steuern, dass nicht plötzlich unter Zugzwang mit dem Rücken zur Wand entschieden werden 

muss.  

 Als Anlaufstelle für die Bewerberinnen und Bewerber ist eine einzige Kontaktperson zu benennen 

und während des ganzen Verfahrens ist konsequent über diese Kontaktstelle zu kommunizieren.  

 Der Auftritt gegenüber den Bewerberinnen und Bewerbern sollte in jeder Phase des Stellenbe-

setzungsverfahrens prompt und wertschätzend sein.  

 Die Stellenausschreibung sollte nicht primär von den Kosten geleitet sein, sondern die Chance 

genutzt werden, mit der Publikation in eigener Sache zu werben. 

 Es sind aktiv Rahmenbedingungen herbeizuführen, die es erlauben, im Arbeitsmarkt wettbe-

werbsfähig, gewinnend und professionell aufzutreten. 

 In den Vorstellungsgesprächen sollte eine Atmosphäre geschaffen werden, die es allen Beteilig-

ten ermöglicht, sich authentisch einzubringen.  

 Der gefällte Anstellungsentscheid sollte sich für beide Seiten – Arbeitgeberin und Arbeitnehmerin 

oder Arbeitnehmer –richtig anfühlen.  
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Das Gehalt 

1 Ausgangslage 

Für die Besetzung einer vakanten Arbeitsstelle gilt der Monatslohn für die zu erbringende Arbeitsleis-

tung als zentrales Kriterium. Nebst dem normalen Monatslohn muss sich eine Arbeitgeberin jedoch 

auch die grundsätzliche Frage stellen, welche weiteren Leistungen sie den Arbeitnehmenden anbieten 

kann, um möglichst grosse Chancen zu haben, die für die zu besetzende Stelle bestgeeignete Person 

zu erhalten. Die nachfolgenden Ausführungen sollen entsprechende Möglichkeiten aufzeigen. 

2 Aktuelle, moderne Reglementsgrundlagen 

Praktisch alle Gemeinden verfügen heute über eigene Personalvorschriften (Personalreglement und  

-verordnung usw.). Vor allem bei kleineren Gemeinden sind diese relativ kurz gefasst und verweisen in 

den übrigen Punkten auf die Personalvorschriften für das Kantonspersonal (siehe Kapitel Personal-

rechtliche Grundlagen). Die kantonalen Vorschriften sind für die meisten Gemeinden anwendbar und 

attraktiv, da sie grosszügiger ausfallen als die obligationenrechtlichen Vorschriften. Zudem besteht eine 

nicht zu verachtende Rechtssicherheit. Der Kanton Bern wendet für sein Personal jedoch sehr umfang-

reiche, teils komplexe Vorschriften an. Es empfiehlt sich daher, die eigenen sowie die kantonalen Per-

sonalvorschriften periodisch kritisch zu überprüfen und wo nötig und sinnvoll Bestimmungen, die auf die 

eigenen Bedürfnisse zugeschnitten sind, in die eigenen Vorschriften aufzunehmen. Wichtig ist, dass in 

den eigenen Vorschriften der Verweis angebracht wird, dass bei fehlenden eigenen Vorschriften dieje-

nigen des Kantons gelten.  

 

Da jeder Arbeitgebende im Grundsatz die Funktion und nicht die Person entschädigen sollte, empfiehlt 

sich für mittlere und grössere Gemeinden die Erstellung von sogenannten Richtpositionsumschreibun-

gen, mit welchen die in der eigenen Gemeinde zu erfüllenden Funktionen einer bestimmten Gehalts-

klasse zugeordnet werden können. Damit stellt man sicher, über ein einheitliches, konstantes Gehalts-

klassensystem für die eigene Gemeinde zu verfügen. Kleinere Gemeinden benötigen nicht unbedingt 

eigene Richtpositionsumschreibungen, sollten aber im Reglement mindestens jede Funktion einer Ge-

haltsklasse zuordnen (Muster-Richtpositionsumschreibungen Gemeindefunktionen).  

3 Gehaltssystem 

Die meisten Gemeinden entlöhnen ihre Arbeitnehmenden mithilfe eines Gehaltsklassensystems. Dabei 

kann eine eigene Gehaltsklassentabelle angewendet oder auf diejenige des Kantons Bern abgestellt 

werden. Aus Gründen der Einfachheit und Vergleichbarkeit empfiehlt sich mindestens für kleinere und 

mittlere Gemeinden grundsätzlich die Verwendung der kantonalen Gehaltsklassentabelle. Wird dabei 

der Entscheid des Regierungsrats zum Teuerungsausgleich als anwendbar erklärt, entfällt gleichzeitig 

http://begem.ch/de/dienstleistungen/Ratgeber
http://begem.ch/de/dienstleistungen/Ratgeber
http://begem.ch/images/content/ratgeber/Richtpositionsumschreibungen.docx
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eine jährliche Diskussion über die Gewährung (oder Nicht-Gewährung) einer Teuerungszulage. Diese 

Punkte sind explizit im gemeindeeigenen Reglement festzusetzen.  

 

Aufgrund der Richtpositionsumschreibungen ist die Zuweisung der Stelle zu einer bestimmten Gehalts-

klasse bereits definiert. Es stellt sich einzig noch die Frage, in welche Gehaltsstufe die neu anzustellen-

de Person eingereiht wird. Diesbezügliche Hilfestellung findet sich unter anderem in Artikel 40 der Per-

sonalverordnung des Kantons Bern. Zu beachten ist auch das Verbot von Lohndiskriminierung aufgrund 

des Geschlechts. Daneben ist zusätzlich das Gleichgewicht im bereits bestehenden Lohngefüge inner-

halb der Gemeinde im Auge zu behalten. 

4 Gehalts-Nebenleistungen 

Wie erwähnt bestehen neben dem "normalen" Monatslohn verschiedene zusätzliche Gehaltsnebenleis-

tungen, die den Arbeitnehmenden angeboten werden können. Lehnt die Gemeinde sich ohne entspre-

chende Einschränkung an die kantonalen Regelungen an, gelten auch die dort definierten Nebenleis-

tungen. Selbstverständlich ist die korrekte Deklaration aller lohnrelevanten Haupt- und Nebenleistungen 

Pflicht. 

 

Beispiele: 

13. Monatslohn gehört zum zeitgemässen Standard. 

Betreuungszulage zusätzlich zu gesetzlichen Kinder- oder Ausbildungszulagen 

Teuerungsausgleich Soweit die Teuerung gewährt wird, ist sie allen Arbeitnehmenden auszu-

richten. 

Ortszulage vor allem für weiter entfernte Gemeinden (Randregionen) 

Treueprämien periodische Prämie für die Würdigung der Treue zum Betrieb (z.B. ab 5 

oder 10 Jahren, anschliessend alle 5 Jahre in Form von Geld oder zu-

sätzlichen Ferientagen) 

Leistungsprämien Unregelmässige Leistungen, die über das normale Arbeitsmass hinaus-

gehen (z.B. für ein spezielles Projekt), sollten nicht mit einer Gehaltser-

höhung entschädigt werden. Hier empfiehlt es sich, eine einmalige, an-

gemessene Leistungsprämie auszurichten. Wurde die Leistung nicht von 

einer Einzelperson erbracht, sondern von mehreren Personen gemein-

sam, kann auch eine Teamprämie gesprochen werden (entweder in Form 

von Geld oder aber auch in Form eines gemeinsamen Nachtessens 

usw.). 

Sozialversicherungen Es bestehen gesetzliche Regelungen, wie hoch die Anteile der Arbeit-

nehmenden an den verschiedenen Sozialversicherungsbeiträgen maxi-

mal sein dürfen. Es steht der Arbeitgeberin jedoch frei, für die Arbeitneh-

menden tiefere Anteile festzulegen (z.B. bei Pensionskassenprämien, 

Prämien Nichtberufsunfälle und Krankentaggeld). 

Ferien Selbstverständlich ist der gesetzlich geregelte Mindestferienanspruch von 

20 Tagen pro Jahr nicht zu unterschreiten. Eine grosszügigere Regelung 

ist heute jedoch bereits vielerorts Standard. Eine nach Alter abgestufte 

Festlegung des Ferienanspruchs dürfte zeitgemäss sein (z.B. Kanton 

https://www.belex.sites.be.ch/frontend/versions/967
https://www.belex.sites.be.ch/frontend/versions/967
http://begem.ch/images/content/ratgeber/BSIGLohndiskriminierung.pdf
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Bern 25 Tage bis 49-jährig, 28 Tage zwischen 50 - 59 Jahren und 33 Ta-

ge ab 60-jährig). 

Mutterschaftsurlaub Der gesetzlich geregelte Mutterschaftsurlaub beträgt 14 Wochen. Der 

Lohnausfall wird dabei zu 80 % über die Mutterschaftsversicherung fi-

nanziert. Die kantonalen Personalvorschriften verlängern diesen Urlaub 

auf 16 Wochen. 

Vaterschaftsurlaub Viele Gemeinden gewähren heute den Vätern einen kurzen Vater-

schaftsurlaub direkt nach der Geburt des Kinds (i.d.R. einige wenige Ta-

ge). Das ist positiv zu werten, hat aber den Nachteil, dass dieser Urlaub 

somit oftmals bereits endet, sobald die Mutter mit dem Neugeborenen 

aus dem Spital nach Hause kommt. 

Der Kanton Bern kennt für seine Arbeitnehmenden einen Vaterschaftsur-

laub von 10 Tagen (sowie auch für Mitarbeitende beiden Geschlechts bei 

Adoptionen). 

Abendsitzungen Viele Gemeinden richten auch den Arbeitnehmenden lediglich ein Sit-

zungsgeld für die Teilnahme an Vorabend- oder Abendsitzungen aus, 

ohne jedoch die dafür aufgewendete Zeit als Arbeitszeit anzurechnen. 

Grundsätzlich wird empfohlen, dass die Arbeitnehmenden sich die so ge-

leistete Zeit als Arbeitszeit anrechnen lassen können (ob mit oder ohne 

zusätzliches Sitzungsgeld). 

Zusatzleistungen Arbeitnehmende schätzen es in der Regel sehr, z.B. zu Weihnachten 

nebst dem Lohn auch eine Anerkennung in Form eines Gutscheins, RE-

KA-Checks oder Ähnlichem in Empfang nehmen zu dürfen. 

Mobilevertrag Mobilfunknetzbetreiber bieten Betrieben oftmals Verträge an, mit denen 

zu Sonderkonditionen telefoniert und/oder Geräte bezogen werden kön-

nen. Da die Rufnummern der Arbeitnehmenden in diese Verträge einge-

schlossen werden können, profitieren damit auch diese von vorteilhaften 

Konditionen. 

Beitrag an Mobile Die Arbeitgeberin kann Arbeitnehmenden periodisch einen Pauschalbe-

trag für die Anschaffung eines neuen Mobiltelefons oder Tablets zukom-

men lassen. Dies empfiehlt sich insbesondere für Arbeitnehmende, die 

im Aussendienst tätig oder darauf angewiesen sind, jederzeit auf die Da-

ten des Betriebs zugreifen zu können. 

5 Vergleich mit anderen Arbeitgebenden 

5.1 Vergleich mit anderen Gemeinden 

Der Vergleich der Gehaltsleistungen mit anderen Gemeinden dürfte in der Regel nicht weiter schwierig 

sein (Personalvorschriften sind in der Regel auf den Homepages der Gemeinden abrufbar). Hier ist 

darauf zu achten, dass man sich nur mit Gemeinden vergleicht, die in etwa eine vergleichbare Grösse 

und Struktur aufweisen (es macht zum Beispiel wenig Sinn, die Löhne einer kleinen Gemeinde mit den-

jenigen der Stadt Bern vergleichen zu wollen). 
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5.2 Vergleich mit Kanton Bern 

Problematisch dürfte es werden, die Löhne der eigenen Gemeinde mit denjenigen des Kantons Bern 

vergleichen zu wollen. Die kantonalen Richtpositionsumschreibungen sind enorm umfangreich. Schon 

nur das Auffinden der für die Gemeinde zutreffenden Funktion dürfte entsprechend schwierig sein. 

5.3 Vergleich mit Privatwirtschaft 

Vielleicht weiss man, wieviel der Kollege/die Kollegin in einem privatwirtschaftlichen Betrieb verdient. 

Lässt dies aber einen verlässlichen Vergleich mit den eigenen Löhnen zu? Kennt man die verschiede-

nen Komponenten, aus denen sich dieser Lohn zusammensetzt? Es ist rasch feststellbar, dass man an 

seine Grenzen stösst, wenn ein aussagekräftiger Vergleich mit privatwirtschaftlichen Betrieben ange-

stellt werden soll. 

6 FAZIT 

 Das Gehaltsklassensystem, allenfalls bereits vorhandene Richtpositionsumschreibungen und die 

konkreten Gehaltsklassenzuweisungen sollten in regelmässigen Abständen auf ihre Aktualität hin 

überprüft werden. 

 Grundsätzlich gilt die Anlehnung an die kantonalen Personalvorschriften als grosszügige Regelung 

für das Gemeindepersonal. Eigene ergänzende Personalvorschriften sind jedoch dort zu erlassen, 

wo dies sinnvoll oder nötig scheint. 

 Nebst dem "normalen" Monatslohn ist die Gewährung von zeitgemässen, attraktiven Nebenleis-

tungen prüfenswert.  

 Ein Vergleich der eigenen Gehälter sollte in jedem Fall nur mit Vergleichbarem und der nötigen 

Sorgfalt erfolgen. 

 

 

 

 

http://www.fin.be.ch/fin/de/index/personal/anstellungsbedingungen/gehalt.html
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Ein angenehmes Arbeitsumfeld 

1 Ausgangslage 

Jede Arbeitgeberin muss auf motiviertes Personal zählen können, denn motiviertes Personal arbeitet 

bekanntlich effizienter sowie loyaler und identifiziert sich besser mit dem Betrieb als Unmotiviertes. 

Nebst den Gehaltsleistungen gehört auch ein angenehmes Arbeitsumfeld zwingend zu den attraktiven 

Rahmenbedingungen. 

 

Ein angenehmes Arbeitsumfeld entsteht hauptsächlich dann, wenn Mitarbeitende zufrieden sind mit 

den Gehaltsleistungen, dem Arbeitsplatz und dem Team, mit welchem sie zusammenarbeiten. Eine 

gepflegte Kultur von und mit den Behördenmitgliedern steigert dieses Wohlbefinden zusätzlich. 

2 Wie kann ein angenehmes Arbeitsumfeld entstehen? 

2.1 Möglichkeiten für Gemeinden 

Arbeitsplatz: Die Mitarbeitenden sind nicht unbedingt alle auf ein Einzelbüro ange-

wiesen. Jeder Person sollte aber genügend Raum zur Verfügung ste-

hen und persönliche Einrichtungsgegenstände (in vernünftigem Mass) 

sollten akzeptiert werden. Bewegung ist gesund! Abwechselnd Stehen 

und Sitzen ist nachweislich besser. Das Warten, bis Mitarbeitende mit 

einer ärztlichen Verordnung für die Anschaffung eines Stehpults er-

scheinen, ist daher nicht empfehlenswert. 

 

IT-Einrichtung: Die Möglichkeiten der modernen IT-Infrastruktur sollten sinnvoll ge-

nutzt werden. Es ist nicht nötig, jederzeit das Neueste vom Neuen zu 

haben. Ein regelmässiger Wechsel der IT-Hardware ist jedoch sinnvoll 

und die eingesetzte Software ist ebenfalls regelmässig zu aktualisie-

ren. Effiziente Arbeit ist nur mit funktionierenden Hilfsmitteln möglich 

und eine nicht funktionierende IT-Infrastruktur kann den ganzen Be-

trieb über längere Zeit stilllegen.  

 

Pausen: Alle Mitarbeitenden sollten die Möglichkeit haben, morgens und 

nachmittags eine bezahlte Pause von rund 15 Minuten einzulegen. 

Die Pause sollte sinnvollerweise weder im Büro noch in einem Res-

taurant verbracht werden. Ein adäquater Pausenraum sollte daher in 

jedem Betrieb zum Standard gehören. 
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Verpflegungsmöglichkeiten: Ob dem Personal der Pausenkaffee oder -tee offeriert wird oder nicht, 

ist zweitrangig. Es ist jedoch darauf zu achten, dass die im Pausen-

raum angebotene Maschine und insbesondere der damit zuzuberei-

tende Kaffee eine gute Qualität aufweisen. Gelegentliche Überra-

schungen im Znüniraum sind immer willkommen (Osterhasen, Gritti-

bänze usw.). Wem die Gesundheit des Personals am Herzen liegt, 

kann Mineralwasser und frische Saisonfrüchte im Pausenraum zur 

Verfügung stellen. Bei grösseren Betrieben empfiehlt sich die An-

schaffung eines Getränkeautomaten. 

 

Garderobe/Dusche: Es erscheint sinnvoll, die Jacken in einer Garderobe deponieren zu 

können, um diese nicht irgendwo im Büro aufhängen zu müssen. 

Besonders in der warmen Jahreszeit wird der Arbeitsweg oft zu Fuss 

oder mit dem Fahrrad absolviert. Um nicht verschwitzt am Arbeitsplatz 

beginnen zu müssen, lohnt es sich, den Arbeitnehmenden eine 

Duschmöglichkeit anzubieten. 

 

Gesundheitsmanagement: Im Büro bewegt man sich oftmals zu wenig. Es kann sich daher loh-

nen, dem Personal ergonomische Hilfsmittel zu bieten, Bewegungs-

möglichkeiten aufzuzeigen oder gar zu organisieren (z.B. durch Ver-

günstigung von Sportangeboten, gemeinsame Sportgruppen, Zugang 

zu eigenen Sportanlagen usw.) oder Weiterbildungen zu diesem 

Thema anzubieten.  

 

Arbeitszeiten: Unter Umständen kann es sinnvoll sein, die Arbeitszeiten auf saisona-

le Gegebenheiten auszurichten (z.B. attraktive Blockzeiten, verlänger-

te Winterarbeitszeiten und im Gegenzug verkürzte Sommerarbeitszei-

ten usw.). Mit dem Modell der Jahresarbeitszeit dürfte dies ohne Wei-

teres umsetzbar sein. 

2.2 Teambildungsmöglichkeiten 

2.2.1 Mitarbeitende motivieren 

Zwar sieht man sich täglich im Büro, in der Freizeit trifft man sich aber leider oftmals kaum. Gerade 

dort lernt man sich aber besser kennen, weshalb ein gelegentlicher Teamanlass lohnenswert ist. 

Wenn die Arbeitgeberin diesen (teilweise) finanziert oder die Zeit dafür zur Verfügung stellt, wird die 

Motivation, einen solchen Event zu organisieren oder daran teilzunehmen, entsprechend gross sein. 

Als Teamanlass können zum Beispiel ein gemeinsamer Ausflug, ein gemeinsames Nachtessen, ein 

Anlass unter dem Motto "Bewegung + Sport" oder das regelmässige gemeinsame Betreiben einer 

Sportart infrage kommen. Gemeinsames Lachen verbindet und hält gesund. Der Humor sollte deshalb 

am Arbeitsplatz ebenfalls nicht zu kurz kommen.  
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Mindestens einmal pro Jahr sollte das Personal die Möglichkeit erhalten, mit den Gemeindebehörden 

einen ausserberuflichen Kontakt zu pflegen. Hier bietet sich insbesondere ein gemeinsames Weih-

nachtsessen an. Bei der Sitzordnung sollte darauf geachtet werden, dass Personal und Behördenmit-

glieder nicht getrennt voneinander an den Tischen sitzen. Der Weihnachtsanlass muss nicht jedes 

Jahr nach dem gleichen Schema durchgeführt werden. Ein Überraschungsgast mit einem anschlies-

senden Apéro riche bietet beispielsweise eine willkommene Abwechslung. 

2.2.2 Intervention bei Unstimmigkeiten 

Es ist fortlaufend, jedoch ohne Aufdringlichkeit, darauf zu achten, dass innerhalb des Teams ein ruhi-

ges und angenehmes Arbeitsklima herrscht. Mit einer Intervention ist nicht zuzuwarten, bis Mitarbei-

tende unter sich vollkommen zerstritten sind. Es ist dann nämlich zu spät! 

3 FAZIT 

 Ein harmonisches Teamwork, in dem auch die Behördenmitglieder ihren Platz haben dürfen, ist 

unabdingbar. 

 Neue, sinnvolle Angebote zugunsten des Personals, die gegenüber der Gemeindebevölkerung 

vertretbar sind, können zu einer spürbaren Verbesserung des Arbeitsumfelds führen.  

 Die Durchführung von ausserberuflichen Anlässen, organisiert durch die Behörde oder das Per-

sonal selber, führen zu einer Stärkung des Teamgedankens und zu einer höheren Identifikation.  
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Zeitgemässe Arbeitsmodelle 

1 Ausgangslage 

Die Bedürfnisse und Ansprüche der Arbeitnehmenden haben sich in den vergangenen Jahrzehnten 

fortlaufend verändert. Jüngere Generationen stellen wesentlich höhere Anforderungen an die Verein-

barkeit von Beruf und Familie. Die kaufmännische Ausbildung – sei es auf einer Gemeindeverwaltung 

oder in einer anderen Branche – ist oftmals die Grundlage für die spätere Tätigkeit als Gemeinde-

kader. Eine Mehrheit der kaufmännischen Lernenden ist heutzutage weiblich, weshalb auch der 

Kadernachwuchs einen hohen Anteil an Frauen aufweist. Für die weiblichen Arbeitskräfte hat die 

Frage nach der Vereinbarkeit von Beruf und Familie in der Regel eine noch höhere Relevanz. Falls 

die Gemeinden nicht bereit sind, bei den Arbeitsmodellen neue Wege zu gehen, wandern qualifizierte 

Arbeitskräfte mit Familie zunehmend in die Privatwirtschaft ab, die sich hier oftmals flexibler zeigt. Die 

Gemeinden sind deshalb unter dem Konkurrenzdruck zur Privatwirtschaft klar gefordert, sich neuen 

Arbeitsmodellen nicht zu verschliessen und neue Wege zu prüfen.  

2 Beispiele von Arbeitsmodellen 

2.1 Teilzeitarbeit oder Jobsharing 

Die Statistiken zeigen, dass die Bedeutung von Teilzeitarbeit stark zugenommen hat. Während im 

Jahr 1960 nur gerade 4 Prozent aller Arbeitnehmenden einer Teilzeitbeschäftigung nachgingen, 

waren es im Jahr 2000 bereits 30 Prozent. Hier stellt sich die Frage, ob bei Kaderstellen je nachdem 

entweder klare Verantwortlichkeitsbereiche voneinander abgegrenzt und je separat in Teilzeit besetzt 

werden können oder ob sogar ein effektives Jobsharing denkbar ist. Während verschiedene Formen 

von Teilzeitarbeit in anderen Berufen (z.B. Lehrpersonen) oder auf Stufe Sachbearbeitung bereits weit 

verbreitet und akzeptiert sind, ist die Bedeutung bei den Kaderstellen immer noch sehr gering. Hier 

stellt sich durchaus die Frage, ob eine Kaderstelle durch gezielten Einkauf von Spezialistenwissen 

oder den Beizug von externer Begleitung in grösseren Projekten gezielt entlastet und damit im 

Bedarfsfall generell ein geringeres Stellenpensum ermöglicht werden könnte.  

2.2 Vereinbarkeit mit Mutterschaft 

Die Schwangerschaft bei einer Kaderfrau führt heute in den meisten Fällen dazu, dass die Stelle neu 

besetzt werden muss. Die Neubesetzung einer Stelle ist immer mit Kosten für die Personalsuche, 

jedoch auch mit einem hohen Wissensverlust verbunden. Denkbar wären hier Modelle mit Langzeit-

arbeitskonten, wo mit Blick auf eine geplante spätere Familiengründung einerseits vorgängig Zeit-

guthaben angesammelt werden könnten oder zu einem späteren Zeitpunkt, wenn die Kinder grösser 

sind, wieder mehr Stunden geleistet würden. Damit liesse sich ein reduziertes Pensum während einer 

gewissen Zeit auffangen. Bedingung ist in dieser Form allerdings ein langfristiges Engagement am 
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gleichen Arbeitsort bzw. entsprechende Rückzahlungsvereinbarungen, falls diese Langfristigkeit nicht 

wie vereinbart umgesetzt werden kann.  

2.3 Möglichkeiten der Telearbeit / Homeoffice 

Dank der technischen Entwicklung der letzten Jahre ist heute eine Arbeitsleistung praktisch von jedem 

beliebigen Ort aus möglich. Das Gemeindekader benötigt für viele Tätigkeiten keine statische Hard-

ware mehr, sondern kann mit entsprechenden Installationen von einem beliebigen Arbeitsplatz aus 

auf die Software und die Daten der Gemeinde oder die eingelangten Mails zugreifen. Der heutige 

Berufsnachwuchs ist bereits in einer digitalen Welt aufgewachsen und es daher gewohnt, überall 

erreichbar zu sein. Kann mindestens ein Teil der Arbeitsleistung von zu Hause aus erbracht werden – 

zu welcher Uhrzeit auch immer – eröffnen sich gänzlich neue Möglichkeiten, den Ansprüchen von 

Familie und Beruf gerecht zu werden. So ist es insbesondere berufstätigen Müttern möglich, ein 

wesentlich grösseres Arbeitspensum zu leisten, als wenn sie für alle zu leistenden Arbeitsstunden 

zwingend die eigenen vier Wände verlassen müssen. Gleichzeitig sind hier aber sicher trotzdem 

bezüglich des Umfangs gewisse Grenzen gesetzt, da das Gemeindekader zwingend zu gewissen 

Zeiten für die Anliegen der Behörde, des übrigen Gemeindepersonals und der Bürgerinnen und 

Bürger persönlich erreichbar sein muss.  

 

 Musterbestimmungen zum Homeoffice 

 Vereinbarung für Homeoffice 

 Unterlagen des Kantons Bern zum Homeoffice in der Kantonsverwaltung 

2.4 Altersrücktritt in Teilschritten 

Die fortschreitende gesellschaftliche Alterung sollte auch genutzt werden, um die Potenziale älterer 

Mitarbeitenden zu erschliessen. Ältere Arbeitnehmende verfügen in der Regel über mehr Gemeinde- 

und Erfahrungswissen. Entscheidungen werden häufig mit mehr Bedacht getroffen und tragen mit-

unter zur Stabilität der Gemeindeverwaltung bei. Es lohnt sich, diese Fähigkeiten und Erfahrung wert-

zuschätzen. Es kann ausserdem den Vorstellungen der Arbeitnehmenden entsprechen, ihren Eintritt 

in den dritten Lebensabschnitt fliessend zu gestalten. Deshalb ist – wie im Falle der Vereinbarkeit von 

Familie und Beruf – für die vor dem Altersrücktritt stehenden Mitarbeitenden mit geeigneten Arbeits-

modellen zu reagieren. Gemeint ist zum Beispiel eine schrittweise Reduktion des Arbeitsumfangs bei 

gleichzeitig längerem Verbleib im Arbeitsprozess, sofern dies die betrieblichen Verhältnisse zulassen. 

Statt einer Frühpensionierung erfolgt die individuelle Anpassung der Anstellung, um den Beschäfti-

gungsprozess zu verlängern (gestaffelter Altersrücktritt). Grundsätzlich ist ein Altersrücktritt zwischen 

dem vollendeten 58. und dem vollendeten 65. Altersjahr möglich. Massgebend sind jedoch die perso-

nalrechtlichen Bestimmungen der Arbeitgeberin sowie die reglementarischen Bestimmungen der 

jeweiligen Personalvorsorgelösung (Pensionskasse) der Gemeinde. Für die weiteren Modalitäten wie 

die Anzahl der Teilschritte (z.B. maximal in drei Teilschritten), der jeweilige Mindestumfang der Reduk-

tion (z.B. mindestens um 20 Prozent der Normalarbeitszeit) und die Frage nach Bezug einer Teilrente 

oder Weiterversicherung des bisherigen versicherten Verdienstes sind ebenso die jeweiligen 

Pensionskassenreglemente zu konsultieren. 

https://www.begem.ch/images/content/ratgeber/HomeofficeMusterRegulierungen.docx
https://www.begem.ch/images/content/ratgeber/VereinbarungfrHomeoffice.docx
https://www.pa.fin.be.ch/de/start/themen/anstellungsbedingungen/arbeitsmodelle/homeoffice-und-mobiles-arbeiten.html
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2.5 Flexible Arbeitszeitmodelle 

Die Gemeindeverwaltung pflegt einen regen Kundenkontakt, weshalb gewisse Blockzeiten zur Sicher-

stellung des Schalter- und Telefonbetriebs nötig sind. Die meisten Gemeinden kennen heute das 

Jahresarbeitszeitmodell mit entsprechenden Möglichkeiten, ausserhalb von vorgegebenen Block-

zeiten von gleitender Arbeitszeit profitieren zu können. Dies dient auch der Gemeinde, da die Arbeit 

dann geleistet werden kann, wenn Spitzenbelastungen anfallen und diese Überzeit in ruhigeren Zeiten 

(z.B. während der Sommermonate) wieder kompensiert werden kann. Der Umfang der vorgegebenen 

Blockzeiten wird in den einzelnen Gemeinden sehr unterschiedlich angesetzt. In vielen Gemeinden 

bleibt die Verwaltung an einzelnen Wochentagen für den Kundenkontakt geschlossen. Andere 

Gemeinden kennen zum Beispiel verkürzte Blockzeiten während der Sommerferien. Im Grundsatz gilt, 

dass die Arbeitnehmenden einen möglichst grossen Spielraum zu schätzen wissen, die Arbeitszeit 

nach ihren eigenen Bedürfnissen ansetzen zu können.  

 

Verschiedene Gemeinden kennen beim Kader die Vertrauensarbeitszeit. Bei diesem Modell steht die 

Erledigung vereinbarter Aufgaben im Vordergrund und nicht die zeitliche Präsenz des Arbeitnehmen-

den. Derartige Lösungen dürfen jedoch nicht dazu dienen, fehlende personelle Ressourcen auf dem 

Buckel des Kaders auszutragen, welches dann entsprechend einfach keinen Überzeitsaldo mehr 

geltend machen darf. Es ist zu beachten, dass eine Arbeitseiterfassung auch in diesen Fällen aus 

Gründen des Gesundheitsschutzes vorgeschrieben bleibt.  

3 Fazit 

 Der stärker werdende Wunsch nach Vereinbarkeit von Beruf, Familie und Freizeit bedingt von der 

Gemeinde als Arbeitgeberin eine höhere Flexibilität und die Bereitschaft, neuzeitliche Arbeits-

modelle für jüngere und ältere Arbeitnehmende zu prüfen.  

 Ein möglichst grosser Spielraum bei der Ausgestaltung der Arbeitszeiten dient in der Regel 

beiden Seiten, jedoch sind der Flexibilität durch das Sicherstellen eines angemessenen Schalter- 

und Telefonbetriebs gewisse Grenzen gesetzt.  
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Personalführung 

1 Zeitgemässes Führungsverständnis 

1.1 Führungsstil  

Ein komplexes Thema: Welches Führungsverständnis ist zeitgemäss, welcher Führungsstil ist erfolgs-

versprechend? Werden stellensuchende Führungskräfte im Vorstellungsgespräch nach ihrem Füh-

rungsstil befragt, werden verschiedenste Bezeichnungen eingebracht: Kooperativ, partizipativ, situativ, 

demokratisch, motivierend. Nach Wikipedia hat die Forschung denn auch eine unüberschaubare Fülle 

von Führungsstilen zutage gefördert. Ein grundlegendes Modell sei die Einteilung in ein aufgaben-

orientiertes Verhalten (Zielsetzung, Planung, Koordination, Organisation), ein beziehungsorientiertes 

Verhalten (Unterstützung, Lob, Anerkennung) und ein kooperatives Verhalten (gegenseitige Unter-

stützung und Beteiligung im Team). Der Führungsstil könne einen erheblichen Einfluss auf den Erfolg 

einer Organisation haben. Gut geführte Mitarbeitende seien in der Regel zufrieden, motiviert und 

engagiert. Empirische Untersuchungen zeigten, dass Unternehmen mit einer überdurchschnittlichen 

Mitarbeiter- und Kundenzufriedenheit auch wirtschaftlich erfolgreicher seien. Früher sei von einer 

autoritären, demokratischen oder auch von einer Laisser-faire-Führung die Rede gewesen. Die heuti-

ge Betriebswirtschaftslehre tendiere eher zum demokratischen, kooperativen Führungsstil, wobei hier 

auch das Aufgabengebiet in die Betrachtung einbezogen werden müsse. Es sei zum Beispiel wenig 

hilfreich, während eines Feuerwehreinsatzes eine demokratische Führung umsetzen zu wollen. 

Zwischen autoritärem, hierarchischem und demokratischem Führungsstil gebe es eine grosse Zahl 

von Mischformen. Neuere Überlegungen bezeichneten auch einen demokratischen Führungsstil nicht 

als Optimum. Vielmehr tendiere man heute zur so genannten situativen Führung, nach der der optima-

le Führungsstil von der jeweiligen Situation abhänge. Tatsache ist, dass Führungsaufgaben sowohl für 

die professionelle Verwaltungsfachperson als auch für die politischen Führungsverantwortlichen im 

Milizsystem sehr anspruchsvoll und von grosser Bedeutung sind. Die eigene Offenheit für den Erwerb 

von Know-how, die Fähigkeit, richtige Fragen zu stellen und der gemeinsame Konsens über gewisse 

grundsätzliche Führungsrichtlinien – nicht zwingend in schriftlicher Form – dürften geeignet sein, 

Führungsaufgaben erfolgreich zu meistern.  

1.2 Anforderungsprofil 

Welche typischen Eigenschaften muss beispielsweise eine Führungsperson mitbringen oder erwer-

ben? Genügen die persönlichen Merkmale wie Entschlossenheit, Selbstvertrauen und Durch-

setzungsvermögen, oder werden auch Sozialkompetenz, Empathie, eine Führungsausbildung und 

Führungserfahrungen verlangt? Diese Fragen sollten im Anforderungsprofil der Stellenbeschreibung 

und in einer Stellenpublikation jedenfalls beantwortet werden, und zwar auch dann, wenn es sich um 

eine kleinere Verwaltung handelt. Die genannten Kriterien dürften ebenso wichtig sein, wie die spezifi-

schen Anforderungen, gern im Spannungsfeld von Politik und Verwaltung zu wirken, über ein Fein-

http://begem.ch/images/content/ratgeber/Fhrungsgrundstze.docx
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gespür für politische Vorgänge zu verfügen, ein eindeutiges Rollenverständnis zu pflegen und klare 

Botschaften vermitteln zu können.  

1.3 Steuerungsinstrumente 

Je grösser die Gemeindeverwaltung, umso wichtiger ist es, über geeignete Steuerungsinstrumente 

wie das institutionalisierte Mitarbeitergespräch, die Geschäfts- und Terminkontrolle, Fixterminbespre-

chungen, Abteilungsleiterkonferenzen und Teamsitzungen zu verfügen. Wöchentlich wiederkehrende 

Fixtermine können der konzentrierten Erörterung von Sachbearbeitungsfragen, der Besprechung der 

Pendenzensituation und der Definition der Leitplanken für die weitere Arbeit dienen. Wichtig ist es, 

Sitzungen und Besprechungen strukturiert und zielorientiert anzugehen, damit Effizienz und Effektivi-

tät erzielt werden können. 

1.4 Information 

Information schafft Vertrauen und ein gutes Arbeitsklima: Sachbearbeitungsaufträge sollten zwingend 

mit der nötigen Information verbunden werden. Der gute Informationsfluss macht kleinliche Kontrollen 

und Interventionen überflüssig. Eine grosse Bedeutung hat auch die nicht geschäftsbezogene 

Personalinformation. Hier können beispielsweise Neuigkeiten in verwaltungsorganisatorischen und 

personalrechtlichen Belangen, Dienstjubiläen, Ein- und Austritte oder der Einbezug der Mitarbeitenden 

in die Umsetzung neuer Steuerungsinstrumente wie Leitbild und Massnahmenplan interessieren. Ein 

hoher Stellenwert ist auch dem Informationsfluss zwischen Politik und Verwaltung beizumessen. Es ist 

eine vorrangige Aufgabe der Abteilungsleitenden einer Gemeindeverwaltung, den Ressortvorstehen-

den des Gemeinderats relevante Verwaltungsinformationen zu den Geschäften im Ressortbereich zu 

vermitteln. Umgekehrt ist es wichtig, dass das Behördenmitglied, welches Anliegen aus der Bevölke-

rung entgegennimmt, die betroffene Verwaltungsabteilung orientiert und allfällige Schriftstücke der 

Verwaltung überlässt, deren Aufgabe es ist, für Erledigung oder Neueröffnung eines Geschäfts zu 

sorgen.  

1.5 Rahmenbedingungen 

Der amerikanische Arbeitswissenschaftler Frederick Herzberg sagte, Mitarbeitende könne man gar 

nicht motivieren, man könne nur die Rahmenbedingungen zur Entfaltung schaffen. Oder umgekehrt: 

Stimmen die Rahmenbedingungen, ist auch Motivation vorhanden. Als Führungsperson sollte also 

Wert darauf gelegt werden, von Zeit zu Zeit die Rahmenbedingungen zu hinterfragen: Werden den 

Mitarbeitenden tatsächlich gute Rahmenbedingungen geboten oder ist es an der Zeit, Optimierungen 

vorzunehmen, um im Wettbewerb mit andern Arbeitgeberinnen und Arbeitgebern bestehen zu 

können? Ist die Gemeinde noch eine attraktive Arbeitgeberin? Worin liegt die Attraktivität? Stellen-

suchende wünschen sich oft ein freundliches Arbeitsumfeld, vielfältige Tätigkeiten, interessante 

Dienstleistungen, ein attraktives Gehalt, ein modernes Personalrecht, eine Kultur, in der Individualität 

respektiert wird, Führungskräfte, die die persönliche Entwicklung fördern, eine gute Referenz für die 

künftige Karriere, die Förderung der Aus-, Fort- und Weiterbildung oder Selbstständigkeit und Verant-

wortung. Von Interesse sind allenfalls flexible Arbeitszeiten, die Vereinbarung von Beruf, Familie und 

Freizeit, die Gelegenheit, zwischenzeitlich von zu Hause aus arbeiten zu können, eine gute Anbin-

dung des Arbeitsplatzes an den öffentlichen Verkehr, Rabatte, ein von der Arbeitgeberin zur Verfü-

http://begem.ch/images/content/ratgeber/MusterAbteilungsleiter-Konferenz.docx
http://begem.ch/images/content/ratgeber/Personalinformation.docx
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gung gestelltes Mobiltelefon, Personalanlässe und, im Spannungsfeld von Politik und Verwaltung, 

jedenfalls eine gute Unternehmenskultur (siehe Kapitel Arbeitsumfeld).  

1.6 Auftragserteilungen 

Jede Chefin und jeder Chef tut gut daran, nicht alles und jedes besser wissen zu wollen. Führungs-

personen benötigen den Mut und den Willen, echte Aufgabendelegationen vorzunehmen und den 

Mitarbeitenden Freiräume und Individualität zu gewähren. Zu weit gehende Überwachungstätigkeit 

schadet ebenso wie zu geringe. Die vorgesetzte Person übernimmt die Führungsverantwortung, die 

Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter trägt die Handlungsverantwortung. Der Rückdelegation von Aufga-

ben ist aktiv entgegenzutreten und davon Abstand zu nehmen, alle Schwierigkeiten der Mitarbeiten-

den zu eigenen Problemen zu machen. Die Chefin oder der Chef muss nicht für alles prompt einen 

Lösungsvorschlag parat haben. Die Mitarbeitenden sind einzuladen, zu den eigenen Fragen und 

Anliegen jeweils selbst Lösungsvorschläge an eine Besprechung mitzubringen. Aufträge an die Mit-

arbeitenden sind mit der Auflage zu verbinden, dass frühzeitig signalisiert wird, wenn ein Termin nicht 

eingehalten werden kann, damit noch innerhalb der Frist neu disponiert werden kann, ohne am eige-

nen Arbeitsplatz in arge Nöte zu geraten.  

1.7 Stellvertretung 

Gute Vorgesetzte haben eine gute Stellvertretung. Der Stellvertretung ist ein umfassender Einblick in 

das betreffende Arbeitsgebiet zu gewähren und ein fliessender Informationsaustausch zu realisieren. 

Der Stellvertretung sind ausreichende Kompetenzen zu delegieren und die Möglichkeit einzuräumen, 

die Erfüllung der Stellvertretungsaufgabe in Anwesenheit der vorgesetzten Person zu üben. Ein Stell-

vertretungsplan und ein Normprofil für Stellvertretungen können echte Stellvertretungen sicherstellen.  

2 Laufbahnplanung in der Gemeinde 

Personalpolitische Leitsätze können vorsehen, dass der Gemeinderat eine Personalpolitik verfolgt, die 

es der Gemeinde erlaubt, geeignete Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu gewinnen und zu erhalten, 

dass er die Aus-, Fort- und Weiterbildung fördert, und dass er den Personal- und Kadernachwuchs 

unter Einbezug des eigenen Personals sichert. So oder so empfiehlt es sich, im Mitarbeitergespräch 

oder bei anderer Gelegenheit die berufliche Entwicklung der einzelnen Mitarbeiterin oder des einzel-

nen Mitarbeiters zu thematisieren und diese nach Möglichkeit zu fördern. Mit der Laufbahnplanung 

wird den Mitarbeitenden Wertschätzung entgegengebracht, die zur Übernahme neuer Herausforde-

rungen motivieren und zur Sicherung kompetenter Verwaltungsfachpersonen beitragen kann.  
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3 Laufbahnplanung mit Stellenwechsel 

Die Arbeitswelt ist von stetem Wandel betroffen, der von den Mitarbeitenden je länger je mehr abver-

langt, so namentlich dann, wenn es darum geht, sich permanent weiterzubilden oder Flexibilität zu 

zeigen, wenn im eigenen Dienstleistungsunternehmen neue Herausforderungen zu bewältigen sind 

oder wenn sich ein Stellenwechsel – innerhalb oder ausserhalb der eigenen Organisation – empfiehlt. 

Letzteres geschieht durchaus häufiger als früher, als es nicht selten war, dass Arbeitnehmende dreis-

sig, vierzig oder mehr Jahre am gleichen Arbeitsplatz wirkten. Um den Personal- und Kadernach-

wuchs zu sichern, tun die Gemeinden gut daran, Aus-, Fort- und Weiterbildungen und den Antritt 

neuer beruflicher Herausforderungen zu unterstützen, und zwar auch dann, wenn eine andere 

Gemeinde davon profitieren sollte. Am aktuellen Arbeitsort sind also auch Laufbahnplanungen gefragt, 

welche den Wechsel in ein anderes Dienstleistungsunternehmen vorsehen. Eine Weiterführung der 

beruflichen Laufbahn an einem neuen Ort kann frische Einblicke und Aufschlüsse gewähren, eine 

Weiterentwicklung bewirken und auf dem Weg zur Übernahme einer Kaderfunktion durchaus ange-

zeigt sein. Vielfach kehren Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer später an den ursprünglichen Ort 

zurück, um nach einer Weiterbildung eine anspruchsvollere Funktion anzutreten. Tatsache ist, dass in 

möglichst vielen Gemeindeverwaltungen Aus- und Weiterbildungen vorangetrieben werden sollten, 

damit der Personal- und Kadernachwuchs in den kommunalen Verwaltungen gesichert werden kann. 

Im einen Fall profitiert die eine Gemeinde von den Aus- und Weiterbildungsaktivitäten der anderen 

Gemeinde, im anderen Fall verhält es sich umgekehrt. Es lohnt sich also, auf die Karte Aus-, Fort- und 

Weiterbildung zu setzen. Gang und gäbe ist mittlerweile, dass die Gemeinde, welche eine Mitarbeite-

rin oder einen Mitarbeiter mit einer Rückzahlungsverpflichtung aus einer Weiterbildung am vorherigen 

Arbeitsplatz anstellt, die Kosten aus der Verpflichtung übernimmt, geht es doch nicht zuletzt darum, 

mit der Anstellung das gewünschte Know-how einzukaufen. Hinzu kommt, dass am neuen Arbeits-

platz dank Absolvierung der Weiterbildung am bisherigen Arbeitsplatz weiterbildungsbedingte Abwe-

senheiten wegfallen (siehe Kapitel Aus- und Weiterbildung).  

4 Die Rollen von Politik und Verwaltung 

Die Aufgabenerfüllung wird oftmals durch unnötige Reibungsverluste beeinträchtigt, weil im Span-

nungsfeld von Politik und Verwaltung Unsicherheiten bestehen, wem nun welche Rolle zugedacht ist.  

Interessenskonflikte, Rechtsunsicherheiten und eine ungenügende Verwaltungsökonomie können die 

Folgen sein. Es kann sich lohnen, die gewollten Rollenverständnisse in Ergänzung des Organisations-

rechts in Leitlinien zu definieren. Diese Leitlinien wiederum können bei Amtsübergaben und Amtsein-

führungen erläutert werden, sodass eine gute Basis für eine erfolgreiche Zusammenarbeit entsteht. 

Was die Personalführung anbelangt, sollte unmissverständlich festgelegt sein, wer welche Aufgaben, 

Zuständigkeiten und Verantwortlichkeiten hat (siehe Kapitel Organisationsmodelle). Es ist überdies zu 

begrüssen, im Organigramm deutlich zu machen, wer die Schnittstelle zwischen Politik und Verwal-

tung zu gewährleisten hat: Ist es das Gemeindepräsidium oder eine Person aus den Reihen der 

Gemeindeverwaltung? Ungeachtet dessen, ob eine Führungsaufgabe der Politik oder der Verwaltung 

obliegt, ist es wichtig, Unterstellungen – beispielsweise in einem Organigramm – unmissverständlich 

auszuweisen.  

http://www.begem.ch/de/dienstleistungen/Ratgeber
http://begem.ch/images/content/ratgeber/Rollen-Zusammenarbeit.docx
http://www.begem.ch/de/dienstleistungen/Ratgeber
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5 Das Mitarbeitergespräch 

5.1 Grundsätzliches 

Das Mitarbeitergespräch ist nicht unumstritten. Es wird vielfach mit der Feststellung abgetan, das 

Notwendige werde bereits im Verlauf des Jahres besprochen, sodass sich ein eigentliches Mitarbei-

tergespräch erübrige. Hand aufs Herz: Ist dem wirklich so? Nehmen sich alle Beteiligten immer die 

Zeit, gleich Bilanz zu ziehen? Können – meist beiläufige – Kurzgespräche im Alltag tatsächlich eine 

gemeinsame Rückschau, eine Standortbestimmung und eine Ausschau hinfällig werden lassen? An 

dieser Stelle sei die Auffassung vertreten, dass der meist vom Tagesgeschäft dominierte Behörden- 

und Verwaltungsalltag kaum geeignet sein kann, ein Mitarbeitergespräch zu ersetzen. Wird das 

Gespräch mit positiver Grundeinstellung, beidseits gut vorbereitet und mit dem Ziel angegangen, 

konstruktiv zu bilanzieren und im Interesse beider Parteien die Zukunft gemeinsam zu planen, stellt 

das Mitarbeitergespräch ohne Weiteres ein wertvolles Führungs- und Kommunikationsinstrument, 

einen bedeutenden Beitrag an die Qualitäts- und Personalentwicklung und einen wichtigen Bestandteil 

der Unternehmensplanung dar. Die Gemeinde ist also eine aufgeschlossene, zeitgemässe und attrak-

tive Arbeitgeberin, wenn sie das Mitarbeitergespräch anbietet. Allenfalls tut sie dies in Gruppen-

gesprächen auch für nebenamtliche und nebenberufliche Funktionen; persönliche Leistungs- und 

Verhaltensbeurteilungen und Gehaltsfragen müssten aber jedenfalls Einzelgesprächen vorbehalten 

sein. Das Mitarbeitergespräch eignet sich auch für zwischenzeitliche Standortbestimmungen, deren 

Ziel es sein kann, die Erreichung eingeforderter Ziele zeitnah zu bilanzieren. Dabei darf nicht verges-

sen gehen, dass nebst einem Rückblick vor allem auch eine Vorschau – mit Zielvereinbarungen – 

gefragt ist. Wichtig zu wissen ist, dass ein Mitarbeitergespräch ohne weiteres rechtliche Relevanz 

erhalten kann, wenn sich ein Arbeitsverhältnis nicht gut entwickelt und eine Auflösung in Erwägung 

gezogen werden muss.  

5.2 Verfahrensausrichtung  

Mit der Durchführung des Mitarbeitergesprächs allein ist es nicht getan. Es lohnt sich, das Verfahren 

gut zu strukturieren, um jährlich wiederkehrend auf eine verlässliche Organisationsbasis zählen zu 

können. Dabei interessieren je nach Gemeindegrösse verschiedene Grundlagen, so eine klare 

Zuständigkeitsordnung, eine Wegleitung für alle Gesprächsinvolvierten, sachdienliche Gesprächs-

formulare, ein Standard-Terminplan und ein kurzer Leitfaden für die einheitliche Durchführung der 

Gespräche. In grösseren Gemeinden können ein Organisationsblatt für die rechtzeitige Gesprächs-

planung, ein Hilfsblatt zur Ermittlung der Lohnsummenquote für Gehaltsaufstiege, eine Tabelle für die 

Gehaltsfortschreibung und eine Übersicht über die Qualifikationsergebnisse in den verschiedenen 

Verwaltungsabteilungen, welche über die Vereinbarkeit der Ergebnisse mit den inhaltlichen und finan-

ziellen Vorgaben Aufschluss gibt, dienlich sein.  

5.3 Gesprächsorganisation 

Das Mitarbeitergespräch soll den Gesprächsbeteiligten frühzeitig angezeigt werden. Es soll klar 

kommuniziert werden, wer sich wann wo mit wem trifft. Schliesslich soll eine allseitige Vorbereitung 

ermöglicht und verlangt werden. Das Gespräch soll in einer geeigneten Lokalität, gut strukturiert, ohne 

Unterbrechung und innerhalb der vorgesehenen Dauer stattfinden. Als Gesprächslokalität empfiehlt 
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sich nicht das Büro der Chefin oder des Chefs, sondern vielmehr ein neutraler Ort wie beispielsweise 

ein Besprechungszimmer. In der Regel wird das ordentliche Mitarbeitergespräch mit Blick auf eine 

allfällige Veränderung in der Gehaltseinreihung auf den Beginn des neuen Kalenderjahrs im Herbst 

durchgeführt.  

5.4 Gesprächsinhalte 

Das Schwergewicht des Mitarbeitergesprächs sollte nicht allein auf der Leistungs- und Verhaltens-

beurteilung liegen, sondern auch den Rahmenbedingungen am Arbeitsplatz, allenfalls der Erörterung 

von Arbeitsplatzselbstverständlichkeiten und Arbeitsplatzwünschen und der Anerkennung der Mit-

arbeit Platz bieten. Was die Rahmenbedingungen anbelangt, können die folgenden Fragen von Inte-

resse sein: Gab es in der Beurteilungsperiode besondere Rahmenbedingungen wie personelle Wech-

sel, Unter- oder Überkapazitäten, Umstrukturierungen? Mit welchen Veränderungen oder Herausfor-

derungen hat sich die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter auseinandergesetzt? Sind Veränderungen 

geplant oder zu erwarten? Wie ist die persönliche Befindlichkeit am Arbeitsplatz? Stimmen Stellen-

beschreibung und Tätigkeiten noch überein? Im Rahmen der Leistungs- und Verhaltensbeurteilung 

sollen eine Selbsteinschätzung und eine Beurteilung durch die vorgesetzte Person vorgenommen 

werden. Interessierende Themen: Zielerreichung, Standortbestimmung, übergeordnete Ziele, Ziel-

vereinbarungen, Gesamtbeurteilung, berufliche Entwicklungsperspektiven, Führungsverhalten der 

vorgesetzten Person, Bemerkungen zum Mitarbeitergespräch. Ganz wichtig ist es, bei der Leistungs- 

und Verhaltensbeurteilung ehrlich zu sein: Es nützt weder der Arbeitgeberin noch der Arbeitnehmerin 

oder dem Arbeitnehmer, wenn eine unzutreffende, in der Regel zu gute Beurteilung abgegeben wird, 

nur um einer unbequemen Auseinandersetzung aus dem Weg zu gehen. Solches kann sich als sehr 

nachteilig erweisen, wenn später ein Arbeitsverhältnis wegen ungenügender Leistungen doch noch 

aufgelöst werden muss. Die Argumentation ist nicht leicht zu bewerkstelligen, wenn in der Vergan-

genheit entgegen den Tatsachen gute, sehr gute oder gar herausragende Leistungen attestiert 

wurden. Im Schlussblock des Gesprächs bietet sich die Gelegenheit, über das weitere Vorgehen zu 

informieren, die geleisteten Dienste zu anerkennen und für die Gesprächsbeteiligung zu danken.  

 

 Beispielhafter Leitfaden für die Durchführung eines Mitarbeitergesprächs 

 MAG-Formularsatz des Kantons 

 Einfache Mustervorlage der Kommunalverbände  

5.5 Gesprächsverarbeitung 

Zur Attraktivität als Arbeitgeberin trägt auch ein verlässliches Gesprächsverfahren bei. Dazu gehört 

eine zeitnahe Verarbeitung der Gesprächsergebnisse. Es gilt, den Standard-Terminplan einzuhalten 

und eine Gehaltsänderung vor dem Zeitpunkt des Inkrafttretens in geeigneter Form zu eröffnen. 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, welche die Leistungs- und Verhaltensbeurteilung für unzutreffend 

oder unkorrekt betrachten, soll die Gelegenheit zu einer Aussprache bei der nächsthöheren vorge-

setzten Stelle gegeben werden. Das Ergebnis der Aussprache ist schriftlich festzuhalten. Ist die beur-

teilte Person mit dem Ergebnis der Überprüfung nicht einverstanden, kann sie zuhanden des Perso-

naldossiers eine schriftliche Erklärung abgeben.  

http://begem.ch/images/content/ratgeber/MAG-Gespraechsleitfaden.docx
http://www.fin.be.ch/fin/de/index/personal/personalentwicklung/MAG.html
http://begem.ch/images/content/ratgeber/MAGBeurteilungsbogen.docx
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6 Das Personaldossier 

Die Führung des Personaldossiers muss klar zugewiesen und – auch mit Blick auf eine mögliche 

Akteneinsicht der Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters – sorgfältig sein. Sie ist Sache der Personal-

administration. Diese ist in bernischen Gemeindeverwaltungen in der Regel der Gemeindeschreiberei 

zugeordnet, während die Gehaltsadministration und die Bewirtschaftung der daraus hervorgehenden 

Akten häufig Obliegenheiten der Finanzverwaltung sind. Es ist wichtig, dass in der Verwaltung für jede 

Mitarbeiterin und jeden Mitarbeiter nur ein Personaldossier angelegt, geführt und schlussendlich 

archiviert wird. Letzteres hat nach der Direktionsverordnung über die Verwaltung und Archivierung der 

Unterlagen von öffentlich-rechtlichen Körperschaften nach Gemeindegesetz und deren Anstalten 

(ArchDV Gemeinden) zu erfolgen. Nach Verordnungsanhang gilt für Personalakten eine Mindest-

aufbewahrungsfrist von fünf Jahren ab Ende des Dienstverhältnisses. Die Aufgaben, Zuständigkeiten 

und Verantwortlichkeiten rund um die Personal- und die Gehaltsadministration werden geeigneter-

weise im Funktionendiagramm klar und eindeutig zugewiesen. Die Gemeinde ist eine attraktive 

Arbeitgeberin, wenn sie korrekte Personaldossiers, eine aufgeschlossene Personalinformation und 

zudem eine Personalkontrolle führt, die Informationen über bevorstehende Altersrücktritte, Dienstjubi-

läen oder Vertragsabläufe verfügbar macht, damit rechtzeitig die Sachbearbeitung organisiert werden 

kann.  

7 Die Gehaltswirksamkeit der Personalbeurteilung 

Ob nun das Gehalt im Mitarbeitergespräch thematisiert oder die Erörterung einem anderen Verfahren 

vorbehalten bleibt, es scheint richtig, die Gehaltsentwicklung von den Leistungen und nicht allein von 

(zunehmender) Erfahrung und Dienstdauer abhängig zu machen. Bei der Gewährung eines Gehalts-

stufenanstiegs ist darauf zu achten, dass dieser Anstieg dem internen Quervergleich standhält. Wird 

ein vergleichsweise zu hoher Anstieg vorgenommen, kann das Lohngefüge als Ganzes negativ beein-

trächtigt werden. Dies wiederum präjudiziert unter Umständen immer wiederkehrende Diskussionen 

über die Lohngerechtigkeit. Es ist zu beachten, dass Gehaltsstufen in der Regel „im Rahmen der 

verfügbaren Mittel“ gewährt werden „können“. Dies bedeutet, dass bei fehlenden finanziellen Mitteln 

keine lohnrelevante Anerkennung erfolgen kann oder dass – bei geringeren Mitteln – dieselbe Bewer-

tung nicht immer zum gleichen Gehaltsaufstieg führt. Was nicht sein darf, ist eine Lenkung der Lohn-

kosten über gezielt schlechte Beurteilungen. Ist eine finanzielle Anerkennung nicht machbar, so ist 

dies entsprechend zu kommunizieren. Leistung und Verhalten können, sollen und müssen gleichwohl 

den Tatsachen entsprechend beurteilt und gewürdigt werden.  

8 Was, wenn der Wurm drin ist? 

Ob das Arbeitsverhältnis erfolgreich wird, zeichnet sich in der Regel schon früh ab. Werden Spannun-

gen festgestellt, so empfiehlt sich das Gespräch – allenfalls als zwischenzeitliches, protokolliertes 

Mitarbeitergespräch. Muss bereits in der Probezeit registriert werden, dass das Arbeitsverhältnis kaum 

den Vorstellungen wird entsprechen können, gilt es, rasch zu handeln, rechtzeitig das Probezeit-

gespräch zu führen und das Arbeitsverhältnis aufzulösen. Dauert die negative Situationsentwicklung 

bereits längere Zeit an, ist es wichtig, nicht weiter zuzuwarten, sondern nach Möglichkeit im gemein-

http://begem.ch/images/content/ratgeber/Probezeitgesprch.docx
http://begem.ch/images/content/ratgeber/Probezeitgesprch.docx
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samen Gespräch eine Problemlösung zu finden. Leistungsverbesserungen dürften erreichbar sein, 

wenn beide Seiten willens und in der Lage sind, die nötigen Personalentwicklungsschritte vorzukeh-

ren. So oder so ist es von Bedeutung, auf treffende Leistungs- und Verhaltensbeurteilungen zurück-

greifen zu können. Leider muss in der Praxis immer wieder festgestellt werden, dass zwar frühzeitig 

ungenügende Leistungen festgestellt wurden, der Bogen der Leistungs- und Verhaltensbeurteilung 

aber etwas Anderes aussagt, weil zum Zeitpunkt der Personalbeurteilung einer unbequemen 

Auseinandersetzung aus dem Weg gegangen wurde. Dies darf nicht sein: Es ist ein absolutes Muss, 

dass Mitarbeitergespräche – ordentliche oder zwischenzeitliche – korrekt protokolliert werden, um 

darauf basieren zu können, wenn eine Trennung zu vollziehen ist. Ein Ausweichen dient keiner der 

beiden Parteien, es bringt lediglich ein Aufschieben der Situationsbereinigung. Liegen die Spannun-

gen in Persönlichkeitsdefiziten oder in der Tatsache begründet, dass die Charaktere der Involvierten 

schlicht unvereinbar sind, dürfte eine Trennung unausweichlich sein. Es empfiehlt sich, das korrekte 

Vorgehen frühzeitig rechtlich abzuklären. Mitarbeitende werden ihrerseits einen Weg suchen, um sich 

aus der misslichen Lage zu befreien, so beispielsweise durch Beanspruchung einer Ombudsstelle. 

Vielfach wird davor zurückgeschreckt, eine Kündigung vorzunehmen, weil die Hürden als zu hoch 

erscheinen. Tatsächlich sind beim Vorliegen eines öffentlich-rechtlichen Arbeitsverhältnisses für die 

Kündigung triftige Gründe anzugeben. Solche Gründe liegen aber beispielsweise bereits dann vor, 

wenn die angestellte Person ungenügende Leistungen erbringt, wenn sie Weisungen der Vorgesetz-

ten wiederholt missachtet oder wenn sie durch ihr Verhalten während der Arbeitszeit das Arbeitsklima 

nachhaltig stört. Beim öffentlich-rechtlichen Arbeitsverhältnis muss die Kündigung nach Gewährung 

des rechtlichen Gehörs mittels Verfügung erfolgen. Denkbar ist bei einem Konsens darüber, dass das 

Arbeitsverhältnis nicht weitergeführt werden soll, der Abschluss einer Vereinbarung über die 

Auflösung des Anstellungsverhältnisses im gegenseitigen Einvernehmen. Im Rahmen eines 

Personalaustrittes sind verschiedene Formalitäten zu beachten: Checkliste Austritt Mitarbeitende.  

9 Fazit 

 Der gelebte Führungsstil hat einen erheblichen Einfluss auf den Erfolg der Gemeinde als Dienst-

leistungsunternehmens. 

 Mit Blick auf ein Stellenbesetzungsverfahren sollte das Anforderungsprofil als Ganzes definiert 

und bei Kaderstellen insbesondere neben den reinen Fachkenntnissen die Erfordernisse an 

Führungsqualitäten und Kommunikationsfähigkeiten geklärt werden.  

 Die verfügbaren Steuerungsinstrumente und Steuerungsgremien sollten in der Führungsarbeit 

bewusst genutzt werden. 

 Mit einem guten innerbetrieblichen Informationsfluss kann Vertrauen geschaffen und damit ein 

Beitrag an ein gutes Arbeitsklima geleistet werden.  

 Von Zeit zu Zeit sollte die Frage gestellt werden, ob die Rahmenbedingungen für das Personal es 

den Mitarbeitenden nach wie vor ermöglichen, sich motiviert einzubringen. 

 Aufträge an die Mitarbeitenden sind mit der Auflage zu verbinden, dass frühzeitig signalisiert wird, 

wenn ein Termin nicht eingehalten werden kann. 

 Eine zweckmässige Stellvertretung bedingt einen umfassenden Einblick ins betreffende Arbeits-

gebiet, einen guten Informationsaustausch und die Delegation von angemessenen Kompetenzen.  

http://begem.ch/images/content/ratgeber/MerkblattpersonalrechtlicheAuseinandersetzungen.docx
http://begem.ch/images/content/ratgeber/VerfgungKndigunginBriefform.docx
http://www.begem.ch/images/content/ratgeber/VereinbarungAuflsungArbeitsverhltnisimgegenseitigenEinvernehmen.docx
http://begem.ch/images/content/ratgeber/ChecklisteAustritte.docx
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 Es kann sich lohnen, die gewollten Rollen und die Zusammenarbeit von Behörden und Verwal-

tung zu klären, um Reibungsverluste, Rechtsunsicherheiten und eine ungenügende Verwal-

tungsökonomie zu vermeiden.  

 Im Mitarbeitergespräch ist die Laufbahnplanung zu thematisieren und die Beurteilten sollten zur 

Übernahme neuer Herausforderungen motiviert werden.  

 Mitarbeitergespräche sollten mit positiver Grundeinstellung, gut vorbereitet und mit dem Ziel 

angegangen werden, konstruktiv zu bilanzieren und im Interesse beider Parteien die Zukunft 

gemeinsam zu planen.  

 Es darf nicht sein, dass aus finanzpolitischer Optik heraus gezielt schlechte Personalbeurteilun-

gen vorgenommen werden. Ist eine finanzielle Anerkennung einer guten Leistung nicht machbar, 

so ist dies entsprechend zu kommunizieren.  

 Die Auflösung eines Arbeitsverhältnisses sollte nicht aufgeschoben werden, wenn erkennbar ist, 

dass Zielvereinbarungen – wiederholt – nicht erreicht werden können.  
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Aus- und Weiterbildung 

1 Ausgangslage 

Im Gegensatz zu anderen Kantonen besteht im Kanton Bern schon seit mehreren Jahrzehnten eine 

Diplomausbildung für die Gemeindekader und verschiedene branchenspezifische Weiterbildungsan-

gebote. Die Kommunalverbände sind in diesem Zusammenhang seit dem Jahr 1989 auch Träger der 

Berufsschule für Verwaltung in Bern, dem heutigen Bildungszentrum für Wirtschaft und Dienstleistun-

gen (bwd). Etwas untypisch erscheinen mag hier das direkte Engagement der Arbeitnehmenden für 

ihre jeweils eigene Ausbildung. Es wäre eigentlich zu erwarten, dass es einzig Sache des Arbeitge-

bers und damit der Gemeinden selber wäre, sich für eine gut funktionierende, fachlich ausgewiesene 

Aus- und Weiterbildung ihrer Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer einzusetzen. Die Zusammenarbeit 

beider Seiten hat sich in all den Jahren aber gut bewährt und stellt sicher, dass diejenigen Inhalte 

ausgebildet werden, die in der täglichen Arbeit „an der Front“ vonnöten sind und auf Veränderungen 

im beruflichen Umfeld sehr rasch reagiert werden kann. Die gesamte Aus- und Weiterbildung weist 

einen hohen Praxisbezug auf und viele Referentinnen und Referenten sind ausgewiesene Fachleute 

aus dem Umfeld der bernischen Gemeinden. Die angebotenen Lehrgänge haben sich in der Vergan-

genheit auch immer wieder verändert und es besteht seit einigen Jahren für alle drei Fachrichtungen 

(Gemeindeschreiber/in, Finanzverwalter/in, Bauverwalter/in) eine identische Ausbildungsstruktur. 

 

Aus Sicht der Kommunalverbände ist es unabdingbar, dass die Gemeindekader die entsprechenden 

Diplomausbildungen besuchen, damit sie das nötige Rüstzeug für die anspruchsvolle Tätigkeit in einer 

bernischen Gemeinde erhalten. Dies aus unserer Sicht selbst dann, wenn sie bereits über eine an-

derweitige höhere Fachausbildung verfügen. Im Rahmen der Ausbildung wird nicht nur das nötige 

Fachwissen im Bereich des bernischen Rechts vermittelt, sondern auch Sozial-, Methoden- und Füh-

rungskompetenzen gelehrt. Aber auch eine regelmässige Weiterbildung ist in der heutigen schnellle-

bigen Zeit eine zwingende Notwendigkeit, um aktiv auf den stetigen Wandel reagieren zu können. In 

Zusammenarbeit mit dem bwd bieten die Kommunalverbände hier eine vielseitige Palette an Angebo-

ten, die ebenfalls stetig wieder an veränderte Rahmenbedingungen angepasst werden.  

2 Aufbau der Diplomausbildung 

Die Ausbildung zum diplomierten Bauverwalter, zur diplomierten Finanzverwalterin oder zum diplo-

mierten Gemeindeschreiber findet berufsbegleitend statt und dauert insgesamt fünf Semester. Die 

ersten beiden Semester sind für alle Fachrichtungen identisch und finden im Rahmen des Fachaus-

weislehrgangs „Bernische/r Gemeindefachfrau/-mann“ statt. Dieser Lehrgang stellt einen eigenständi-

gen Abschluss im Sinn einer Berufsprüfung dar. Das Bestehen ist Voraussetzung für den Besuch der 

weiterführenden Diplomausbildung. Der Lehrgang ist schon allein durch seine Themenbreite sehr 

anspruchsvoll und bedingt einen hohen Einsatzwillen. Speziell Quereinsteiger, denen die öffentliche 

Verwaltung noch nicht so vertraut ist, wie auch junge Berufsleute, die noch keine langjährige Erfah-
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rung vorweisen können, sollten den nötigen Aufwand keinesfalls unterschätzen. Dies umso mehr, als 

berufsbegleitende Ausbildungen auch ohne erschwerte Rahmenbedingungen immer eine zusätzliche 

Belastung zum ohnehin intensiven Arbeitsalltag darstellen.  

 

Die darauf folgende Diplomausbildung ist modular aufgebaut und beinhaltet für alle drei Kaderausbil-

dungen das sogenannte Führungssemester sowie zwei Fachsemester in der jeweiligen Fachrichtung. 

Es sind zwei separate Teilprüfungen zu absolvieren. Im zeitlichen Ablauf ist die Ausbildung an sich so 

konzipiert, dass zuerst das Semester zum Thema Führung und danach die zwei fachspezifischen 

Semester folgen. Hier ist aber eine beliebige Reihenfolge wählbar und es ist auch zulässig, die Fach-

semester vor der Führungsausbildung zu absolvieren. Das Führungssemester ist wiederum für alle 

drei Fachrichtungen identisch und muss somit – falls mehrere Diplome erworben werden – nur einmal 

absolviert werden.  

 
 

Fachausweis für 
Bernische/r Gemeindefachfrau/-fachmann (FAG) 

Dauer: 1 Jahr 
Start April, Prüfung April/Mai 

 

 

 Fachausweislehrgang (Berufsprüfung) 

 Stufe Sachbearbeitung 

 Basiswissen für Absolvierung der Diplomausbil-
dungen 

 
 
 
 

 
Führungsausbildung 

Dauer: ½ Jahr 
Start August, Prüfung März 

 

 Diplomlehrgang 

 Stufe Kaderangestellte 

 Gemeindespezifische Führungsthemen für alle 
drei Fachrichtungen 
 

 
 
 
 

 
Fachsemester 

Bauverwalter/in 
Dauer: 1 Jahr 

Start April, Prüfung 
April/Mai 

 

 
Fachsemester 

Gemeindeschreiber/in 
Dauer: 1 Jahr 

Start April, Prüfung 
April/Mai 

 
Fachsemester 

Finanzverwalter/in 
Dauer: 1 Jahr 

Start April, Prüfung 
April/Mai 

 

 Diplomlehrgang 

 Stufe Kaderangestellte 

 Spezialwissen pro Fachrichtung 

 

Detaillierte Informationen zu den Ausbildungsinhalten und den aktuellen Terminen der einzelnen 

Lehrgänge finden sich auf der Internetseite der Kommunalverbände auf www.begem.ch.  

3 Finanzierung des Ausbildungsbesuchs 

Bei der Frage nach der Finanzierung des Ausbildungsbesuchs geht die Praxis in den einzelnen Ge-

meinden weit auseinander. Wichtig ist aber in jedem Fall, dass vorgängig klare Abmachungen und 

Regelungen getroffen werden. Zu regeln ist einerseits, wer für die eigentlichen Kurskosten und Prü-

fungsgebühren aufkommt. Andererseits stellt sich auch die Frage, ob der Kursbesuch ganz oder teil-

weise als Arbeitszeit gilt und ob irgendwelche Spesen und Auslagen erstattet werden. Häufig werden 

Rückzahlungsverpflichtungen abgeschlossen, sodass die Gemeinde ihre Investition in die Ausbildung 

zurückerstattet bekommt, falls sie nicht während einer angemessenen Dauer vom erworbenen Wissen 

profitieren kann. 

 

http://www.begem.ch/de/dienstleistungen/Aus-Weiterbildung
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Eine Rückzahlungsverpflichtung ist sicher insbesondere dann angezeigt, wenn die Gemeinde den 

Ausbildungsbesuch auch Personen ermöglicht, die sich noch nicht in einer entsprechenden Kaderpo-

sition befinden. Mit dieser Regelung kann jungen, motivierten Mitarbeitenden ein erster Karriereschritt 

ermöglicht werden, ohne dass sie dafür bereits die Stelle wechseln müssen. Damit bleiben sie dem 

Betrieb unter Umständen länger erhalten. Erfolgt nach Abschluss der Diplomausbildung dann ein 

Wechsel in eine entsprechende Kaderposition einer anderen Gemeinde, kommt die Rückzahlungs-

verpflichtung zum Tragen und die vorfinanzierende Gemeinde bekommt ihre Auslagen zurückerstattet. 

Die neue Gemeinde profitiert gleichzeitig davon, dass die angestellte Person das benötigte Fachwis-

sen bereits mitbringt und am neuen Ort keine zeitlichen Absenzen für den Kursbesuch mehr hat. Im 

Gegenzug stellt sich natürlich die Frage, ob die neue Arbeitgeberin finanziell für die Rückzahlungsver-

pflichtung der betreffenden Personen gegenüber der bisherigen Gemeinde aufkommt.  

4 Weiterbildungsangebote und Lehrgänge 

Unter dem Namen „Weiterbildung Gemeinden“ wird durch die Kommunalverbände unter zusätzlicher 

Mitwirkung des Amts für Gemeinden und Raumordnung zweimal jährlich ein umfangreiches Kurspro-

gramm mit Halbtages- und Tageskursen herausgegeben, das speziell auf die Bedürfnisse der berni-

schen Gemeinden zugeschnitten ist. Die Kurse richten sich je nach Thema sowohl an die Mitarbeiten-

den und Kaderangestellten der Gemeinde als auch an Behördenmitglieder. Es bewährt sich, wenn in 

der Weiterbildung jährlich wiederkehrend im Budget ein fixer Grundbetrag zur Verfügung steht, damit 

den interessierten Personen mindestens ein bis zwei Kurstage pro Jahr ermöglicht werden können. 

Auch beim Personal gilt der Grundsatz „Stillstand ist Rückschritt“ und eine stetige Weiterbildung ga-

rantiert, dass das einmal erworbene Know-how aktuell bleibt und neue Entwicklungen nicht verschla-

fen werden. Ausserdem dienen Weiterbildungsanlässe immer auch zum Austausch untereinander, zur 

Gewinnung von neuen Ideen, dem Kennenlernen von Problemen und möglichen Lösungsansätzen 

aus anderen Gemeinden und einem Blick über den eigenen Tellerrand hinaus.  

 

Neben den erwähnten Tages- und Halbtageskursen werden ausserdem längerdauernde Lehrgänge 

angeboten, in denen entsprechende Themenbereiche vertieft werden. Erwähnt werden können hier 

beispielsweise aktuell der Lehrgang „Sachbearbeiter/in Baubewilligungsverfahren“, der Lehrgang 

„Verwaltungsrecht in der Praxis“ oder der „Refresher für Gemeindeschreiber/innen“. Diese Weiterbil-

dungsangebote umfassen jeweils mehrere Kurstage verteilt über einen längeren Zeitraum. Hier lohnt 

sich eine frühzeitige Planung und Absprache, damit die entsprechenden Kurskosten sowie die Abwe-

senheiten im Betrieb entsprechend eingeplant werden können. 

 

Neben den umschriebenen Angeboten unter der Trägerschaft der Kommunalverbände besteht am 

Markt eine Vielzahl an weiteren Aus- und Weiterbildungsangeboten. Hier gilt sorgfältig zu prüfen, ob 

sich die Kursinhalte eher an Mitarbeitende aus der Privatwirtschaft richten oder die teils spezifischen 

Bedürfnisse der öffentlichen Verwaltung berücksichtigen. Eine lange Tradition haben in diesem Zu-

sammenhang beispielsweise die Seminare der Kantonalen Planungsgruppe KPG, die sich ebenfalls 

sehr spezifisch nach den Bedürfnissen der bernischen Gemeinden richten.  

http://begem.ch/images/content/ratgeber/Rckerstattungsvereinbarung.docx
http://begem.ch/images/content/ratgeber/Flyer_Aus-_und_Weiterbildung_Gemeinden.pdf
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5 Ausbildung der Behördenmitglieder 

Auf keinen Fall zu vernachlässigen ist die Thematik der Ausbildung der Behördenmitglieder. Es geht 

dabei selbstverständlich nicht darum, dass die Milizbehörde das gleiche tiefe Fachwissen erwerben 

soll oder muss wie die „Profis“ von der Verwaltung. Die Behördenmitglieder sollten aber raschmög-

lichst einen generellen Überblick über die Gemeindeaufgaben und einen etwas vertieften Einblick in 

den entsprechenden Fachbereich ihres Ressorts bekommen. Um die Verantwortung als Behörde 

wahrnehmen zu können, hilft es, über Aktualitäten und neue Entwicklungen im Bild zu sein und damit 

entsprechende Impulse geben zu können. Auch gute Personalführung wird einem in der Regel nicht 

einfach in die Wiege gelegt, sondern sollte mit entsprechender Aus- und Weiterbildung gezielt unter-

stützt werden, falls das politische Amt Führungsverantwortung mit sich bringt.  

 

Entsprechende Angebote für die Behörden sind beispielsweise im Kursprogramm „Weiterbildung Ge-

meinden“ enthalten. Die Regierungsstatthalterämter führen jedes Jahr unentgeltliche Einführungsver-

anstaltungen für neue Behördenmitglieder durch. Daneben wird alljährlich ein zweitägiger Kurs „Ein-

führung in die politische Gemeindeführung“ sowie ein rund 11-tägiger Lehrgang für Gemeindepolitiker 

angeboten. Speziell zu erwähnen ist ausserdem das „Politforum Thun“, das seit zehn Jahren eine 

Plattform zu einem jeweils aktuellen Thema und überdies gute Möglichkeiten zum Austausch mit an-

deren Behördenmitgliedern bietet. Aber auch hier besteht im Übrigen ein grosser freier Markt mit viel-

fältigen Schulungs- und Kursmöglichkeiten. 

6 Erfahrungsaustausch unter den Gemeindekadern 

Nicht zu unterschätzen sind der periodische Erfahrungsaustausch und das Networking unter den Ge-

meindekadern. Hierzu bieten sich verschiedene Möglichkeiten, sei es an Hauptversammlungen, dem 

Gemeindekadertag oder an regional organisierten Treffen der einzelnen Kader, welche es in ver-

schiedenen Formen und Arten gibt (siehe Kapitel Coaching).  

7 Fazit 

 Die anspruchsvolle Arbeit auf der Gemeinde bedingt gut ausgebildetes und motiviertes Personal. 

Der regelmässige Besuch von Aus- und Weiterbildungen sowie der Erfahrungsaustausch mit an-

deren Gemeindekadern sollte bewusst gefördert und gefordert werden. Die Gemeindekader soll-

ten zwingend über das entsprechende Fachdiplom für ihre jeweilige Tätigkeit verfügen.  

 Mittels Rückzahlungsverpflichtungen können die Gemeinden sicherstellen, dass sie letztlich nur 

Ausbildungen finanzieren, von denen sie direkt einen Nutzen haben. Andererseits dient dieses 

Instrument – richtig eingesetzt – der generellen Förderung des Berufsnachwuches der Branche. 

 Im Budget der Gemeinde sollten genügend Mittel für eine angemessene Aus- und Weiterbildung 

von Personal und Behörde eingestellt werden. Sparen bei der Ausbildung kann die Gemeinden 

ansonsten aufgrund von Fehlleistungen längerfristig wesentlich teurer zu stehen kommen. 

 Die Behördenmitglieder sollten sich ebenfalls die nötige Zeit nehmen, sich insbesondere zu Be-

ginn ihrer Tätigkeit mit gezielter Aus- und Weiterbildung zusätzlich für ihr neues Amt zu befähi-

gen.  

 

http://www.begem.ch/de/dienstleistungen/Ratgeber
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Coaching 

1 Ausgangslage 

Auf Wikipedia ist folgende Definition von Coaching zu finden: „Der Begriff Coaching stammt vom eng-

lischen „to coach“ (betreuen, trainieren) und bezeichnet eine Vielzahl von Trainings- und Beratungs-

konzepten zur Entwicklung und Umsetzung persönlicher oder beruflicher Ziele und der dazu notwen-

digen Kompetenzen. Beispiele sind Führungs-, Umsetzungs- und Selbstmanagementkompetenzen. 

Der Begriff Coach ist nicht geschützt. Es gibt keine staatlich anerkannte Ausbildung oder wissen-

schaftlich fundierte Qualitätsstandards für diese Tätigkeit. Die Qualität der Coachingangebote reicht 

von Scharlatanerie bis hin zu qualitativen Mindestanforderungen, wie sie im Psychotherapeutengesetz 

festgelegt sind (und darüber hinaus).“ 

 

Hier geht es also nicht um eine streng wissenschaftliche Methode, sondern in der Hauptsache um die 

Frage, wie das Personal der Gemeinde bei Bedarf wirkungsvoll darin unterstützt werden kann, seine 

Aufgabe bestmöglich zu erfüllen. Ein Coaching kann sich im Einzelfall sowohl für junge Berufsleute 

anbieten, die erstmals eine Kader- bzw. Führungsfunktion übernehmen, ebenso für Quereinsteiger, 

die sich mit einer neuen Materie vertraut machen müssen oder aber für Mitarbeitende, die allenfalls 

Hilfe dabei brauchen, mit der raschen (insbesondere technischen) Entwicklung Schritt halten zu kön-

nen. 

 

Unter Coaching im weitesten Sinn können durchaus alle Hilfestellungen der Gemeinden oder der Ge-

meindekader untereinander verstanden werden. Sei es der gegenseitige Austausch von Musterunter-

lagen, das Teilen von eigenen Erfahrungen aus einem vergleichbaren Projekt, die ehemalige Lehr-

meisterin oder der frühere Vorgesetzte, die auch nach Stellenwechsel mit Rat und Tat zur Seite ste-

hen, eine formelle Gemeindepatenschaft oder vieles mehr. Hier hilft eine gute Vernetzung und Bezie-

hungspflege zum Beispiel mittels Besuch der verschiedenen Anlässe der regionalen oder kantonalen 

Kommunalverbände oder auch ein regelmässiger geselliger Anlass mit den Nachbargemeinden.  

2 Externes Coaching 

Verschiedene Firmen am Markt bieten nicht nur Stellvertretungs- oder Übergangslösungen an, son-

dern stehen auch für eine Phase der Einarbeitung mit Rat und Tat zur Seite. Dies kann für junge Be-

rufsleute, die erstmals eine Kaderfunktion übernehmen, oder auch für Quereinsteiger eine wertvolle 

Hilfe sein. Eine kurze Rückversicherung, ob die eigene Einschätzung einer Situation auch vom lang-

jährigen „Profi“ geteilt wird, gibt die nötige Sicherheit oder kann bei Bedarf noch korrigierend eingrei-

fen, damit nicht gleich zu Beginn eine gravierende Fehlleistung passiert. Eine professionelle Unter-

stützung bei der erstmaligen Festlegung von Arbeitsabläufen kann helfen, dass von Beginn weg effizi-

ente Wege beschritten werden, Tipps vom langjährigen Fachmann können die künftige Arbeit allen-

falls nachhaltig erleichtern. Ein gelungener Einstieg in eine neue Funktion motiviert, während ver-

http://de.wikipedia.org/wiki/Training
http://de.wikipedia.org/wiki/Beratung
http://de.wikipedia.org/wiki/Beratung
http://de.wikipedia.org/wiki/Kompetenz_(Psychologie)
http://de.wikipedia.org/wiki/F%C3%BChrungskompetenz
http://de.wikipedia.org/wiki/Umsetzungskompetenz
http://de.wikipedia.org/wiki/Selbstmanagement
http://de.wikipedia.org/wiki/Scharlatan
http://de.wikipedia.org/wiki/Psychotherapeutengesetz
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meidbare Probleme gleich zu Beginn dazu führen können, dass gar nie Freude, Begeisterung und 

Identifikation entstehen.  

3 Gegenseitige Hilfestellungen 

3.1 Betriebsinternes Coaching / Mentoring 

Während in kleinen Gemeinden die Möglichkeiten eines betriebsinternen Coachings naturgemäss 

sehr beschränkt sind, lohnt sich in grösseren Gemeinden allenfalls die Prüfung eines Mentorsystems. 

In der Privatwirtschaft haben sich derartige Lösungen bewährt und auch beim Kanton bestehen ähnli-

che Projekte. Die Vorteile sind vergleichbar mit dem externen Coaching. Zusätzlich verfügt ein Mentor 

aus den eigenen Reihen über vertiefte Kenntnisse der internen Abläufe, Schnittstellen und Abhängig-

keiten. Der Erfolg dieses Systems hängt aber gleichzeitig stark davon ab, ob die als Mentor ausge-

wählten Personen für diese Aufgabe begeistert werden können und sich mit Freude einbringen. Ein 

rein von der Führungsetage verordnetes Engagement wird erfahrungsgemäss nur wenig Früchte tra-

gen.  

3.2 Networking unter Gemeinden / Patenschaften 

Unter Gemeindepatenschaften wird landläufig eher die finanzielle Unterstützung einer „reichen“ Stadt-

gemeinde verstanden, die einer „armen“ Landgemeinde unter die Arme greift. Diese Form dürfte aktu-

ell die Mehrheit der bestehenden Patenschaften ausmachen. Denkbar wären hier durchaus neue We-

ge. Weshalb nicht eine längerdauernde Kooperation von zwei vergleichbaren Gemeinden aus unter-

schiedlichen Regionen, wobei jeweils die eine Gemeinde von einer aktuellen Stärke der anderen Ge-

meinde profitieren kann? Der Fantasie sind hier keine Grenzen gesetzt: Austausch von Mustergrund-

lagen, Meinungsaustausch bei Geschäften mit überregionalem Bezug (z.B. Vernehmlassungen), ge-

genseitige Aushilfe, Ferienvertretung oder sogar Übernahme einer Stellvertretungsfunktion, Stage von 

Lernenden, Behördenweiterbildung im jeweils anderen Dorf.  

3.3 Gegenseitige Unterstützung der Gemeindekader 

Die meisten Gemeindekader kennen wohl die eine oder andere bewährte Anlaufstelle zur Klärung von 

rechtlichen Fragen, zum Einholen von Musterunterlagen oder Vergleichswerten von anderen Gemein-

den oder einfach zum fachlichen Meinungsaustausch. Dieses berufliche Netzwerk ist ausserordentlich 

wichtig und gehört gepflegt. Dazu kann die Gemeinde als Arbeitgeberin durchaus einen aktiven Bei-

trag leisten, indem das Kaderpersonal die Möglichkeit erhält, den einen oder anderen dieser Netz-

werkanlässe während der Arbeitszeit zu besuchen. In der Pflicht steht aber ganz klar das Verwal-

tungskader selber. Es wäre schön, wenn die erfahrenen und versierten Berufsleute ihr Wissen ganz 

aktiv an die nächste Generation weitergeben: Zum Beispiel mit einem kurzen Besuch beim neuge-

wählten jungen Gemeindeschreiber, der jungen Finanzverwalterin oder dem quereinsteigenden Bau-

verwalter der Nachbargemeinde zwecks Kontaktaufnahme und mit dem freundlichen Angebot, bei 

Fragen zur Verfügung zu stehen. Damit ist ein erster gutnachbarlicher Kontakt geknüpft und beim 

Gegenüber die Hemmschwelle abgebaut, sich bei fachlichen Fragen und Problemen wirklich vertrau-

ensvoll an den sachkundigen Berufskollegen zu richten.  

http://begem.ch/images/content/ratgeber/MentoringProgrammKantonBern.pdf
http://begem.ch/images/content/ratgeber/VertragCoaching.docx
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4 Fazit 

 Eine aktive Pflege eines Netzwerks im beruflichen Umfeld ist wichtig und hilfreich. Die dafür nöti-

gen Zeitfenster sollten bewusst geschaffen werden. Jede/r ist aufgefordert, einen aktiven Beitrag 

zu leisten und sich zu engagieren. 

 Die Kosten eines externen Coachings lohnen sich, wenn damit in der Gemeinde langfristig eine 

nachhaltige, effiziente und qualitativ hochstehende Lösung initiiert werden kann. 

 Interne Unterstützungsmöglichkeiten zum Beispiel mittels eines Mentorings werden heute in den 

Gemeinden noch sehr wenig genutzt, bieten aber gerade in grösseren Verwaltungen durchaus 

Potenzial. 

 Die Gemeinden sind heute weitgehend „Einzelkämpferinnen“, obwohl sie an sich nicht in direkter 

Konkurrenz zueinander stehen. Hier besteht ungenutztes Potential für Kooperationen, die über 

rein fachliche Zusammenarbeitsformen hinausgehen.  
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Ausbildung von Lernenden 

1 Ausgangslage 

Die öffentliche Hand eignet sich als Ausbildungsort für Lernende, stehen doch den jeweiligen Instituti-

onen sehr oft die notwendigen Ressourcen bereits aufgrund der Erledigung ihres Grundauftrags zur 

Verfügung. Das heisst, öffentliche Einrichtungen wie Gemeinden sind aufgrund der Wahrnehmung 

von Arbeitsgebieten gemäss gesetzlicher Vorgaben als Ausbildungsstätten prädestiniert. Wichtig ist 

dabei, dass die Ausbildungsverantwortlichen Voraussetzungen schaffen, welche auf die jungen Leute 

attraktiv wirken und sie eben zum Entscheid animieren, die Ausbildung bei einer Einwohnergemeinde 

zu absolvieren. Auch ist es äusserst wichtig, dass die Betreuung während der Lehrzeit seitens der 

Berufsbildnerinnen und Berufsbildner mit viel Herzblut erfolgt, damit die Lernenden mit grosser Moti-

vation und starkem Lernwillen ihre Ausbildung zum Abschluss bringen und anschliessend als neue 

Arbeitskräfte für die bernischen Gemeinden zur Verfügung stehen. 

2 Grundsätzliches 

Gemeinden nehmen im dualen Bildungssystem (Berufslehre) eine äusserst wichtige Rolle ein. Seit 

Jahrzehnten bilden Gemeindeverwaltungen unabhängig ihrer Grösse Kaufleute aus. Ebenfalls zur 

Gewährleistung eines fachlich versierten Nachwuchses werden in vielen Gemeinden auch im Bereich 

Betriebsunterhalt Fachleute ausgebildet, und zwar im Hausdienst wie auch im Werkdienst. Gemein-

den mit eigenen Kindertagesstätten bilden sehr oft Fachleute Betreuung Kind aus. Alle drei erwähnten 

Berufsbildungen dauern drei Jahre und die Absolventinnen und Absolventen erlangen nach erfolgrei-

chem Abschluss das Eidgenössische Fähigkeitszeugnis EFZ. Städte bieten je nach Grösse ihrer Or-

ganisationen auch Ausbildungen in weiteren Berufsgattungen wie z.B. Informatiker/in, Zeichner/in, 

Gärtner/in etc. mit EFZ-Abschluss an. Im Bereich Verwaltung kann zusätzlich die zwei Jahre dauernde 

Ausbildung zur Büroassistentin bzw. zum Büroassistenten mit eidg. Berufsattest (EBA) angeboten 

werden. 

 

Die Gemeindebehörden sowie die Gemeindekader sind aufgerufen, attraktive Ausbildungsplätze zu 

schaffen. Nur so hat das Erfolgsmodell „duales Bildungssystem“ eine Zukunft. Es ist unerlässlich, 

dass in unseren Verwaltungen, Werkhöfen, Kindertagesstätten etc. die Nachwuchsförderung zuoberst 

auf der Aufgabenliste steht. Dabei ist es äusserst wichtig, dass den Lernenden Einblick in die gesamte 

Palette der Aufgaben geboten wird. Die Lernenden lediglich Routinearbeiten erledigen zu lassen bzw. 

sie als billige Arbeitskraft einzusetzen, ist nicht Ziel und Zweck einer Berufslehre. „Fördern und For-

dern“ gilt nicht nur für die Mitarbeitenden, sondern eben vor allem auch für die Lernenden. Denn sie 

sind die Zukunft und sie werden dafür massgebend sein, in welcher Qualität die Arbeit der öffentlichen 

Hand erledigt wird. Ziel ist, hier ein möglichst hohes Niveau zu erreichen, und zwar mit motiviertem 

Personal, das mit viel Freude und Begeisterung an der Branche die Interessen der Bevölkerung sowie 

der Behörden wahrnimmt. 
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Während der Ausbildung ist durch die Betriebe viel Zeit in die Lernenden zu investieren. Dieser Auf-

wand zahlt sich spätestens im dritten Lehrjahr aus, indem die jungen Leute bereits selbständig Ar-

beitsgebiete betreuen können. Profitieren kann sodann die Gesamtheit der Gemeinden nach erfolgrei-

chem Abschluss der beruflichen Grundbildung, indem motivierte junge Fachleute für die Besetzung 

von Stellen zur Verfügung stehen. 

 

Gemeinden, welche bisher keine Lehrstellen anbieten, sind aufgerufen, dies zu prüfen und nach Mög-

lichkeit solche zu schaffen. Denn auch sie profitieren von gut ausgebildetem Nachwuchs! Ausserdem 

sind die Gemeinden mit derzeit je Berufsgattung lediglich einer bzw. einem Lernenden aufgefordert, 

zu prüfen, ob nicht eine weitere oder sogar mehrere weitere Lehrstellen geschaffen werden können. 

3 Betriebliche Voraussetzungen (Kauffrau/Kaufmann EFZ) 

3.1 Arbeitsplatz 

Den Lernenden ist ein Büroarbeitsplatz zur Verfügung zu stellen. Dieser umfasst einen Schreibtisch 

mit den dazu gehörenden Einrichtungen wie z.B. Arbeitsstation (PC mit Anschluss an einen Drucker 

sowie Zugriff auf spezifische Gemeinde-Applikationen, MS-Office-Programme, Internet etc.) und ei-

nem Telefonapparat. Je nachdem, auf welche Tage der Besuch der Berufsschule fällt (im ersten und 

zweiten Lehrjahr zwei Tage, im dritten Lehrjahr ein Tag – Berufsmaturität: zwei Tage vom ersten bis 

dritten Lehrjahr), kann ein solcher Arbeitsplatz eventuell mit einer teilzeitlich angestellten Person ge-

teilt werden, wobei die Lernenden während der Ferien der Berufsschule, sofern sie nicht gleichzeitig 

ebenfalls Ferien beziehen, während fünf Tagen pro Woche im Betrieb arbeiten. 

3.2 Berufsbildner/innen 

3.2.1 Voraussetzungen 

Wichtige Voraussetzung für die korrekte Ausbildung von Lernenden ist qualifiziertes und fachlich gut 

ausgebildetes Personal. Gemäss Art. 14 der Eidgenössischen Verordnung des SBFI über die berufli-

che Grundbildung Kauffrau/Kaufmann vom 26. September 2011 ist befähigt, die Aufgabe der Berufs-

bildnerin bzw. des Berufsbildners wahrzunehmen, wer über ein eidgenössisches Fähigkeitszeugnis 

als Kauffrau bzw. Kaufmann mit mindestens zwei Jahren beruflicher Praxis im Lehrgebiet verfügt. 

Weitere Voraussetzungen sind unter Art. 14 in der obgenannten Verordnung zu finden.  

https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/20112203/index.html
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/20112203/index.html
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3.2.2 Zu besuchende Kurse 

Folgende Kurse sind durch Berufsbildnerinnen und Berufsbildner zu absolvieren: 

 Grundlagenkurs für Berufsbildner/innen (sogenannter „Lehrmeisterkurs“). Dieser dauert fünf Tage. 

o Link zur Seite der kantonalen Erziehungsdirektion 

o Link zur Seite des bwd Bern 

 Weiterbildungskurse werden durch alle kaufmännischen Berufsfachschulen, unter anderem durch 

das bwd Bern, angeboten. So beispielsweise:  

o Einführung in die neue Bildungsverordnung Branche öffentliche Verwaltung 

o Erfolgreich Lernende beurteilen 

o ALS (Arbeits- und Lernsituationen) und PE (Prozesseinheiten) Branche öffentliche Verwaltung 

3.3 Anzahl Lernende / Betriebsinterne Rotation 

Je nach Grösse der Verwaltung bietet sich die Möglichkeit, gleichzeitig mehrere Lernende auszubil-

den. In kleineren Gemeinden mit jeweils einer bzw. einem Lernenden erfolgt der Ausbildungsbeginn 

unmittelbar nach dem Abschluss durch die Vorgängerin bzw. den Vorgänger. Gemeinden mit gleich-

zeitig zwei oder drei Lernenden handhaben es so, dass jeweils um ein Jahr verschoben die/der 

nächste Lernende die Ausbildung beginnt. Grössere Verwaltungen bilden teilweise mehrere Lernende 

in der gleichen Generation aus. Wichtig ist, dass eine betriebsinterne Rotation, d.h. Ausbildung in den 

verschiedenen Abteilungen, gewährleistet wird. Denkbar sind durchaus auch Verbundlösungen meh-

rerer Gemeinden, was gegenwärtig aber nur selten praktiziert wird. Die Lernenden sollen sich ein 

möglichst breites Fachwissen aneignen können. Für Verwaltungen, welche gewisse Fachgebiete an 

eine andere Gemeinde ausgelagert haben, bietet sich die Möglichkeit, dass die bzw. der Lernende 

während einiger Zeit in der dortigen Abteilung ausgebildet wird. 

 

Gemäss Art. 15 der Verordnung des BBT über die berufliche Grundbildung Kauffrau/Kaufmann vom 

26. September 2011 darf eine lernende Person ausgebildet werden, wenn eine entsprechend qualifi-

zierte Berufsbildnerin bzw. ein entsprechend qualifizierter Berufsbildner zu 100 Prozent beschäftigt 

wird oder zwei entsprechend qualifizierte Berufsbildnerinnen bzw. Berufsbildner zu je mindestens 60 

Prozent beschäftigt sind. Tritt eine lernende Person in das letzte Jahr der beruflichen Grundbildung 

ein, so kann eine weitere ihre Bildung beginnen. Mit jeder zusätzlichen Beschäftigung einer Fachkraft 

zu 100 Prozent oder von zwei Fachkräften zu je mindestens 60 Prozent darf eine weitere Lernende 

bzw. ein weiterer Lernender im Betrieb ausgebildet werden. 

4 Lehrstellenbesetzung 

4.1 Grundsatzentscheid Stellenschaffung 

Es ist davon auszugehen, dass die Kompetenz für die Schaffung von Lehrstellen in kleineren und 

mittleren Gemeinden beim Gemeinderat liegt. Der beschlussfassenden Behörde ist dabei aufzuzei-

gen, welche Auswirkungen eine solche Stellenschaffung hat (Schaffung Arbeitsplatz, Lohnzahlungen, 

Schulgelder, Aus-/Weiterbildung Berufsbildnerinnen bzw. Berufsbildner). Wichtig ist, dass der Ge-

http://www.erz.be.ch/erz/de/index/berufsbildung/grundbildung/informationen_fuerlehrbetriebe/aus-und-weiterbildungskurse-berufsbilder-innen.html#originRequestUrl=www.erz.be.ch/bbk
http://www.bwdbern.ch/bwd-wb/weiterbildungsangebot/gemeinden/tageskurse/ausbildungskurs-fuer-berufsbildnerinnen-und-berufsbildner-der-kaufmaennischen-grundbildung/
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meinderat lediglich für die Stellenschaffung verantwortlich zeichnet. Die Evaluation und der Entscheid, 

mit welcher Person der Lehrvertrag abgeschlossen wird, sind an das zuständige Verwaltungskader zu 

delegieren, und zwar abschliessend. Lehrstellen dürfen nicht „politisch“ vergeben werden! 

4.2 Schnupperlehren / Informationsanlässe 

So, wie sich die Gemeinde damit befassen muss, ob sie Lernende ausbilden will, müssen auch die 

Kandidatinnen und Kandidaten eine faire Möglichkeit erhalten, sich bewusst für eine Ausbildung auf 

der Gemeinde zu entscheiden. Ein wichtiger Baustein für diesen Entscheid ist die Möglichkeit, sich im 

Rahmen einer Schnupperlehre oder im Rahmen eines Informationstags auf der Gemeinde selber ei-

nen realistischen Eindruck verschaffen zu können. Obwohl derartige Angebote mit einem zusätzlichen 

Arbeitsaufwand verbunden sind, lohnt sich ein Engagement. Oftmals kann der oder die künftige Ler-

nende aus dem Kreis der Schnupperlernenden rekrutiert und es kann deshalb im Gegenzug auf einen 

Schnuppereinsatz vor Abschluss des Lehrvertrags verzichtet werden. Auch bietet die Schnupperlehre 

mehr Gewähr, dass die auszubildende Person sich gestützt auf fundierte Informationen für die fragli-

che Ausbildung und den entsprechenden Betrieb entscheidet und minimiert so das Risiko, dass Lehr-

verträge nach Beginn der Ausbildung aufgelöst werden müssen.  

4.3 Evaluation Lernende/r 

Vorab ist ein Entscheid notwendig, welche Profile für den Betrieb infrage kommen (B-Profil = Basis-

Grundbildung, E-Profil = erweiterte Grundbildung, M-Profil =Berufsmaturität). Details dazu sind auf 

den entsprechenden Internetseiten aller kaufmännischen Berufsfachschulen zu finden. Der Grossteil 

der Gemeindeverwaltungen bildet Kaufleute im E-Profil aus. Vereinzelt werden Verträge für B-Profil 

oder mit äusserst leistungsstarken Schulabgängern mit M-Profil abgeschlossen. Ein oft gewählter 

Weg ist die Absolvierung der dreijährigen Lehre im E-Profil mit anschliessendem einjährigem Berufs-

fachschulbesuch zur Erlangung der Berufsmaturität, sogenannte BM2. Hier sind die Ausbildungsbe-

triebe aufgefordert, ihren Lehrabgängern während des BM2-Besuchs eine Teilzeit-Anstellung mit ei-

nem Beschäftigungsgrad von 15 – 30 Prozent anzubieten. 

 

4.3.1 Verfahrensschritte 

Im Rahmen der Evaluation sind folgende Schritte empfehlenswert:  

 Lehrstellenausschreibungen auf der gemeindeeigenen Homepage, im amtlichen Anzeiger, in der 

Tagespresse sowie auf der Homepage der kantonalen Erziehungsdirektion (LENA – Lehrstellen-

Nachweis) sowie allenfalls Ausgang im Schulhaus der Gemeinde. In einigen Regionen wird unter 

der Federführung der (ehemaligen) Gemeindeschreiber-Sektionen ein gemeinsames Inserat publi-

ziert.  

 Schriftliche Eingangsbestätigung der Bewerbungsdossiers mit ungefährer Terminangabe, wann der 

Entscheid gefällt wird. 

 Erstellung einer Rangliste für den Entscheid, welche Bewerberinnen bzw. Bewerber zum Vorstellungs-

gespräch eingeladen werden. Die Einladung erfolgt aus Zeitgründen am besten telefonisch.  

 Erste Rücksendung von Bewerbungen, die überhaupt nicht infrage kommen. 

 Durchführung der Vorstellungsgespräche.  

http://www.erz.be.ch/erz/de/index/berufsbildung/grundbildung/Lehrbetriebsportal.html
http://www.erz.be.ch/erz/de/index/berufsbildung/grundbildung/Lehrbetriebsportal.html
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 Allenfalls Durchführung von Tests und Einholen von Referenzauskünften.  

 Entscheid, welche Bewerberinnen bzw. Bewerber für den Abschluss des Lehrvertrags infrage 

kommen (Rangliste erstellen, damit bei plötzlichem Rückzug durch die Auserwählte bzw. den Aus-

erwählten weitere Kandidatinnen bzw. Kandidaten zur Verfügung stehen). 

4.3.2 Auswahlkriterien 

Die Bewerberin bzw. der Bewerber sollten ungefähr folgende Kriterien erfüllen, damit es zu einem 

Lehrvertragsabschluss kommt:  

 Übersichtliches, vollständiges und sauberes Bewerbungsdossier, für E-Profil Besuch Niveau Se-

kundarschule in allen drei Hauptfächern mit Zeugnisnoten von mind. 4,5 = Arbeits- und Lernverhal-

ten in den Zeugnissen als gut bis sehr gut bezeichnet. 

 Während des Vorstellungsgesprächs überlegte und überzeugende Antworten auf die gestellten 

Fragen, sympathisches und freundliches Auftreten. 

 Nach Möglichkeit absolvierte Schnupperlehre (2 – 5 Tage) auf der betreffenden Verwaltung, zeigt 

Interesse. 

 Unterstützend kann gegebenenfalls der Multicheck helfen. Das Ergebnis ist allerdings oft abhängig 

von der Tagesform. Hier ist darauf zu achten, dass das jeweils infrage kommende Profil „im Mini-

mum“ erreicht wird. 

 Bei Lehrbeginn muss das Tastaturschreiben beherrscht werden (allenfalls im Lehrvertrag als zwin-

gende Voraussetzung aufnehmen). 

4.3.3 Vertragsabschluss 

Wenn die Zusage seitens des bzw. der Auserkorenen vorliegt – aus zeitlichen Gründen am besten 

telefonisch – ist der Lehrvertrag auszufüllen. Das Lehrvertragsformular steht auf der Internetseite der 

kantonalen Erziehungsdirektion zur Verfügung. Vorgängig ist in Absprache mit der bzw. dem neuen 

Lernenden das Datum des Lehrbeginns zu definieren und die Angaben für den Lehrvertrag, die nicht 

aus den Bewerbungsunterlagen hervorgehen, zu erfragen und gleichzeitig zusammen mit der gesetz-

lichen Vertretung der Termin für die Vertragsunterzeichnung zu vereinbaren. Bezüglich des Gehalts 

wenden sehr viele Gemeinden die Ansätze der kantonalen Verwaltung an. Viele Gemeinden über-

nehmen die Kosten für das Schulmaterial während der ganzen Lehre sowie oftmals die Kosten für die 

von verschiedenen Schulen angebotenen wöchigen Repetitorien. Der Vertrag ist in dreifacher Ausfüh-

rung auszustellen und zu unterzeichnen. Alle drei Exemplare sind dem Mittelschul- und Berufsbil-

dungsamt zur Genehmigung einzureichen und werden erst danach von diesem direkt allen Vertrags-

parteien zugeschickt. Sobald der Lehrvertrag unterzeichnet ist, können die verbleibenden Absagen 

eröffnet und die Bewerbungsunterlagen retourniert werden. 

http://www.erz.be.ch/erz/de/index/berufsbildung/grundbildung/lehrvertrag.html
http://www.fin.be.ch/fin/de/index/personal/anstellungsbedingungen/gehalt.html
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5 Notengebung durch Betrieb und Branche / Qualifikationsverfahren 

Die Note der Lehrabschlussprüfung berechnet sich aus dem Durchschnitt der acht Noten aus dem 

schulischen Teil (Leistungen in der Kaufm. Berufsfachschule) und dem Durchschnitt der drei Noten 

aus dem betrieblichen Teil. Die drei Bereiche des betrieblichen Teils lauten: Erfahrungsnoten betrieb-

licher Teil (Schnitt aus acht Noten, d.h. sechs Noten Arbeits- und Lernsituationen ALS und zwei Noten 

Prozesseinheiten PE), gewichtet zu 50 Prozent, sowie die schriftlichen und mündlichen Abschlussprü-

fungen, gewichtet zu je 25 Prozent. Wichtig ist, dass die Betriebe ihre Verantwortung für eine kon-

struktive und faire Bewertung von ALS und PE wahrnehmen. Den Lernenden ist mit einer objektiven 

Beurteilung mehr gedient als mit einer zu guten Benotung, welche wiederum keinen Anreiz für eine 

weitere Leistungssteigerung schafft. Erfahrungsgemäss vergleichen die Lernenden untereinander ihre 

Leistungen und die dafür durch ihren Betrieb erhaltenen Bewertungen. Stellen Lernende fest, dass ein 

eher bescheidenes Engagement im Vergleich mit einem anderen Betrieb nicht schlechter bewertet 

wird als dasjenige, bei welchem die bzw. der Lernende einen hohen Einsatz leistet, so geht der An-

reiz, herausragende Leistungen zu bieten, verloren. Umgekehrt verhält es sich bei Lernenden, welche 

sich voll ins Zeug legen und dann im Vergleich mit weniger Engagierten nicht eine bessere Bewertung 

erhalten. 

6 Nach erfolgreichem Lehrabschluss 

Unbedingtes Ziel der Gemeinden muss sein, den Nachwuchs in den eigenen Reihen zu behalten, sei 

es im eigenen Betrieb oder in einer anderen bernischen Gemeinde. Hierzu bedarf es attraktiver An-

stellungsbedingungen, denn die Konkurrenz von Bund, Kanton und Privatwirtschaft ist gross. Vor al-

lem das nahtlose Weiterbildungsangebot ist in der Privatwirtschaft äusserst attraktiv. Aus diesem 

Grund wird im Rahmen des Gesamtprojekts der Kommunalverbände, aus dem heraus der vorliegende 

Ratgeber entstanden ist, die bisher verlangte Berufserfahrung von drei Jahren vor dem Eintritt in die 

Ausbildung zum Gemeindefachmann bzw. zur Gemeindefachfrau FAG abgeschafft. Damit können 

motivierte, leistungsfähige Angestellte der Gemeinde ohne Verzögerung die entsprechende Ausbil-

dung besuchen. Hier liegt damit künftig eine grössere Verantwortung bei der Gemeinde als Arbeitge-

berin. Sie tut gut daran, nur diejenigen Personen zur Ausbildung anzumelden, die trotz jugendlichen 

Alters bereits über die nötige Reife und eine hohe Selbstdisziplin verfügen, um die anspruchsvolle, 

berufsbegleitende Ausbildung erfolgreich abschliessen zu können.  

 

Wichtig ist vor allem, dass die Berufsbildnerinnen bzw. Berufsbildner bereits während der Lehrzeit die 

Lernenden darauf sensibilisieren, dass sich bei einer Gemeindeverwaltung attraktive Karrieremöglich-

keiten bieten (Fachausweislehrgang Gemeindefachmann/Gemeindefachfrau, Diplomlehrgänge für 

Bauverwalter/in, Finanzverwalter/in und Gemeindeschreiber/in). 
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7 Wichtige Links zur Grundbildung 

Hier nochmals die wichtigsten Links mit weiterführenden Informationen zur Grundbildung: 

 Branche öffentliche Verwaltung Schweiz  

 Berner Gemeinden  

 Erziehungsdirektion des Kantons Bern 

8 Fazit 

 Die Gemeindeverwaltungen bringen sehr gute Voraussetzungen mit, sich in verschiedenen Be-

reichen als Lehrbetrieb anbieten zu können.  

 Es bedarf Behörden und Mitarbeitenden, welche bereit sind, Lehrstellen zu schaffen und Rah-

menbedingungen zu garantieren, innerhalb welchen alle Beteiligten mit viel Motivation und Freu-

de die Ausbildung junger Leute angehen. 

 Es ist wichtig, nicht nur an den eigenen Betrieb zu denken bzw. stets einen unmittelbaren Nutzen 

eines Ausbildungsaufwands spüren zu wollen. Gute berufliche Ausbildung kann sich auch erst 

einige Zeit nach einer Lehrabschlussprüfung für den betroffenen Betrieb auszahlen, indem eben 

aufgrund von qualifiziertem Nachwuchs entsprechend Bewerbungen eingehen, und dabei even-

tuell sogar von ehemaligen Lernenden. 

 

 

 

 

http://ovapde.ov-ap.ch/
http://www.begem.ch/de/dienstleistungen/Grundbildung
http://www.erz.be.ch/erz/de/index/berufsbildung/grundbildung.html
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Behördentätigkeit 

1 Entschädigung, Sitzungsgelder und Spesen 

In den Gemeinden wird konstatiert, dass es je länger je schwieriger wird, Behördensitze zu besetzen. 

Tatsächlich kommt es zunehmend vor, dass Gewählte auf eine Weiterführung ihres Behördenmandats 

verzichten müssen, weil sich Beruf, Familie und Politik nicht mehr vereinbaren lassen und der Be-

schäftigungsgrad am Arbeitsplatz nicht reduziert werden kann, weil die Entschädigung der Behörden-

funktion allzu klein ist. Oft stehen die Entschädigungen in einem Missverhältnis zur umfassenden poli-

tischen Verantwortung für die Erfüllung der immer komplexer werdenden Gemeindeaufgaben. Die 

Entschädigungsfrage ist aber nur ein Aspekt, wenn es darum geht, die Attraktivität der Behördenman-

date zu beurteilen. Es empfiehlt sich, die Rahmenbedingungen als Ganzes einer tiefergehenden Prü-

fung zu unterziehen. Dabei können verschiedenste Möglichkeiten der Anerkennung der Behördenar-

beit interessieren: Angemessene Pauschalentschädigungen, Sozialversicherungsbeiträge, angemes-

sene Sitzungs- und Taggelder, Ersatz effektiver Auslagen, Finanzierung teambildender und motivie-

render Anlässe (z.B. Gemeinderatsreise, Kommissionsausflug, Jahresschlussessen), Kostenüber-

nahme beim Besuch spezifischer Weiterbildungskurse, auf Wunsch Nachweis der Behördenarbeit – 

zur Mitberücksichtigung im eigenen Bewerbungsdossier. Auf das Gemeindepersonal bezogen gilt es, 

im Wettbewerb mit anderen Arbeitgeberinnen und Arbeitgebern darüber zu entscheiden, ob es noch 

zeitgemäss ist, einen Sitzungsabend ausserhalb der ordentlichen Arbeitszeit lediglich mit einem mini-

malen Sitzungsgeld abzugelten, oder ob es allenfalls angezeigt ist, die Sitzungszeit als kompensierba-

re Arbeitszeit zu verzeichnen. Letzteres insbesondere dann, wenn die Arbeitnehmerin oder der Ar-

beitnehmer an etlichen Vorabenden oder Abenden das Behördensekretariat zu gewährleisten hat.  

2 Sitzungsorganisation und –zeit 

2.1 Sitzungsplanung 

Es ist heute üblich und unerlässlich, die Behördensitzungen spätestens am Jahresende für das ganze 

Folgejahr verlässlich zu planen, damit alle Involvierten entsprechend disponieren können. Der Sit-

zungsplan dient zugleich der Reservation einer geeigneten Sitzungslokalität. Sitzungen sollten in der 

Regel längstens zweieinhalb bis drei Stunden dauern, ansonsten die Qualität der Erörterungen erfah-

rungsgemäss stark abnimmt. Ist eine längere Sitzungsdauer unausweichlich, sollte eine Pause einge-

legt werden, um die Aufmerksamkeit aufrechterhalten zu können. Es kann sich lohnen, für die Be-

handlung der einzelnen Geschäfte ein Zeitlimit vorzusehen, um die maximale Sitzungsdauer nicht zu 

überschreiten. Dies darf allerdings nicht zu einer Qualitätseinbusse der behördlichen Willensbildung 

führen. Stimmige Behördenentschädigungen können es erlauben, Sitzungen vom Abend auf den Vor-

abend oder den späteren Nachmittag zu verschieben, was für alle Seiten attraktiver ist und berück-

sichtigt, dass Abendsitzungen weniger ergiebig sein können, weil alle Beteiligten bereits einen ganzen 

Arbeitstag hinter sich haben.  
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2.2 Sitzungsanzahl und -teilnehmende 

Jede Sitzung bindet in beachtlichem Ausmass personelle und finanzielle Ressourcen. In dieser Er-

kenntnis sollten nur dann Sitzungen abgehalten werden, wenn sie zum Ausüben der Behördentätigkeit 

wirklich erforderlich sind. Vorgängig der vorschnellen Vereinbarung einer zusätzlichen Sitzung sollte 

immer geprüft werden, ob der Aufwand tatsächlich eingegangen werden muss. Es lohnt sich die Über-

legung, ob dieser Zusatzaufwand gerechtfertigt ist. Eine einfache Multiplikation der Sitzungsteilneh-

menden mit der voraussichtlichen Sitzungsdauer kann die Entscheidung erleichtern. Sitzungen sind 

dazu da, die eigenen, stufengerecht zugewiesenen Antrags- und Entscheidungsbefugnisse wahrzu-

nehmen. Auf die Traktandierung von Geschäften ausserhalb des eigenen Zuständigkeitsbereichs ist 

daher zu verzichten, auch deshalb, weil durch entsprechende Diskussionen bei den Sitzungsteilneh-

menden fälschlicherweise die Erwartung geweckt wird, es könne Einfluss genommen werden.  

2.3 Sitzungsvorbereitung 

Eine wirkungsvolle Tätigkeit von Behörden steht und fällt mit der Sitzungsvorbereitung. Die Unter-

scheidung von Wesentlichem und Unwesentlichem hat bereits in der Phase der Sitzungsvorbereitung 

zu geschehen. Dazu gehört unter anderem die Abfassung einer aussagekräftigen Traktandenliste: 

Was ist genau gefragt – eine Genehmigung, eine Bewilligung, eine Antragstellung, eine Mitberichter-

stattung? Die zu behandelnden Geschäfte können in verschiedene Kategorien eingestuft werden:  

 

A Geschäfte von besonderer Tragweite zur Erörterung 

B Geschäfte mit Beschluss-Entwürfen zur Diskussion nur auf Verlangen 

C Im Protokoll festzuhaltende Geschäfte zur Sanktionierung im Kenntnisnahme-Verfahren 

D Nicht zu protokollierende Geschäfte zur Orientierung 

 

Denkbar ist auch eine Differenzierung in Geschäfte zur Diskussion und Beschlussfassung, zu sanktio-

nierende, in der Regel stillschweigende Kenntnisnahmen und nicht zu protokollierende Orientierungen 

(Aktenauflage und gegenseitige Orientierung über bedeutende und weniger bedeutende Geschäfte an 

der Sitzung). Ebenfalls in die Phase der Sitzungsvorbereitung fällt die Prüfung des Vorliegens verlang-

ter Mitberichte. Letztere sollten sowohl in den Berichten und Anträgen als auch im (Vor-)Protokoll Ab-

handlung finden.  

2.4 Gute Sitzungsführung 

Es ist für alle Sitzungsbeteiligten attraktiv, wenn Sitzungen gut strukturiert, zielorientiert und direktiv 

aber trotzdem mit dem nötigen Feingespür für die angemessene Diskussion geleitet werden. Die Ver-

handlungsleitung will gelernt sein. Eine Verhandlungsordnung in Form einer Geschäfts-, Organisati-

ons- oder Verwaltungsverordnung kann eine gute Basis bieten, ebenso eine Sitzungsvorbesprechung 

des Präsidiums mit dem Behördensekretariat. Wird der Gang der Verhandlungen unübersichtlich, 

kann es angezeigt sein, einen Sitzungsunterbruch vorzunehmen, um den Geschäftsgang wieder in 

ordentliche Bahnen zu lenken oder ein Abstimmungsverfahren korrekt aufzugleisen.  

http://begem.ch/images/content/ratgeber/Geschaeftskategorien.docx
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3 Klausuren 

Was die Durchführung gemeinderätlicher Klausuranlässe anbelangt, hält vielfach die kommunale Or-

ganisationsverordnung fest, der Gemeinderat treffe sich in der Regel jährlich mindestens einmal zu 

einer Klausurtagung zu einem besonderen Thema. Klausuren eignen sich dazu, dem Gemeinderat als 

Strategiebehörde die Zeit für Grundsatz- und Strategiediskussionen einzuräumen oder für eine ge-

meinsame Ressourcenplanung (Finanzen, Personal usw.) des kommenden Jahres. Sinnvoll ist hierbei 

der Einbezug des gesamten Kaderpersonals, um die Inputs aus allen Bereichen nutzen und gleichzei-

tig eine gemeinsame Verantwortung für die Ergebnisse zu implementieren.  

4 Umgang mit der Verwaltung – Führungskultur  

4.1 Professionelle Verwaltung hier – Milizsystem da 

Aus dem Informations- und Wissensvorsprung der Verwaltung kann sich das Risiko einer Wissens- 

und Machtkonzentration in der Verwaltung ergeben. Es stellt sich die Frage, wie der Gemeinderat 

diesem Risiko begegnen kann, und welche Massnahmen sich eignen, um dem Rat zu ermöglichen, 

die politische Verantwortung für die Gesamtverwaltung tatsächlich tragen zu können. Es kann sich 

lohnen, die gewollten Rollen von Behörden und Verwaltung und die Regeln der Zusammenarbeit in 

Leitlinien zu definieren, einheitliche, umfassende und informative Amtsübergaben vorzusehen und zu 

Beginn einer neuen Amtsdauer eine Einführung in die Mechanismen der Behörden- und Verwaltungs-

organisation anzubieten. Darüber hinaus sollte eine griffige Kontrollorganisation definiert werden. Oft 

ist bereits Etliches erreicht, wenn das Berichtswesen nach Organisationsverordnung institutionalisiert 

und umgesetzt wird (siehe Kapitel Personalführung).  

4.2 Zusammenarbeit  

In den empfohlenen Leitlinien sollte klargestellt werden, wen die Ressortvorstehenden in verwaltungs-

organisatorischen und personellen Belangen zu kontaktieren haben und welche Verwaltungsstelle den 

Ressortvorstehenden in fachspezifischen Angelegenheiten zur Verfügung steht. In der Regel liegen 

Verwaltungsorganisatorisches und Personelles im Aufgabenbereich des Gemeindepräsidiums, was 

zugleich bedeutet, dass Ressortvorstehende ihre verwaltungsorganisatorischen und personellen Fra-

gen beim Gemeindepräsidium einzubringen haben. Fachspezifisches wird regelmässig im Direktkon-

takt mit derjenigen Verwaltungsstelle erörtert, welche für die administrative Begleitung des Ressorts 

verantwortlich zeichnet. Es empfiehlt sich, die gegenseitigen Erwartungen an die Zusammenarbeit von 

Ressort und Verwaltung gleich zu Beginn der Zusammenarbeit klar zu kommunizieren. Ganz grund-

sätzlich kann gelten, dass die Zusammenarbeit von gegenseitiger Achtung, Transparenz und Offen-

heit geprägt sein soll. Die Erreichung der Zusammenarbeitsziele sollte mindestens einmal jährlich 

bilanziert werden. Soweit als geeignet erachtet, vereinbaren die Ressortvorstehenden und die zustän-

digen Verwaltungsstellen regelmässig wiederkehrende Fixtermine zur Besprechung der Pendenzensi-

tuation und zur Definition der Leitplanken für die weitere Behördenarbeit. Kurzfristige Beanspruchun-

gen werden in der Regel vorangezeigt, damit entsprechend disponiert und die nötige Zeit eingeräumt 

werden kann.  

http://begem.ch/images/content/ratgeber/Rollen-Zusammenarbeit.docx
http://www.begem.ch/de/dienstleistungen/Ratgeber


März 2016 Behördentätigkeit Seite 68 

 
 
4.3 Geschäftszuweisungen 

Die Regeln der Zusammenarbeit sollten aussagen, wer in der Behörden- und Verwaltungsorganisation 

für die Zuweisung neuer Behördengeschäfte verantwortlich zeichnet. In der Regel können Ressortvor-

stehende die erteilten Aufträge präzisieren und eigene Aufträge erteilen, soweit es sich um Abklärun-

gen oder die Vorbereitung von Sachgeschäften handelt. Neue Aufgaben sollten nur nach vorgängiger 

Einholung der politischen Legitimation und im Rahmen eines bewilligten Kredits aufgenommen wer-

den. Wird ein Projekt als solches erkannt (Einmaligkeit, Komplexität, Befristung), sollten eine Projekt-

beschreibung mit Organigramm, Pflichtenheft, Terminprogramm und Kostenvoranschlag verfügbar 

gemacht werden, um auf dieser Basis die gemeinderätliche Projektgenehmigung herbeizuführen.  

4.4 Geschäfts- und Terminkontrolle  

Die Verwaltung sollte jederzeit in der Lage sein, der Ressortvorsteherschaft über die pendenten Res-

sort-, Kommissions- und Verwaltungsgeschäfte Auskunft zu geben. Das Pendenzenverzeichnis sollte 

nach der terminlichen Dringlichkeit geführt und in Zusammenarbeit mit der Ressortvorsteherschaft so 

aktualisiert werden, dass keine zurückliegenden Termine verzeichnet sind. Die mit der administrativen 

Begleitung eines Ressorts beauftragte Verwaltungsstelle wird geeigneterweise verpflichtet, für die 

Steuerung und Überwachung der Geschäftsprozesse im Rahmen der behördlichen Vorgaben verant-

wortlich zu zeichnen und mittels eigener Geschäfts- und Terminkontrolle die Einhaltung der Fristen 

und den ordentlichen Abschluss der Geschäfte zu überwachen. 

4.5 Berichtswesen 

Das kommunale Organisationsrecht sieht oftmals vor, die gemeinderätliche Kontrolle durch ein soge-

nanntes Berichtswesen sicherzustellen: Die Abteilungsleitenden der Gemeindeverwaltung haben sich 

über den aktuellen Stand der Geschäfte ihres Zuständigkeitsbereichs auf dem Laufenden zu halten 

und den Ressortvorstehenden periodisch zuhanden des Gemeinderates in knapper Form über den 

Stand der Geschäfte, die Zielerreichung und das Ergebnis der Kreditkontrolle zu berichten. Die Ress-

ortvorstehenden ihrerseits haben den Gemeinderat regelmässig über die wichtigsten Punkte zu orien-

tieren, insbesondere über den Stand der Bearbeitung der durch den Rat in Auftrag gegebenen Ge-

schäfte (Projekte, Vorhaben, Massnahmen aus Leitbild und Massnahmenplan, politisch brisante The-

men). Ganz generell soll gelten, dass die vorgesetzte Stelle unverzüglich zu orientieren ist, wenn Vor-

kommnisse von grosser politischer oder finanzieller Bedeutung, von öffentlichem Interesse oder von 

grosser Tragweite für einzelne Personen festgestellt werden.  

4.6 Führungskultur  

Die Führungskultur sollte auf einer eindeutigen Zuständigkeitsordnung für die Führungsaufgaben auf-

bauen. Tatsache ist, dass der Erwerb einer Führungsfunktion nicht automatisch den Erwerb der Füh-

rungsqualifikation bedeutet. Führungspersonen tun also nötigenfalls gut daran, sich Führungskompe-

tenzen anzueignen. Auf dieser Basis wiederum kann eine Führungskultur entstehen, welche es den 

Mitarbeitenden in der Verwaltung erlaubt, sich wirklich zu entfalten. Das Vorgesetztenverhalten, der 

Zusammenhalt innerhalb der Organisation, die Arbeitsatmosphäre und die Kommunikation stellen 

wesentliche Bestandteile der Attraktivität der Gemeinde als Arbeitgeberin dar. Im Spannungsfeld von 
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Politik und Verwaltung ist es von grosser Bedeutung, die Rollen von Behörden und Verwaltung ein-

heitlich zu interpretieren, die eigenen Zuständigkeiten wahrzunehmen und die Zuständigkeiten des 

Gegenübers zu achten. Wichtig ist es, die Rahmenbedingungen von Zeit zu Zeit auf ihre Attraktivität 

hin zu prüfen, und zwar nicht nur die Rahmenbedingungen für die Mitarbeitenden, sondern auch die-

jenigen für die Behördenmitglieder. Dies kann ebenso Aufgabe des Gemeindepräsidiums und der 

Verwaltungsspitze sein wie das Engagement für eine konstruktive Zusammenarbeit von Ressorts und 

Verwaltung. Die Führungskultur ist geeigneterweise darauf ausgelegt, über eine starke Regierung, 

eine starke Verwaltung und ein ebensolches Erscheinungsbild der Behörden- und Verwaltungsorgani-

sation zu verfügen. Gelingt eine solche Positionierung, darf davon ausgegangen werden, dass sowohl 

die Rekrutierung von Behördenmitgliedern als auch die Suche nach qualifiziertem Gemeindepersonal 

wesentlich leichter fallen, weil es verlockend ist, Teil des Erfolgs zu werden.  

5 Amtsübergabe – Briefing neuer Ratsmitglieder 

Aussagekräftige Amtsübergabeverhandlungen und angemessene Amtseinführungen attraktivieren 

das Behördenmandat! Es genügt nicht, wenn sich eine Amtsübergabe auf ein Gespräch der amts-

übergebenden und der amtsübernehmenden Person und die Übergabe – meist unvollständiger – Ak-

ten der bisherigen Ressortvorsteherschaft beschränkt. Ressortvorstehende des Gemeinderats sollten 

anhand einheitlicher, ressortweiser Amtsübergaben und eines gemeinsamen Amtseinführungsanlas-

ses in ihr Mandat eingeführt werden. Amtsübergaben und Amtseinführungsanlass werden durch das 

Gemeindepräsidium und die Verwaltungsspitze organisiert. Bei der zu protokollierenden Amtsüberga-

be interessieren insbesondere das Verzeichnis der hängigen Ressortgeschäfte, eine allfällige Akten-

übergabe, die Kommentare der amtsübergebenden Person, die Fragen der amtsübernehmenden 

Person und die Leitplanken für die behördliche Geschäftsbehandlung. Das Amtsübergabeprotokoll ist 

Sache der Verwaltung. Im Rahmen des Amtseinführungsanlasses sind in erster Linie die Mechanis-

men der Behörden- und Verwaltungsorganisation, die Rollen und die Zusammenarbeit von Behörden 

und Verwaltung, Führungs- und Strategiepapiere und das kommunale Organisations- und Personal-

recht zu thematisieren. Letzteres, soweit es die Behörden betrifft.  

6 Rechtliches 1x1 

Die Beurteilung von Rechtsfragen und der Entwurf von Dokumenten mit rechtlicher Relevanz ist Sa-

che der Gemeindekader. Allerdings steht es den Gemeindebehörden frei, abweichend vom Antrag der 

Kader rechtliche Beurteilungen vorzunehmen und anders zu entscheiden. Ergeben sich diesbezüglich 

Differenzen, sind diese zu dokumentieren (Protokollvermerk). Die Gemeindekader sind ihrer Pflicht 

nachgekommen, wenn sie die Behörden auf eine bestimmte Rechtslage aufmerksam machen. Ent-

scheidet die Behörde – unter Umständen aus politischen oder wirtschaftlichen Gründen – anders, 

sollten die Gemeindekader noch einmal „abmahnen“, ein weiteres Insistieren oder gar der Gang zur 

Aufsichtsbehörde erscheinen nicht angezeigt. 

 

Es erscheint wichtig, dass auch die Behörden die sie betreffenden wichtigsten rechtlichen Bestim-

mungen kennen, auch wenn die Behörden nicht in der Lage sein müssen, im Alltag die sich ergeben-

den Sachverhalte hinlänglich rechtlich beurteilen zu können. Zu denken ist beispielsweise ganz allge-

http://begem.ch/images/content/ratgeber/ChecklisteEinfhrungneueBehrdemitglieder.docx
http://begem.ch/images/content/ratgeber/EinfhrungsanlassBehrde.docx
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mein an die Zuständigkeitsordnung oder an die Ausstandspflicht im Fall persönlicher Interessen. Als 

spielerischer Einstieg in die Behördentätigkeit können sich die Behörden mit den folgenden Fragen 

rechtlicher Natur (Rechtliches 1x1) auseinandersetzen.  

7 Fazit 

 Es empfiehlt sich, die Rahmenbedingungen für die Behördenarbeit von Zeit zu Zeit zu überprü-

fen, um nötigenfalls die Attraktivität und damit die Partizipation steigern zu können – aussagekräf-

tige Amtsübergabeverhandlungen und angemessene Amtseinführungen attraktivieren das Be-

hördenmandat.  

 Sitzungen sollten in der Regel längstens zweieinhalb bis drei Stunden dauern, ansonsten die 

Qualität der Erörterungen erfahrungsgemäss stark abnimmt. Ist eine längere Sitzungsdauer un-

ausweichlich, ist eine Pause einzuplanen.  

 Die Abfassung einer aussagekräftigen Traktandenliste mit kategorisierten Geschäften kann den 

Gang der Verhandlungen wesentlich erleichtern – es kann sich lohnen, die Einführung von A-, B-, 

C- und D-Geschäften zu prüfen.  

 Die Verhandlungsleitung will gelernt sein. Eine Verhandlungsordnung in Form einer Geschäfts-, 

Organisations- oder Verwaltungsverordnung kann eine gute Basis bieten.  

 Als Gegenstand der Anerkennung der Behördenarbeit empfiehlt sich unter anderem die Finanzie-

rung oder Mitfinanzierung spezifischer Weiterbildungsveranstaltungen für Behördenmitglieder.  

 Um dem Risiko einer Wissens- und Machtkonzentration in der Verwaltung entgegenzuwirken, 

empfiehlt es sich, einheitliche, umfassende und informative Amtsübergaben vorzusehen, zu Be-

ginn einer neuen Amtsdauer eine Einführung in die Mechanismen der Behörden- und Verwal-

tungsorganisation anzubieten und darüber hinaus eine griffige Controlling-Organisation zu schaf-

fen.  

 Die Ziele der Zusammenarbeit von Ressort und Verwaltung sollten gleich zu Beginn der Zusam-

menarbeit kommuniziert und mindestens einmal jährlich bilanziert werden. Die Regeln der Zu-

sammenarbeit sollten aussagen, wer in der Behörden- und Verwaltungsorganisation für die Zu-

weisung neuer Behördengeschäfte verantwortlich zeichnet.  

 Die Verwaltung soll jederzeit in der Lage sein, der Ressortvorsteherschaft über die pendenten 

Ressort-, Kommissions- und Verwaltungsgeschäfte Auskunft zu geben.  

 Es lohnt sich, das gemeinderätliche Berichtswesen nach Organisationsverordnung zu institutiona-

lisieren, um die wichtigsten Gemeindegeschäfte einer wiederkehrenden Prüfung der Zielerrei-

chung zu unterziehen.  

 Die Führungskultur ist geeigneterweise darauf ausgelegt, über eine starke Regierung, eine starke 

Verwaltung und ein ebensolches Erscheinungsbild der Behörden- und Verwaltungsorganisation 

zu verfügen.  

 

 

 

 

http://begem.ch/images/content/ratgeber/Rechtliches1x1.docx
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